
  
        [image: image]
    



    NICOLE HUBER

    
	Kinderfrei

	
	oder warum Menschen
ohne Nachwuchs keine
Sozialschmarotzer sind

	
	 		
			HERBiG

	


	


	
					Meinen Eltern
	

	
					Besuchen Sie uns im Internet unter
	

	

					
	
		
	
	                www.herbig-verlag.de
	

    
    
  			        © für die Originalausgabe: 2011 F.A. Herbig

  			        Verlagsbuchhandlung GmbH, München

			        © für das eBook: 2012 F.A. Herbig

			        Verlagsbuchhandlung GmbH, München

  			        Alle Rechte vorbehalten

  			        Umschlaggestaltung: Wolfgang Heinzel

					Umschlagillustration: Simona Petrauskaite

					Herstellung und Satz: VerlagsService Dr. Helmut Neuberger

					& Karl Schaumann GmbH, Heimstetten

  			        
  



	
					eBook-Produktion: GGP Media GmbH, Pößneck	
	
				
	
	
					ISBN 978-3-7766-8115-4	
	



	
    
        Inhalt

                             
                                 
                                 Einleitung

        	         
        	         			 1 Artikel 6 GG – ein seltsamer Grundgesetzartikel und seine noch seltsamere Auslegung



                                 2 Die Kinder-Reichen

                                 Porträt Sara: Deutschland hinkt in Sachen Feminismus hinterher

                                 3 Ehrenbürgerschaft für Josef Fritzl?

                                 Porträt Paul: Vater werden ist keine Leistung

                                 4 Keine Rente für Eltern behinderter Kinder

                                 Porträt Jeanne: Ich bin eine Geliebte, keine Mutter

                                 5 Von der Absurdität des Kinderwahlrechts

                                 Porträt Inga: Als Autistin habe ich es schwer genug

                                 6 Heiraten gefährdet Ihre Fruchtbarkeit

                                 Porträt Don Alphonso: (K)eine Stütze der Gesellschaft

                                 7 Kinderwunsch oder Kinderwahn?

                                 Porträt Phoena: Glücklich kinderfrei

                                 8 Der Elefant im Wohnzimmer

                                 Porträt Caro: Wir haben nicht das Recht, andere Arten auszulöschen

                                 9 Tabu Bevölkerungspolitik

                                 Porträt Théophile de Giraud: Er feiert die Kinderfreien

                                 10 Ein Segen für Deutschland

                                 Porträt Thorsten: Deutschland muss Vorbild sein

                                 
                                 11 Qualität statt Quantität

                                 Nachwort

                                 Anhang

                                 Empfehlenswerte Blogs und Websites

                                 Ausgewählte Literatur


        
    

Einleitung

      Stellen Sie sich vor, Sie sind – oder waren – der Dalai Lama, Simone de Beauvoir, George Clooney, Mutter Teresa, Albert Schweitzer, der Papst, Michelangelo, Oprah Winfrey, Jean-Paul Sartre, Alice Schwarzer, Angela Merkel, Lea Ackermann oder Erich Kästner. Ihr Lebenswerk ist beachtlich und hat Respekt verdient, meinen Sie? Falsch gedacht. Sie haben keinerlei Beitrag zu Kunst, Kultur, Politik, Medizin oder zur Verbesserung der Lebenssituation anderer Menschen geleistet; Sie sind oder waren vielmehr ein unfassbar egoistischer kaltherziger nutzloser Schmarotzer. Denn Sie haben keine Kinder in die Welt gesetzt. Gaddafi ist ein wertvollerer Mensch als Sie.

      Zu diesem Schluss könnte man jedenfalls gelangen, da es kaum ein anderes Thema zu geben scheint, bei dem sich Politiker, Medien und weite Teile der Gesellschaft so einig sind wie in der Überzeugung, dass Elternschaft immer und unter allen Umständen ein positiver sozialer Beitrag ist, ja, sogar der einzige Beitrag, der wirklich zählt. Wer hingegen keine Kinder in die Welt setzt, leistet keinen Beitrag, lebt auf Kosten von Eltern und muss daher mindestens höhere Steuern zahlen, wenn nicht sogar, wie von verschiedenen Seiten immer wieder gefordert wird, mit einem vollständigen oder partiellen Entzug seiner Rentenansprüche bestraft werden. Kinderlose werden von Medien und Politik je nach Gusto als Verantwortliche für leere Rentenkassen, Werteverfall, das Aussterben des deutschen Volkes oder eine drohende Islamisierung Europas verunglimpft. Im privaten Bereich sind sie aufdringlichen Fragen (»Klappt es nicht oder wollt ihr nicht?«), unverschämten Bemerkungen (»Du liebst deinen Mann wohl nicht, weil du kein Kind von ihm willst«, »So ein egoistisches Leben wie du möchte ich nicht führen müssen«) und mit hellseherischer Gewissheit vorgetragenen düsteren Zukunftsprognosen (»Das wirst du bereuen, wenn du alt und allein bist«) ausgesetzt.

      Dabei sind die Deutschen eigentlich im Großen und Ganzen eine freiheitliche und tolerante Gesellschaft. Sie haben in den letzten Jahrzehnten einen erstaunlichen Wertewandel vollzogen: Wir akzeptieren uneheliche Kinder, alleinerziehende Mütter, unverheiratet zusammenlebende Paare, Homosexuelle, Punker oder Atheisten. Wir sind so tolerant geworden, dass so mancher jugendliche Möchtegern-Rebell der Verzweiflung nahe ist, weil es ihm einfach nicht gelingen will, seine Eltern und andere Erwachsene zu provozieren.

      Nun, ich hätte da aus eigener Erfahrung einen Tipp für diese jungen Menschen: Sie sollten einfach einmal kategorisch verkünden, dass sie niemals Kinder haben wollen, und sich dann entspannt zurücklehnen und warten, was passiert. Zwar werden sie wahrscheinlich von vielen erst einmal nicht ernst genommen werden und zu hören bekommen: »Du wirst deine Meinung schon noch ändern«, doch mit etwas Glück und im richtigen Umfeld lässt sich durchaus die eine oder andere schockierte Reaktion herauskitzeln.

      Kinderlosigkeit – genauer: freiwillige Kinderlosigkeit – ist eine Lebensform, die von der allgemeinen Akzeptanz der Vielfalt von Lebensentwürfen ausgeschlossen ist. Kinder zu wollen ist ein Muss, und wenn es auf natürlichem Weg nicht klappt, ist man verpflichtet, alles in Anspruch zu nehmen, was die moderne Wissenschaft an Hilfsmitteln so hergibt. Zwar sind die Zeiten, in denen man dem Führer ein Kind schenken musste, zum Glück vorbei, doch auch heutzutage ist Fortpflanzung anscheinend (wieder) eine staatsbürgerliche Pflicht.

      Dabei sind sowohl die Debatte über Geburtenraten und Kinderfreundlichkeit (soweit man die einseitige Meinungsmache überhaupt als »Debatte« bezeichnen kann) als auch die deutsche Familienpolitik selbst an Heuchelei kaum zu überbieten: Da ereifert sich die Öffentlichkeit zwar über die Einrichtung von Erwachsenenzonen in Cafés, die Tatsache jedoch, dass jedes Jahr mehr als 40 000 Kinder im Straßenverkehr verletzt (und weit über 100 getötet) werden, wird mit einem Schulterzucken als zwar bedauerlicher, aber notwendiger Preis der »freien Fahrt für freie Bürger« hingenommen. Einerseits wird das Kindergeld erhöht, andererseits wird es denjenigen Familien wieder weggenommen, die am dringendsten darauf angewiesen wären: Anfang April 2010 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass die volle Anrechnung von Kindergeld auf den Bezug von ALG II rechtens ist. Während man landesweit nach dem bewährten Prinzip von Zuckerbrot und Peitsche alles versucht, um die Menschen zur Familiengründung zu »ermutigen«, wird homosexuellen Paaren die Adoption von Kindern verwehrt. Einerseits sieht der Koalitionsvertrag der schwarz-gelben Regierung die Einführung des unsäglichen Betreuungsgeldes vor und es wird nach wie vor am Ehegattensplitting festgehalten, andererseits fehlt angeblich das Geld für ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen und Kinderhorten – oder auch nur für die Renovierung vorhandener Schulgebäude. Besonders hirnrissig ist es, wenn von der »Verantwortung gegenüber den kommenden Generationen« gesprochen wird, gleichzeitig aber im Namen ebendieser Verantwortung öffentliche Einrichtungen (von Schwimmbädern über Theater bis hin zu Schulen und Universitäten), die den künftigen Generationen zugute kämen, kaputtgespart werden. Nach dem Motto »Wir haben den Staatshaushalt von unseren Kindern nur geborgt« wird mit dem aus dem Umweltschutz übernommenen Konzept der Nachhaltigkeit argumentiert. Dabei wird geflissentlich übersehen, dass es einen bedeutenden Unterschied zwischen Staatsschulden und verbrauchten Ressourcen gibt: Während eine zerstörte Umwelt in der Tat nichts weiter bedeutet als einen Verlust an Lebensgrundlagen und Gestaltungsmöglichkeiten, und natürliche Ressourcen, die schneller verbraucht werden, als sie sich regenerieren können, den nachfolgenden Generationen tatsächlich nicht mehr zur Verfügung stehen, steht den Staatsschulden für öffentliche Ausgaben eine Infrastruktur gegenüber, von der die Bürger profitieren. Und richtig ärgerlich wird es, wenn Kinderlosen mit der Kürzung ihrer Rentenansprüche gedroht wird, weil sie keine zukünftigen Arbeitslosen – Verzeihung: Rentenzahler – großziehen, der Staat sich gleichzeitig aber die Förderung der Riesterrente jährlich zwei Milliarden Euro kosten lässt, die dann natürlich der gesetzlichen Rentenversicherung fehlen, und hohe Einkommen durch ein Instrument mit dem hübschen Namen »Beitragsbemessungsgrenze« von der Beitragspflicht verschont werden.

      Diese widersprüchlichen Signale sind kein Zufall. Sie erklären sich vielmehr aus der verbissenen Verteidigung eines reaktionären Familienbildes und einer zutiefst menschenverachtenden Einstellung, die Kinder nicht als Individuen mit einem ganz eigenen Wert, sondern nur noch nach einer Kosten-Nutzen-Rechnung betrachtet.

      Deshalb ist es, wenn sich an der gegenwärtigen Situation etwas verbessern soll, wenig sinnvoll, sich an einzelnen Symptomen aufzureiben oder sich gar in Scheingefechten darüber, wer denn nun welchen Beitrag leistet und wer welche Kosten verursacht, aufeinanderhetzen zu lassen. Man muss sich vielmehr, wie in diesem Buch geschehen, einmal den Spaß machen, die herrschenden Vorstellungen ganz genau zu betrachten, wirklich ernst zu nehmen und in aller Konsequenz zu Ende zu denken. Und siehe da, schon offenbart sich ihre Absurdität in herrlichster Pracht.

      Diesem »Familienfundamentalismus« möchte ich das Konzept der »Kinderfreiheit« entgegensetzen, einen Begriff, der sich im anglo-amerikanischen Sprachraum bereits etabliert hat. Als »childfree«, also »kinderfrei«, bezeichnen sich Menschen, die aus unterschiedlichsten Gründen keine Kinder wollen, um zum Ausdruck zu bringen, dass sie sich nicht als »less«, also als »weniger« oder »mangelhaft« begreifen, sondern eine freie Entscheidung getroffen haben und mit ihr glücklich sind. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei den »childless«, den Kinderlosen, um Menschen, die gerne Kinder hätten, aus irgendeinem Grund aber (noch) nicht haben können – auch wenn die Übergänge natürlich fließend sind.

      Ich würde mir wünschen, dass sich die Bezeichnung »kinderfrei« auch im Deutschen durchsetzt, und werde in diesem Buch den Anfang machen. Denn ebenso wie etwa »arbeitslos«, »hoffnungslos«, »perspektivlos« drückt auch »kinderlos« einen Mangel aus, der weder objektiv vorliegt (auch wer keine Kinder hat, ist schließlich ein vollwertiger Mensch) noch zwangsläufig als solcher empfunden wird. Und auch wenn pauschal die »Kinderlosigkeit« verdammt wird, so sind es doch in Wahrheit die freiwillig Kinderlosen, die Kinderfreien, gegen die sich die Angriffe richten.

      Die in diesem Buch enthaltenen persönlichen Porträts zeigen, dass Pauschalurteile absolut fehl am Platz sind. Die Motive, Erfahrungen und Geschichten von Kinderfreien sind ebenso persönlich und vielfältig wie die von Menschen mit Kindern. Doch auch rein sachlich betrachtet gibt es gute Gründe, keine Kinder in die Welt zu setzen. Umweltzerstörung, Ressourcenübernutzung, Artensterben, Armut, Hunger und Verteilungsungerechtigkeit sind in aller Munde. Die Tatsache jedoch, dass die Größe und das rapide Wachstum der Weltbevölkerung in engem Zusammenhang mit diesen Problemen stehen und sie noch zusätzlich verschärfen, wird in der Öffentlichkeit bisher kaum diskutiert. Der bloße Gedanke daran, dass es nicht nur bei Tieren, sondern auch bei Menschen so etwas wie eine zu hohe Population geben könnte, verursacht bei vielen Menschen erhebliches Unbehagen. Häufig wird irrigerweise angenommen, dadurch würden Menschen als überzählig, überflüssig, ja gar schädlich abgeurteilt. Dabei ist genau das Gegenteil richtig. »Überbevölkerung« bezeichnet lediglich den Umstand, dass die Ressourcen eines bestimmten Gebiets nicht ausreichen, um die in ihm lebenden Individuen auf Dauer zu versorgen. Und deshalb ist die Frage, wie viele Menschen unser Planet ertragen kann, nicht nur legitim, sondern zwingend erforderlich. Gerade wenn man den Wert des Individuums und seine Menschenwürde respektiert, muss man sich nach Kräften bemühen, das Bevölkerungswachstum zu stoppen, damit langfristig nicht mehr Menschen auf unserem Planeten leben, als dieser verkraften kann. Nur so hat jeder Einzelne eine Chance auf ein Leben in Würde, ohne Armut und Hunger.

      Davon abgesehen verursacht die hohe Bevölkerungsdichte in Ländern wie Deutschland ihre ganz eigenen Probleme – ganz zu schweigen von einem Verlust an Lebensqualität.

      Unter diesen Gesichtspunkten ist Kinderfreiheit nicht nur eine akzeptable Lebensform, sondern stellt ein wichtiges Gegengewicht zur Mehrheit der Menschen dar, die Kinder haben oder zukünftig bekommen werden.

      Um Missverständnissen vorzubeugen: Ich will keineswegs die Entscheidung für Kinder abwerten oder die wichtigen und erheblichen Leistungen in Abrede stellen, die viele Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder erbringen. Dieses Buch richtet sich lediglich gegen die pauschale Glorifizierung von Elternschaft und die damit einhergehende Verteufelung von Menschen ohne Kinder. Denn diese schadet uns allen, vor allem den Kindern und Jugendlichen selbst, um die es doch angeblich geht. Zum einen werden durch die Subventionierung von Eltern, die finanziell in keiner Weise auf Unterstützung angewiesen wären, Mittel gebunden, die dann an anderer Stelle fehlen, etwa bei der Förderung von Kindern aus sozial schwachen Familien, Schulen und Kindergärten. Zum anderen wird eine sachliche Diskussion über die dringend notwendige Umkehr in der Familienpolitik verhindert. Die besteht darin: Erstens weniger Transferleistungen an Eltern, mehr direkte Unterstützung von Kindern und Jugendlichen. Zweitens weg von der blinden, unreflektierten Förderung unserer Vermehrung und hin zu einer Familienpolitik, die auch den Faktor der ökologischen Nachhaltigkeit berücksichtigt. Eine solche Politik wäre wahrhaft verantwortungsvoll gegenüber den kommenden Generationen.

1 Artikel 6 GG – ein seltsamer Grundgesetzartikel und seine  noch seltsamere Auslegung

      2009 wurde das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 60 Jahre alt. Wie es sich gehört, wurde dieser runde Geburtstag gebührend gefeiert. Doch desillusioniert und politik(er)verdrossen, wie viele von uns mittlerweile sind, reagieren wir anlässlich solcher Jubiläen häufig nicht mit Stolz und Freude, sondern wegen der penetranten Selbstbeweihräucherung unserer Politiker, die sich via Fernsehbildschirm über uns ergießt, vor allem genervt. 50 Jahre Europäische Union? 60 Jahre Bundesrepublik? 20 Jahre Deutsche Einheit? Und wenn schon. Geh mir bloß weg damit.

      Dabei können wir auf unsere Verfassung eigentlich wirklich stolz sein. Natürlich ist sie alles andere als perfekt, wie jedes Menschenwerk, aber im Großen und Ganzen wirklich hervorragend gelungen. Allein schon der erste Satz: »Die Würde des Menschen ist unantastbar« (Art.1 I Satz 1 GG). Ein völlig zu Recht viel zitierter Klassiker.

      Mitten im sich daran anschließenden Grundrechtekatalog (der so wichtige Rechte enthält wie die Meinungs-, Presse- und Kunstfreiheit (Art. 5 GG), das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II Satz 1 GG) oder auch die Gleichberechtigung von Mann und Frau (Art. 3 II Satz 1 GG) findet sich allerdings eine Vorschrift, die so gar nicht hineinzupassen scheint: Art. 6 GG, der da lautet: »Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung« (Art. 6 I GG). Unter dem besonderen Schutz wohlgemerkt, während beispielsweise die UN-Menschenrechtserklärung nur davon spricht, dass Familien Anspruch auf den »Schutz« der Gemeinschaft haben (Art. 16 III). So sind wir Deutschen nun mal. Immer ein bisschen besser, ein bisschen effektiver, ein bisschen genauer als die anderen.

      Diesen Artikel 6 GG sollten wir einmal genauer unter die Lupe nehmen, muss er doch als Rechtfertigung für viele der Absurditäten herhalten, die in diesem Buch angesprochen werden. Also: Was wird hier eigentlich geschützt und warum?

      Konzentrieren wir uns zuerst auf das »Was«. Da hätten wir zum einen die Ehe. Die Institution der Ehe wird geschützt, weil sie als wichtige Vorstufe zu Familie verstanden wird. In der Weimarer Reichsverfassung wurde dieser Schutzgrund noch ausdrücklich erwähnt. In Art. 119 I hieß es dort: »Die Ehe steht als Grundlage des Familienlebens und der Erhaltung und Vermehrung der Nation unter dem besonderen Schutz der Verfassung.«

      Diese Funktion der Ehe als Vorstufe und Grundlage der Familiengründung spiegelt sich in der Definition der Ehe durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wider, der zufolge unter einer Ehe die »auf Dauer angelegte, in der rechtlich vorgesehenen Form geschlossene, grundsätzlich unauflösliche Lebensgemeinschaft von Mann und Frau« zu verstehen ist. Gleichgeschlechtliche Paare können zwar seit einigen Jahren eine »Lebenspartnerschaft« eingehen, die der Ehe in der Ausgestaltung von Rechten und Pflichten in vielen Bereichen ähnelt, aber eben keine Ehe schließen. Diese bleibt weiterhin eine Sache zwischen Männlein und Weiblein, denn nur innerhalb einer heterosexuellen Beziehung ist eine Schwängerung nicht von vornherein biologisch ausgeschlossen.

      Nun bringt ja beileibe nicht jede Ehe Kinder hervor oder ist auch nur – Stichwort: kinderfreie Paare – auf Kinder ausgerichtet. Doch auch die kinderlose Ehe steht unter dem besonderen Schutz des Staates. Der Grund hierfür liegt, »insbesondere wenn man sie getrennt vom Schutz der Familie betrachtet, in der auf Dauer übernommenen, auch rechtlich verbindlichen Verantwortung für den Partner«1› Hinweis. Angesichts dieser beiden Begründungen – Vorstufe zur Familiengründung und auf Dauer übernommene rechtlich verbindliche Verantwortung für den Partner – drängt sich die ketzerische Frage auf, inwieweit der besondere Schutz der Ehe eigentlich überhaupt noch gerechtfertigt ist. Denn da heutzutage außereheliche Geburten nicht gerade selten und zudem gesellschaftlich voll akzeptiert sind, ist die Ehe keine notwendige Vorstufe zur Familiengründung mehr. Und wenn aus einer Ehe Kinder hervorgehen, ist dies in erster Linie Gegenstand des vom Schutz der Ehe unabhängigen verfassungsrechtlichen Schutzes der Familie.2› Hinweis Aber auch mit der sich aus ihrer Dauerhaftigkeit ergebenden »Stabilitätsgewähr«3› Hinweis der Ehe ist es nicht mehr sonderlich weit her, führt man sich vor Augen, dass etwa jede dritte Ehe in Deutschland mit einer Scheidung endet.4› Hinweis Soweit zur Ehe.

      Die zweite Lebensform, die laut Artikel 6 GG besondere Schutzbedürftigkeit verdient, ist die Familie. Ein unbedarfter Betrachter mag sich zunächst ein wenig wundern, warum die Familie als solche überhaupt des verfassungsrechtlich garantierten staatlichen Schutzes bedarf. Schließlich ist jeder Mensch zwangsläufig Teil einer Familie, jeder von uns ist zumindest der Sohn oder die Tochter von irgendjemandem, und im Gegensatz etwa zur Meinungsfreiheit könnte kein Staat der Welt an dieser simplen Tatsache etwas ändern. Obendrein stehen die meisten von uns noch in vielfältigen anderen familiären Beziehungen: zu Geschwistern, Tanten, Onkeln, Cousins, Cousinen, Nichten und Neffen, Enkeln – ganz zu schweigen von der angeheirateten Verwandtschaft. Sollten wirklich all diese Beziehungen unter dem besonderen Schutz des Staates stehen?

      Das wäre in der Tat ein allzu ausufernder Schutzbereich. Und deshalb bilden im Sinne des Grundgesetzes Ihre kleine Tochter und deren heiß geliebter Opa ebenso wenig eine Familie wie Sie und Ihre Lieblingsschwester. Als Familie gilt rechtlich nur die Gemeinschaft von Eltern und ihren (minderjährigen!) Kindern. Diese sogenannte »faktische« Auslegung des Begriffs Familie hat also nichts mit der ganzen Sippe zu tun, sondern beschränkt sich auf die »Kernfamilie«, und das unabhängig davon, ob die Eltern verheiratet oder auch »nur« zusammen sind und ob es sich um gemeinsame oder nicht gemeinsame Kinder eines Paares handelt. Der ausdrückliche Schutz dieser »Kern-« oder auch »Kleinfamilie« beruht darauf, dass sie nach Ansicht des Verfassungsgebers das ideale Umfeld für das Heranwachsen von Kindern ist, ohne die auf Dauer keine staatliche Gemeinschaft existieren kann.

      Vielleicht sollte die Vorschrift dann allerdings treffender lauten: »Die Kleinfamilie steht unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung«, oder noch besser: »Die Beziehung zwischen Eltern und ihren minderjährigen Kindern steht unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung«. Denn wenn nur die Gemeinschaft zwischen Eltern und minderjährigen Kindern als Familie gilt: Welches Verhältnis besteht dann zwischen Eltern und ihren bereits erwachsenen Kindern? Zwischen Oma und Enkel? Zwischen Schwiegersohn und Schwiegermutter? Zwischen erwachsenen Geschwistern? Mein Lebensgefährte zum Beispiel hat neun Geschwister und etliche Nichten und Neffen. Sind sie nicht seine Familie? Das hätte immerhin den Vorteil, dass wir uns nicht mehr so viele Geburtstage merken müssen …

      Doch zurück zu unserem Artikel 6 GG. Nachdem wir geklärt haben, wer geschützt werden soll, stellt sich die Frage, worin nun eigentlich genau dieser viel beschworene »Schutz« besteht. Ähnlich wie bei anderen Grundrechten auch gestaltet sich der Schutz von Ehe und Familie einerseits als Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe und andererseits als Verpflichtung des Staates, die ungehinderte Wahrnehmung des Rechts zu gewährleisten. So ist es in Bezug auf die Ehe etwa »Aufgabe des Staates, alles zu unterlassen, was die Ehe beschädigt oder sonst beeinträchtigt, und sie durch geeignete Maßnahmen zu fördern.«5› Hinweis Das klingt, unvoreingenommen betrachtet, ganz gut, aber wir sollten uns keinen Illusionen hingeben: Nur weil sich der Schutz von Ehe und Familie in der illustren Gesellschaft unserer kostbaren Freiheitsrechte befindet, handelt es sich noch lange nicht um eine demokratische Errungenschaft. Im Gegenteil. Unser Konzept von Ehe und Familie fußt ursprünglich auf zutiefst reaktionären Vorstellungen, die sich nicht allzu sehr von denen eines ultrakonservativen muslimischen Vaters unterscheiden, der im Namen einer fragwürdigen »Familienehre« einen ganz und gar unehrenhaften Mord an seiner Tochter begeht. Denn historisch gesehen war die Ehe in erster Linie ein Instrument, um dem Mann den Zugriff auf die Sexualität und damit Fortpflanzungsmöglichkeit sowie den Besitz der Frau zu sichern. Der pater familias hatte uneingeschränkte Gewalt über die Mitglieder seines Haushalts, und der »Schutz« von Ehe und Familie durch den Staat bestand auch noch in der Bundesrepublik lange Zeit darin, diese männliche Vormachtstellung aufrechtzuerhalten, wobei Frauen und Kinder unter dem Vorwand der »Nichteinmischung« mehr oder weniger der Willkür des Ehemanns und Vaters (bzw. im Falle von Kindern der Willkür der Eltern generell) ausgeliefert wurden. So wurde erst 1997 die Vergewaltigung in der Ehe endlich strafbar – und dann auch nur auf Antrag. Erst 2004 wurde sie zu einem Offizialdelikt, d. h. zu einer Straftat, die auch ohne Antrag des Opfers strafrechtlich zu verfolgen ist. Erst im Jahr 2000 wurde das elterliche Züchtigungsrecht abgeschafft und ein Recht des Kindes auf gewaltfreie Erziehung gesetzlich verankert (§ 1631 II BGB). Und auch heute noch bekommen Missbrauchsopfer oder misshandelte Frauen, die sich zur Wehr setzen wollen, immer wieder zu hören, sie würden »die Familie zerstören«.

      Das ist eben das Problem, wenn man statt des Individuums und seiner Rechte ein Konzept oder eine Institution unter Schutz stellt. So etwas entwickelt rasch eine unerfreuliche Eigendynamik, und plötzlich ist »das Vaterland« wichtiger als Wohl und Wehe der einzelnen Bürger, ist »die Ehe« wichtiger als Freiheit und Selbstbestimmung der jeweiligen Ehepartner, ist »die Familie« wichtiger als die Rechte der einzelnen Familienmitglieder.

      Nun haben wir ja in dieser Beziehung erhebliche Fortschritte gemacht. Unser heutiges Verständnis von Ehe und Familie ist ein modernes, das auf dem Grundgedanken der Gleichberechtigung beruht und auch die Rechte von Kindern berücksichtigt. Und auch eine Scheidung ist heute quasi eine reine Formsache und vor allem kein gesellschaftliches Stigma mehr – auch wenn ich es eigentlich immer wieder erstaunlich finde, dass ein auf Lebenszeit geschlossener, grundsätzlich unauflösbarer Vertrag (denn nichts anderes ist eine Ehe) nicht als sittenwidrig gilt,6› Hinweis und dass zwei erwachsene, voll geschäftsfähige Menschen, die einen solchen Vertrag freiwillig eingehen, diesen nicht ebenso freiwillig wieder lösen können, sondern dazu nach wie vor die Erlaubnis eines Gerichts benötigen.

      Doch unser heutiges modernes Familienbild ist nicht in Stein gemeißelt. Werte und mit ihnen die Auslegung und Ausgestaltung der Grundrechte unterliegen einem ständigen Wandel, und es ist keinesfalls gesagt, dass ein solcher Wandel zwangsläufig immer zum Positiven, im Sinne eines kontinuierlichen Fortschritts zu mehr Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit hin erfolgt. Ein Rückfall in reaktionäre Vorstellungen ist niemals auszuschließen – von daher möge man mir verzeihen, dass mir der grundsätzliche Schutz von »Ehe« und »Familie« als Institutionen ein wenig Bauchschmerzen bereitet, er ist schlicht von gestern.

      Umso wichtiger ist die Interpretation dieser allgemein formulierten Schutzbestimmung. Denn aus dem in Art. 6 I GG enthaltenen Schutzauftrag wird gerne einmal das Recht, ja geradezu die Pflicht abgeleitet, andere Lebensformen als Ehe und/oder Familie grundsätzlich schlechter zu stellen. Dieser Auffassung hat aber das Bundesverfassungsgericht jetzt im Zusammenhang mit der Eingetragenen Lebenspartnerschaft eine klare Absage erteilt: Zwar sei es dem Gesetzgeber wegen des verfassungsrechtlichen Schutzes der Ehe grundsätzlich nicht verwehrt, sie gegenüber anderen Lebensformen zu privilegieren. Geht die Privilegierung der Ehe jedoch mit einer Benachteiligung anderer Lebensformen einher, obwohl diese nach dem geregelten Lebenssachverhalt und den mit der Normierung verfolgten Zielen der Ehe vergleichbar sind (wie bei der Lebenspartnerschaft, bei der es sich ebenfalls eine auf Dauer angelegte Gemeinschaft handelt, mit der die Partner rechtlich verbindlich Verantwortung füreinander übernehmen), so rechtfertige der bloße Verweis auf das Schutzgebot der Ehe eine solche Differenzierung nicht. Denn aus der Befugnis, die Ehe gegenüber anderen Lebensformen zu privilegieren, ließe sich kein in Art. 6 I GG enthaltenes Gebot ableiten, andere Lebensformen gegenüber der Ehe zu benachteiligen. Es sei verfassungsrechtlich nicht begründbar, aus dem besonderen Schutz der Ehe abzuleiten, dass andere Lebensgemeinschaften im Abstand zur Ehe auszugestalten und mit geringeren Rechten auszustatten seien. Hier bedürfe es jenseits der bloßen Berufung auf Art. 6 I GG eines hinreichend gewichtigen Sachgrundes, der gemessen am jeweiligen Regelungsgegenstand und – ziel die Benachteiligung anderer Lebensformen rechtfertige.7› Hinweis

      Das ist doch schon mal was! Wenn man allerdings richtig darüber nachdenkt, ist andererseits nicht wirklich ersichtlich, inwiefern sich aus einem Schutzauftrag eine Befugnis zur Privilegierung (die sich in der Praxis vor allem in einer steuerlichen Bevorzugung durch Ehegattensplitting bzw. günstigere Steuerklassen ausdrückt) ableiten lässt. Dieser Schutzauftrag ließe sich nämlich auch ganz anders interpretieren: als Pflicht des Staates, jedem Menschen das Recht auf Eheschließung und Familiengründung zu garantieren und durch Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen dafür zu sorgen, dass dieses Recht auch tatsächlich ungehindert wahrgenommen werden kann. Dieses Recht müsste dann auch für homosexuelle Paare gelten, denn es gibt keinerlei sachlichen Grund dafür, sie davon auszuschließen. Es ist nicht einzusehen, warum man das Instrument einer Eingetragenen Lebenspartnerschaft – quasi eine »Ehe light« – einrichtet, aber vor dem letzten und nur konsequenten Schritt zurückschreckt, Homosexuellen die Eheschließung zu ermöglichen. Das Argument, die Ehe sei nun einmal als Lebensgemeinschaft zwischen Mann und Frau definiert, ist ein Zirkelschluss, nach dem Motto: »Es ist, wie es ist, weil es eben so ist, wie es ist.« Die Definition der Ehe als heterosexuelle Lebensgemeinschaft verdankt sich in erster Linie ihrer historischen Funktion als Grundlage der Familie. Diese Funktion erfüllt die Ehe jedoch heute nicht mehr, wie wir gesehen haben. Die Tatsache, dass aus einer gleichgeschlechtlichen Ehe per definitionem keine Kinder hervorgehen können, taugt schon allein deshalb nicht als Rechtfertigungsgrund. Außerdem müsste dann streng genommen die Eheschließung auch Frauen nach den Wechseljahren oder unfruchtbaren Menschen verwehrt werden. Und natürlich den Kinderfreien, obwohl bei ihnen immerhin die biologischen Voraussetzungen vorliegen, sofern sie sich keiner Sterilisation unterzogen haben.

      Abgesehen davon, dass auch die kinderlose Ehe unter dem Schutz der Verfassung steht, gibt es da immer noch die Möglichkeit der Adoption. Auch homosexuelle Menschen haben das Recht, eine Familie zu gründen, und dazu gehört auch die Zulässigkeit einer Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare. Die Behauptung, eine Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare sei dem Kindeswohl abträglich, ist nichts weiter als ein ideologisch begründetes Vorurteil, wie allein schon die Existenz zahlreicher »Regenbogenfamilien« (d. h. Konstellationen, in denen Kinder bei zwei gleichgeschlechtlichen Partnern als eine Familie leben) beweist, in denen die Kinder prächtig gedeihen. Tatsächlich stellt ein Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags fest: »[Es] sind keine aktuellen empirischen Studien ersichtlich, wonach das Wohl eines Kindes in einer Lebenspartnerschaft in Deutschland generell gefährdet sei.«8› Hinweis

      Darüber hinaus ist nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz sowohl die Adoption eines Kindes durch einen einzelnen homosexuellen Lebenspartner möglich als auch die Adoption des leiblichen Kindes eines Lebenspartners durch den anderen, nicht aber die gemeinschaftliche Adoption eines fremden Kindes oder des bereits einzeln adoptierten Kindes. Warum nun im einen Fall das Kindeswohl nicht, im anderen Fall jedoch sehr wohl gefährdet sein soll, leuchtet beim besten Willen nicht ein. Diese Regelung verstößt nicht nur eklatant gegen das Gleichheitsgebot in Art. 3 I GG, sondern ist auch unvereinbar mit einem Schutz von Ehe und Familie, der vom Mief der 1950er-Jahre befreit ist, einem Schutzgedanken, der des freiheitlichen und demokratischen Geists des Grundgesetzes würdig wäre. Und so etwas sollten wir alle persönlich nehmen. Denn auf unsere Verfassung können wir, wie gesagt, wirklich stolz sein.

      Nicht unerwähnt bleiben sollte an dieser Stelle auch eine weitere problematische Regelung in Art. 6 GG, nämlich Absatz 4: »Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.« Problematisch ist diese Bestimmung deshalb, weil sie, wie viele gut gemeinte Ideen, unerwünschte Nebenwirkungen hat, in diesem Fall die berufliche Diskriminierung von Frauen.

      Der Mutterschutz ist in Deutschland im Mutterschutzgesetz sowie in der Verordnung zum Schutz der Mütter am Arbeitsplatz festgelegt. In den letzten sechs Wochen vor der Geburt dürfen Schwangere nur arbeiten, sofern sie sich ausdrücklich dazu bereit erklären, und nach der Geburt dürfen die Mütter für acht Wochen, bei Früh- oder Mehrlingsgeburten für zwölf Wochen nicht beschäftigt werden. Nun ist gegen diese Regelung zwar schon aus medizinischen Gründen nichts einzuwenden, allerdings hat die Sache einen Haken: Während eines Bewerbungsgesprächs darf nicht nach dem Bestehen einer Schwangerschaft gefragt werden. Also überlegt es sich der eine oder andere Arbeitgeber natürlich zweimal, ob er das Risiko eingeht, eine Frau im gebärfähigen Alter einzustellen. Zwar könnte man argumentieren, die vorübergehende Natur der Mutterschutzzeiten dürfe im Rahmen eines auf unbefristete Zeit einzugehenden Arbeitsverhältnisses nicht ins Gewicht fallen. Allerdings sind diejenigen Mütter, die nach dem Ende des Mutterschutzes tatsächlich gleich wieder an den Arbeitsplatz zurückkehren, in Deutschland nach wie vor eine kleine Minderheit. Die Mehrzahl verschwindet in den Erziehungsurlaub. Außerdem ist eine Abwesenheit für die Dauer der Mutterschutzfristen (vor und nach der Geburt zusammengerechnet immerhin mindestens 14 Wochen) auch nicht gerade ein Pappenstiel, vor allem, wenn sie relativ kurz nach dem Beginn des Arbeitsverhältnisses erfolgt. Es mag den einen oder anderen überraschen, aber Unternehmen führen ein Einstellungsverfahren, das ja auch Zeit und Geld kostet, nicht zum Spaß durch, sondern weil sie jemanden benötigen, der eine bestimmte Tätigkeit erledigt. Ist diese Person dann endlich gefunden, so ist es natürlich gerade für kleine und mittlere Betriebe wenig erfreulich, wenn sie, kaum dass sie eingearbeitet ist, schon wieder für längere Zeit ausfällt. Man muss nicht exzessiv arbeitgebernah eingestellt sein, um das Unfaire dieser Situation zu erkennen. Es wäre ein Gebot der Redlichkeit, Fragen der Familienplanung und ja, insbesondere auch die Frage nach einer Schwangerschaft im Bewerbungsgespräch anzusprechen, damit der Arbeitgeber weiß, worauf er sich einstellen muss. Alles andere fördert nur Vorurteile und Misstrauen gegen Frauen im Allgemeinen. Und um es einmal deutlich zu sagen: Eine Frau, die sich um eine Stelle bewirbt, obwohl sie weiß, dass sie schwanger ist, und obwohl sie beabsichtigt, Elternzeit zu nehmen, verhält sich unredlich und egoistisch. Wozu sich auf einen Arbeitsplatz bewerben, wenn man nicht vorhat zu arbeiten? Man würde doch auch nicht von einem Immobilienverkäufer verlangen, einem ein Haus drei Jahre lang zu reservieren, und obendrein ohne jegliche Gewähr dafür, dass man das Haus nach Ablauf dieser Frist dann auch tatsächlich kauft.

      Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft? Ich würde mir wünschen, dass jedes Mitglied unserer Gemeinschaft einen Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge dieser Gemeinschaft hat.

2 Die Kinder-Reichen

      Allenthalben tönt es uns entgegen: Familien mit Kindern sind gegenüber Kinderfreien finanziell benachteiligt, und diese ungerechten Vermögensnachteile müssen unbedingt ausgeglichen werden. So spricht beispielsweise der Monitor Familienforschung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) vom »zunehmenden Wohlstandsabstand zu kinderlosen Lebensformen«9› Hinweis. Und auch im Bereich der Marktforschung finden sich Beispiele, die kräftig zu dem Mythos beitragen, dass Singles und kinderfreie Paare automatisch zu den »Besserverdienern« gehören. Die infas Geodaten GmbH etwa, ein Unternehmen, das Marktinformationen und Geodaten für Marketingmaßnahmen zur Verfügung stellt, bietet in der Kategorie »Haushalte« die Unterscheidungsmerkmale »Haushalte nach Größenklassen«, »Haushalte mit Kindern«, Haushalte nach Einkommensklassen« und »Haushalte nach Lebensform« an. »Dinks« (double income, no kids) werden in dieser Kategorie grundsätzlich mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von über 2500 Euro sowie »Konsumstarke Singlehaushalte« mit einem monatlichen Nettoeinkommen von über 2000 Euro aufgeführt. Das bedeutet, dass hier seltsamerweise keine Nennung von Singles und kinderfreien Paaren ohne Verknüpfung mit einem bestimmten Minimaleinkommen erfolgt. Umgekehrt gibt es aber keine Kategorie »Haushalte mit Kindern mit einem monatlichen Nettoeinkommen von über xxx Euro«. Allein die Tatsache, dass nur kinderfreie Paare und Singles in Verbindung »mit einem Nettoeinkommen von über …« bzw. als »konsumstark« auftauchen, verfestigt die allgemeine Vorstellung, dass diese Gruppen gegenüber Familien mit Kindern stets finanziell bessergestellt sind.

      Dabei muss man schon blind und taub durch die Welt gehen oder ideologisch völlig verblendet sein, um nicht wahrzunehmen, dass der »zunehmende Wohlstandsabstand« nicht zwischen Kinderfreien und Eltern besteht, sondern sich quer durch alle Generationen und Lebensformen zieht. So besaß 2007 das reichste Zehntel der erwachsenen Bevölkerung in Deutschland über 61,1% des gesamten Nettoprivatvermögens. 2002 waren es noch 57,9%. Das reichste 1% der Bevölkerung vereinigte knapp 23% des Nettovermögens auf sich. Demgegenüber besaßen 70% der Erwachsenen lediglich 9% des Nettovermögens – rund 1,5 Prozentpunkte weniger als noch 2002.10› Hinweis

      Doch auch innerhalb ein und derselben Einkommensklasse kann von einer Benachteiligung von Eltern keine Rede sein, wie folgende Berechnungen anhand typischer Lebenssituationen zeigen.11› Hinweis

      Familie 1

      Ehepaar mit zwei Kindern. Die Mutter bleibt die ersten fünf Jahre von der Arbeit zu Hause, um ihre Kinder zu betreuen (was der durchschnittlichen Babypause deutscher Frauen entspricht). Einkommen des Vaters: 4000 Euro brutto im Monat. Aufgrund dieser Familienkonstellation hat der Vater Steuerklasse III.

      Familie 2

      Ehepaar mit einem Kind. Verdienst des Vaters: 4000 Euro brutto im Monat. Die Mutter hat eine Teilzeitstelle mit einem festen Gehalt von monatlich 800 Euro brutto. Aufgrund der hohen Differenz der Einkommen wird das Paar mit Steuerklasse III und V veranlagt.

      Kinderfrei 1

      Ehepaar ohne Kinder. Beide sind berufstätig, er verdient monatlich 4000 Euro brutto im Monat, sie 3000 Euro. Beide haben Steuerklasse IV (was der Steuerklasse I entspricht).

      Kinderfrei 2

      Single ohne Kinder. Gehalt von 4000 Euro brutto im Monat. Steuerklasse I.

      Als weitere Grundlagen des Exempels sollen gelten: Bei allen Lebensformen wird von einem Krankenkassenbeitrag von 14% ausgegangen; Anteile des Arbeitgebers an den Sozialbeiträgen bleiben unberücksichtigt.

      Für einen Zeitraum von fünf Jahren ergibt sich folgendes Bild bei Steuern und Sozialabgaben (in Euro):

      
      	
      			Abgaben
      			Familie 1
      			Familie 2
      			Kinderfrei 1
      			Kinderfrei 2
      	

      	    
      			Steuer u. Soli
      			28 302
      			33 264
      			79 167
      			49 189
      	

      	    
      			Krankenvers.
      			18 266
      			22 201
      			33 025
      			18 266
      	

      	    
      			Rentenvers.
      			23 880
      			28 656
      			41 790
      			23 880
      	

      	    
      			Arbeitslosenvers.
      			3 600
      			4 320
      			6 300
      			3 600
      	

      	    
      			Pflegevers.
      			2 728
      			3 317
      			4 934
      			2 728
      	

      	    
      			Gesamt
      			76 776
      			91 758
      			165 216
      			97 663
      	

	  

      Aus diesen Daten ergibt sich rein rechnerisch folgende Mehrbelastung von Kinderfreien gegenüber Familien mit Kindern.

      
      	
      			Gegenüber
      			Familie 1
      			Familie 2
      	

      	    
      			Kinderfrei 1
      			88 440
      			73 458
      	

      	    
      			Kinderfrei 2
      			20 887
      			5 905
      	

      

      Doch nicht nur die Berechnung für einen Zeitraum von mehreren Jahren verdeutlicht die unterschiedliche Belastung von Kinderfreien und Eltern. Bereits der Vergleich der monatlichen Steuerzahlungen offenbart die Unterschiede: Ein Vater (wie in Familie 1) mit Steuerklasse III zahlt monatlich 470 Euro Steuern plus 2 Euro Solidaritätszuschlag. Ein kinderfreier Single mit Steuerklasse I zahlt hingegen 777 Euro plus 43 Euro und hat damit allein in einem Monat eine Mehrbelastung von 348 Euro zu tragen.12› Hinweis Hinzu kommt, dass Familien für weniger Beiträge höhere Leistungen erhalten. Denn in obiger Modellrechnung sind bei Familie 1 vier Personen für einen Krankenkassenbeitrag von insgesamt 18 266 Euro für fünf Jahre versichert, während bei Kinderfrei 2 für den gleichen Beitrag nur eine Person versichert ist. Bei Familie 2 sind drei Personen für einen Betrag von 22 201 Euro über einen Zeitraum von fünf Jahren krankenversichert.13› Hinweis Bei diesem Rechenexempel ist noch nicht einmal das Kindergeld berücksichtigt, das die Familien für den Zeitraum von fünf Jahren erhalten: Familie 1 bezieht insgesamt 22 080 Euro Kindergeld und Familie 2 11 040 Euro.

      Auch im Falle von Arbeitslosigkeit sind Eltern laut einer aktuellen Erhebung der OECD im internationalen Vergleich grundsätzlich bessergestellt als Kinderfreie. So erhält ein alleinstehender Durchschnittsverdiener in Deutschland nach fünf Jahren Arbeitslosigkeit 36% seiner früheren Nettobezüge als Transferleistung (knapp über dem OECD-Durchschnitt). Ein Durchschnittsverdiener mit zwei Kindern und einem nicht erwerbstätigen Ehepartner erhält dagegen nach fünf Jahren Arbeitslosigkeit 63% seines – wegen der steuerlichen Bevorzugung ohnehin höheren – früheren Nettoeinkommens (OECD-Schnitt: 55%). Ein Alleinerziehender mit zwei Kindern kommt auf 61% (OECD-Durchschnitt: 49%).14› Hinweis

      Zwar bestreitet niemand, dass Kinder das Armutsrisiko erhöhen, insbesondere für Alleinerziehende. Das allerdings liegt nicht daran, dass in Deutschland zu wenig für Familien getan würde. Im Gegenteil, die Sach- und Barleistungen (ohne Steuerfreibeträge) an Familien liegen in Deutschland mit 2,9% des BIP weit über dem EU-15-Schnitt von 2,08%.15› Hinweis Das Problem ist vielmehr, wie auch die zitierte Studie feststellt, dass das Geld in Deutschland vor allem direkt an die Eltern fließt und nicht, wie in anderen EU-Staaten, mehr in Infrastruktur investiert wird. Daher mangelt es an Ganztagsschulen und (erschwinglichen) Kinderbetreuungseinrichtungen, was die Berufstätigkeit von Müttern erschwert.

      Des Weiteren ist in der Diskussion um den »Wohlstandsabstand« zu berücksichtigen, dass Schulen, Kindergärten, Spielplätze, Kostenfreiheit für Kinder im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), Familienzuschläge im öffentlichen Dienst, Jugendhilfe etc. pp aus Steuermitteln bezahlt werden, zu denen auch die Erwerbstätigen ohne Kinder ihr Scherflein beitragen. Sicher, ein gutes Bildungssystem kommt der ganzen Gesellschaft zugute. Und es ist auch nur richtig und sinnvoll, dass in einer Gemeinschaft die Gelder aller auch für Dinge verwendet werden, die der Einzelne nicht in Anspruch nimmt. Nicht einzusehen aber ist, warum dieser Einzelne für die betreffenden Dinge mehr zahlen muss als derjenige, der sie tatsächlich in Anspruch nimmt. Mit anderen Worten: Warum muss ein kinderfreier Single höhere Steuern als ein Familienvater zahlen – Steuern, aus denen dann beispielsweise Spielplätze finanziert werden, die ausschließlich Familien mit Kindern zugute kommen?

      Natürlich weiß auch ich, dass die Erziehung eines Kindes die Eltern weit mehr kostet, als durch die Familienförderung aufgefangen wird. Insofern haben Eltern, sofern sie ihre Kinder nicht in Lumpen kleiden und bei Wasser und Brot halten, tatsächlich weniger Geld für sich selbst zur Verfügung als Kinderfreie mit einem vergleichbaren Einkommen. Nur: Haben sie sich nicht aus freien Stücken für Kinder entschieden? War ihnen etwa nicht klar, dass diese Entscheidung von ihnen gewisse Einschränkungen fordern würde? Das Leben besteht nun einmal aus Entscheidungen. Wer eine hohe Hypothek abzuzahlen hat, um sich seinen Traum vom eigenen Häuschen zu verwirklichen, wird auf teure Urlaubsreisen verzichten müssen. Wer Zeit und Geld investiert, um sich weiterzubilden, schränkt sich dafür an anderer Stelle ein. Wer Tiere aus dem Tierheim aufnimmt, die Opfer menschlicher Grausamkeit oder Gedankenlosigkeit geworden sind, hat ebenfalls weniger Geld für sich selbst übrig.

      Außerdem kosten Kinder, so habe ich mir sagen lassen, nicht nur Geld, sondern bereiten auch viel Freude, machen glücklich, ja, verleihen für manche dem Leben überhaupt erst einen Sinn. »Du weißt ja gar nicht, was du verpasst«, ist einer der Sätze, die Kinderfreie am häufigsten zu hören bekommen. Wenn dem so ist, dann sollten doch all die positiven Seiten des Kinderhabens die Kosten mehr als aufwiegen, und man sollte den bedauernswerten Kinderfreien ihr bisschen zusätzliches Geld von Herzen gönnen, wenn ihnen schon all die Freude und all das Glück entgehen.

      [image: IMAGE]


      Deutschland hinkt in Sachen Feminismus hinterher

      Sara, 39, stammt ursprünglich aus Schottland. 2007 ist sie zusammen mit ihrem Verlobten nach Deutschland gekommen und arbeitet als Supervisor of Instruction in einer Sprachschule in einer Großstadt in Bayern.
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Ich wusste schon immer, dass ich keine Kinder haben will, sogar als ich selbst noch ein Kind war. Elternschaft und alle Vorstellungen, die damit verbunden sind, haben mich einfach nie interessiert.

      Ich weiß noch, dass in meinem letzten Schuljahr eine Frau zu uns kam, die vor den Mädchen in meinem Jahrgang einen Vortrag über Kinder- und Säuglingspflege hielt – wie man Windeln wechselt, Kinder badet und solche Sachen. Als sie uns zum Schluss aufforderte, Fragen zu stellen, habe ich gefragt, wann dieser Vortrag für die Jungs gehalten würde. Sie lachte nur und meinte, es gebe keinen solchen Vortrag für die Jungs. Ich habe gefragt, warum nicht, schließlich würden doch auch einige von ihnen später mal Vater werden. Außerdem habe ich sie darauf hingewiesen, dass es ganz schön heftig ist, dass sie einfach davon ausgeht, wir alle würden später Mütter werden. Völlig ungläubig hat sie gefragt, ob ich etwa keine Kinder haben wollte. Nein, habe ich gesagt, will ich nicht.

      Und daran hat sich bis heute nichts geändert. Mein Verlobter dagegen dachte immer, dass er irgendwann Kinder haben würde. Dabei hatte er aber so typische »Kodak-Momente« im Kopf – er malte sich aus, wie schön es wäre, mit den Kindern angeln und zelten zu gehen. Ich habe ihm gesagt, dass ein Kind, das meine Gene in sich trägt, höchstwahrscheinlich alle Outdoor-Aktivitäten verabscheuen würde und shoppingsüchtig wäre …

      Er hat zugegeben, dass er keine Windeln wechseln könnte, er kommt ja schon kaum mit Katzenkotze und Katzenklo zurecht. Außerdem ist er nicht gerade wahnsinnig begeistert von Kindern, er ist ihnen gegenüber sogar wesentlich weniger tolerant als ich. Ich glaube, er hat einfach nur die gesellschaftliche Erwartungshaltung übernommen, dass er Kinder haben sollte.

      Das Thema kam zu einem sehr frühen Zeitpunkt unserer Beziehung auf den Tisch, und ich fühle mich immer noch nicht 100% sicher in dieser Hinsicht, aber wenn er geht, dann geht er eben – es gibt viele Gründe, warum eine Beziehung nicht ein Leben lang hält. Meine größte Sorge ist, dass er zwar bei mir bleibt, mir aber irgendwann Vorwürfe macht. Dafür hätte ich überhaupt kein Verständnis, schließlich hat er aus freien Stücken seine Entscheidung getroffen. Im Moment ist jedenfalls alles in Ordnung. Natürlich kann es sein, dass er mit 50 plötzlich einen Sinneswandel erlebt und mich für eine junge Frau verlässt, die Kinder von ihm will – aber für sehr wahrscheinlich halte ich das nicht.

      Meine Eltern sind von meiner Entscheidung enttäuscht, aber sie versuchen, es mich nicht spüren zu lassen. Freunde und Kollegen, auch die, die selbst Kinder haben, haben kein Problem mit meiner Kinderfreiheit. Das Internet ist eine andere Sache – dort bekomme ich immer wieder mal feindselige Reaktionen auf meine Kinderfreiheit.

      Finanziell fühle ich mich als kinderfreie Person unfair behandelt. Ich habe absolut kein Problem damit, dass mit meinen Steuern z. B. Schulen finanziert und Bedürftige, auch bedürftige Familien, unterstützt werden. Solche Dinge sind wichtige gesellschaftliche Güter. Aber Kinderfreie sollten nicht mehr Steuern bezahlen müssen als Leute, die Kinder in die Welt setzen. Wir nehmen ja schließlich auch nicht so viele Ressourcen und Dienstleistungen in Anspruch. Ich finde, in Deutschland erhalten Familien ganz schön viel finanzielle Unterstützung – Kindergeld, bezahlter Mutterschaftsurlaub, die Tatsache, dass die Arbeitsstelle für drei Jahre zur Verfügung gehalten wird. Und dann die Sache, dass ganze Familien für den Beitrag von einer einzigen Person krankenversichert sind. Mein Verlobter und ich, wir beziehen alles andere als üppige Gehälter, aber wir haben im Verhältnis viel höhere Krankenversicherungskosten. Besonders ungerecht finde ich, dass ich mehr für meine Pflegeversicherung zahlen muss als jemand mit Kindern. Das soll angeblich dem Umstand Rechnung tragen, dass sich Kinder um ihre Eltern kümmern, wenn diese pflegebedürftig werden. Dabei gibt es überhaupt keine Garantie dafür, dass die Kinder dazu in der Lage oder bereit sind oder überhaupt in Deutschland leben, wenn dieser Fall eintritt. Dieser Zuschlag zur Pflegeversicherung ist in meinen Augen absolut ungerechtfertigt.

      In Deutschland beobachte ich ein scheinbares Paradox. Einerseits hinkt Deutschland in Sachen Feminismus hinterher. Nach der Geburt eines Kindes landen Frauen immer noch auf dem beruflichen Abstellgleis. Die Öffnungszeiten von Schulen und Kindergärten erschweren eine Vollzeitberufstätigkeit von Müttern erheblich. Mütter, die nach der Geburt früh wieder arbeiten gehen, werden als »Rabenmütter« beschimpft. Außerhalb von Publikationen wie Emma gibt es kaum eine offene Diskussion über das Thema Abtreibung. Bei den Müttern in meinem Bekanntenkreis überlassen die Männer die gesamte Erziehungs- und Hausarbeit – all die unangenehmen Aufgaben – den Frauen.

      Auf der anderen Seite habe ich den Eindruck, dass die Entscheidung für Kinderfreiheit hier irgendwie eher als verständlich angesehen wird als in Großbritannien. Dort ist es absolut normal, Kinder und Karriere gleichzeitig zu haben, und nur die hartgesottensten Konservativen halten das für falsch. Vielleicht ist gerade die Tatsache, dass es leichter ist, Kinder und Beruf zu vereinbaren, der Grund dafür, dass es vielen Briten schwerfällt, die Entscheidung für Kinderfreiheit zu akzeptieren. In Deutschland dagegen kenne ich viele Frauen, die die gleiche Entscheidung wie ich getroffen haben.

      Manchmal denke ich ans Alter, und die Vorstellung, dass niemand für mich und meine Rechte einstehen wird, ist nicht gerade schön. Aber das kann einem genauso mit Kindern passieren. Es gibt keine Garantie, dass sich erwachsene Kinder um einen kümmern, in der Nähe bleiben oder ihre Eltern überleben.

      Der größte Vorteil meines kinderfreien Lebens dagegen ist für mich die Freiheit. Ich bin eine ziemlich eigenständige Persönlichkeit, das geht, glaube ich, mit Kinderfreiheit Hand in Hand.
[image: IMAGE]

3 Ehrenbürgerschaft für Josef Fritzl?

      Die in Kapitel 2 dargestellten finanziellen Erleichterungen für Eltern werden als Familienlastenausgleich bezeichnet. Hierbei ist zunächst zu unterscheiden zwischen dem Familienlastenausgleich im engeren Sinne – Kindergeld und Kinderfreibetrag sowie günstigere Steuerklassen – und dem Familienlastenausgleich im weiteren Sinne. Dazu zählen familienbezogene Entgeltkomponenten im öffentlichen Dienst sowie weitere staatliche Maßnahmen zur Entlastung von Familien (z. B. Preisvorteile bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel). Mit dem Familienlastenausgleich sollen die durch Geburt und Erziehung verursachten Lasten ausgeglichen werden.

      Dagegen ist zunächst einmal gar nichts einzuwenden, soweit durch Kindergeld bzw. Kinderfreibetrag das Existenzminimum von Kindern sichergestellt werden soll. Allerdings kommt der Familienlastenausgleich auch denjenigen Eltern zugute, die diese Unterstützung aufgrund ihrer finanziellen Situation überhaupt nicht benötigen. Und durch die duale Ausgestaltung ebendieses Familienlastenausgleichs – einerseits Kindergeld, andererseits Freibetrag –, verbunden mit der Günstigerprüfung (d. h. das Finanzamt prüft bei Abgabe der Steuererklärung automatisch, ob sich Kindergeld oder Freibetrag für den Steuerpflichtigen günstiger auswirken, und wendet die günstigere Variante an), werden Besserverdienende auch noch überproportional bevorzugt. Denn je höher das Einkommen, desto höher die Steuern und desto höher wiederum die steuerliche Entlastung durch den Kinderfreibetrag. Laut finanztip.de ist der Kinderfreibetrag daher nur für Eltern interessant, deren steuerpflichtiges Jahreseinkommen ca. 60 000 Euro übersteigt, denn ab dieser Grenze ist die steuerliche Entlastung durch den Freibetrag höher als das Kindergeld.16› Hinweis Dies ergibt nur Sinn, wenn man den Familienlastenausgleich nicht als tatsächlichen »Lastenausgleich«, sondern vielmehr als »Leistungsausgleich« begreift, um »jene Leistungen zu kompensieren, die die Familien für die Gesellschaft erbringen«17› Hinweis. Die Umverteilung von unten nach oben dient also einem guten Zweck. Schließlich ziehen Eltern die nächste Generation der Renten- und Steuerzahler (nicht zu vergessen: Konsumenten!) groß, und dafür verdienen sie eine Entschädigung. Und wir, die Kinderfreien, sollen gefälligst ein schlechtes Gewissen haben und dankbar sein, dass Eltern rein steuerlich finanziell besser dastehen als wir. Betrachten wir es einfach als eine Art Ablasshandel. So muss auch die kinderfreie Verkäuferin mit ihrer Zweizimmer-Mietwohnung und ihrem 15 Jahre alten Auto einsehen, dass es nur gerecht ist, wenn sie dem Manager und Familienvater das Eigenheim mitfinanziert und dafür sorgt, dass die elementarsten Menschenrechte des Sohnemanns nicht dadurch verletzt werden, dass er zum Geburtstag nicht jeweils den neuesten iPod geschenkt bekommt. Und was das Lieblingsfeindbild der Fortpflanzungsfanatiker angeht, die »Dinks« (double income, no kids), denen geifernd vorgeworfen wird, »keine Karriereleiter [sei ihnen] zu hoch«18› Hinweis, so beugen Polizist und Krankenschwester, Sanitäter und Friseurin, Fabrikarbeiter und Kellnerin schamvoll ihr Haupt, bekennen sich der Karrieregeilheit und des Konsumwahns schuldig und tun willig Buße, indem sie mit ihren Steuern der Chefarztgattin den Zweitwagen finanzieren, mit denen sie Finn zum Fußballtraining und Klara-Maria und Anna-Sophie zum Ballettunterricht kutschieren kann.

      Tatsächlich scheinen viele Kinderfreie dieser Propaganda aufgesessen zu sein, wenn sie trotzig behaupten, sie würden ja schließlich auch einen gesellschaftlichen Beitrag leisten, und zwar in Form ihrer höheren Steuern und Abgaben. Diese Argumentation setzt natürlich voraus, dass Eltern tatsächlich immer und grundsätzlich produktive, gesetzestreue Bürger großziehen, die als Erwachsene fleißig Steuern und Sozialbeiträge zahlen, und ihren Kindern Werte wie Toleranz, Rücksichtnahme und Solidarität vermitteln sowie sozialverträgliches Verhalten beibringen. Dabei genügt ein Blick auf die nackte Realität, um den offensichtlichen Unsinn dieser Annahme zu erkennen. Unnötig, sich auf die krassesten Gegenbeispiele zu konzentrieren, nämlich auf diejenigen Eltern, die ihre Kinder sexuell missbrauchen oder körperlich misshandeln (oder gar töten). Sollte es solchen misshandelten Kindern gelingen, trotz allem ein einigermaßen erfülltes und produktives Leben zu führen und nicht in Kriminalität, Drogensucht oder sonstiges (selbst-)zerstörerisches Verhalten abzurutschen, dann ist das einzig und allein ihrer bewundernswerten inneren Stärke zuzuschreiben und keinesfalls das Verdienst ihrer Eltern. Auch dass Eltern, die ihre Kinder vernachlässigen, vor dem Fernseher parken und mit Fastfood vollstopfen, oder Eltern, die ihre Kinder maßlos verwöhnen, ihnen keine Grenzen setzen und sie in rücksichtslose Egoisten verwandeln, weder den Kindern selbst noch der Gesellschaft einen Dienst erweisen, auf die sie die Früchte ihrer »Erziehung« loslassen, versteht sich von selbst. Auch unter den besten familiären Voraussetzungen ist nicht gesagt, dass die Kinder von heute die Beitragszahler von morgen sind. Das beweisen allein schon die Millionen Arbeitslosen. Vielleicht geht das Kind als Erwachsener aber auch ins Ausland, wird straffällig oder alkoholabhängig. Vielleicht wird es gar, selbst das kommt in den besten Familien vor, Beamter! Und wieder kein Beitragszahler! Vielleicht, wenn das Kind ein Mädchen ist, wird es Mutter von zwei Töchtern und bleibt zu Hause. Und die Töchter bleiben später als Erwachsene ebenfalls zu Hause, um sich um ihre Töchter zu kümmern, die als Erwachsene wiederum als Mütter von Töchtern zu Hause bleiben, die ihrerseits nur aufwachsen, um dann ebenfalls zu Hause zu bleiben … So wie manche Familien über Generationen hinweg von der Sozialhilfe leben, könnte es zu Generationen von Töchtern kommen, die eine »Hausfrauenkarriere« machen und ebenfalls keinen Cent Beiträge zahlen. Welche Leistung für die Gesellschaft erbringt ein Mann, der in einem besoffenen One-Night-Stand eine junge Frau schwängert, die daraufhin ihre Ausbildung abbrechen oder ihren Beruf aufgeben und künftig von Sozialleistungen leben muss? Wie dankbar müssen wir den Eltern des Attentäters von Winnenden sein?

      Die Welt ist voll von Menschen, die der Gesellschaft eher schaden als nützen. Die Vorschusslorbeeren, die ihre Eltern dafür erhalten haben, dass sie diese Menschen großgezogen haben, waren offensichtlich ungerechtfertigt. Dennoch ist es herrschender Grundkonsens, dass Elternschaft per se einen wertvollen gesellschaftlichen Beitrag darstellt. Dem entspricht auf der anderen Seite eine Verteufelung der Kinderfreiheit: Da Elternschaft stets gut ist, muss das Gegenteil von Elternschaft, also Kinderfreiheit, stets böse sein. Kinderfreie werden pauschal als »egoistisch« und »verantwortungslos« diffamiert. Dementsprechend anklagend lautet die Kapitelüberschrift in dem Buch Die Deutschlandakte des Verfassungsrechtlers Hans-Herbert von Arnim: »Dinks – Verweigerung der Verantwortung«. Was soll man dazu noch sagen? … Selbst Menschen, die eine niedrige Geburtenrate grundsätzlich positiv sehen, können sich offenbar nicht aus der Denkfalle »Kinder bekommen = verantwortungsvoll; keine Kinder bekommen = verantwortungslos« befreien. So beendete der Journalist Alan Posener seinen Artikel Schrumpfen wir uns gesund mit der Aussage: »Die Verantwortungslosigkeit der kinderscheuen Babyboomer mag sich so auswirken, als hätten sie sich bewusst verantwortungsvoll verhalten.«19› Hinweis Der Reformpädagoge Hartmut von Hentig behauptet gar: »Kinderlosigkeit bringt eine moralische Verwahrlosung mit sich.«20› Hinweis Das ist insofern ein wenig pikant, als Herr von Hentig, Lebensgefährte des ehemaligen Leiters der Odenwaldschule Gerold Becker, im Jahr 2010 verdächtigt wurde, von den Missbrauchsfällen an der Odenwaldschule gewusst und dazu geschwiegen zu haben.21› Hinweis Sollten diese Vorwürfe wahr sein, so hat er möglicherweise nur einen häufigen, doch allzu menschlichen Fehler begangen, indem er von sich auf andere geschlossen hat. Wie moralisch verwahrlost muss letztlich eine Frau wie Lea Ackermann sein, die als Nonne wacker gegen Frauenhandel kämpft? Welch ein herausragendes Beispiel an Aufrichtigkeit und Redlichkeit ist demgegenüber eine Frau, die gegen den erklärten Willen ihres Partners absichtlich »aus Versehen« schwanger wird. Und erst der Dalai Lama! Ein Paradebeispiel moralischer Verwahrlosung. Betrachten wir im Gegensatz dazu Josef Fritzl: ein wirkliches moralisches Vorbild und ein Mann, der seine Verantwortung gegenüber der Gesellschaft mehr als wahrgenommen hat, indem er vierzehn Kinder gezeugt hat; sieben davon zwar mit seiner eigenen Tochter (sechs dieser Kinder überlebten), aber dennoch. Solche Männer brauchen wir in Zeiten sinkender Geburtenraten! Vielleicht sollten wir Herrn Fritzl die Ehrenbürgerschaft der Bundesrepublik Deutschland antragen?

      Nun muss man fairerweise sagen, dass die meisten Menschen weder ein Monster zum Vater hatten noch selbst zu Monstern geworden und auch keine Straftäter oder Alkoholiker sind. Sie arbeiten, zahlen Steuern und Sozialbeiträge. Viele engagieren sich ehrenamtlich. Aber, und das wird häufig vergessen: Wir alle tragen nicht nur zur Gesellschaft bei, wir verursachen gleichzeitig Kosten und verbrauchen Ressourcen. Bis wir überhaupt soweit sind, dass wir selber einen wie auch immer gearteten Beitrag, etwa in Form von Berufstätigkeit oder auch gesellschaftlichem Engagement, leisten können, kosten wir den Staat erhebliche Summen. Die Kosten für Bildungsausgaben und Familienförderung belaufen sich nach Schätzung der Deutschen Bundesbank jährlich auf 151 Milliarden Euro.22› Hinweis Das Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel kam 2006 sogar auf die Summe von rund 240 Milliarden Euro (10,7% des BIP).23› Hinweis Der Grund für diese divergierenden Zahlen liegt in der unterschiedlichen Beurteilung dessen, welche Ausgaben der Familienförderung zuzurechnen sind. So berücksichtigt das Institut für Weltwirtschaft beispielsweise das Ehegattensplitting, die Deutsche Bundesbank jedoch nicht. So oder so sind die Beträge beachtlich. Was die Ressourcen angeht, benötigen wir Wasser, Nahrung, Wohnraum, Straßen und sonstige Infrastruktur. Wir nehmen kulturelle Angebote in Anspruch, verbrauchen Energie, produzieren Abfall, verschmutzen die Luft. Als Baby hat jeder von uns statistisch gesehen zwischen 6000 und 8000 Papierwindeln verbraucht. Das entspricht einem Abfallberg von etwa 1400 kg, der sich erst nach ca. 200 Jahren zersetzt. Für die Herstellung des benötigten Zellstoffkerns müssen pro Baby rund 4–5 Bäume gefällt werden. Allein für den Bedarf in Deutschland sind das rund 950 km2 Waldfläche (ungefähr die Fläche der Insel Rügen).

      Alles in allem lässt sich günstigstenfalls sagen, dass wir der Gesellschaft, sofern wir ordnungsgerecht unsere Steuern und Sozialabgaben abführen, etwa so viel zurückgeben, wie wir von ihr nehmen. Ich betone, günstigstenfalls, von der Naturausbeutung durch unseren Lebensstil möchte ich an dieser Stelle nicht sprechen. Ist also Elternschaft, d. h. die Vermehrung der Erdenbürger, immer noch als nur uneingeschränkt positiv zu bewerten? Offensichtlich ja, denn unbeirrt wird weiterhin behauptet, die Familienförderung zahle sich für den Staat aus. So erklärte das ifo Institut für Wirtschaftsforschung in einer Erhebung aus dem Jahr 2005, dass die Erziehung eines Kindes in Deutschland per saldo mit dem »Transfer eines kleinen Vermögens an den Staatshaushalt«24› Hinweis verbunden sei. Es wurde ein Überschuss gezahlter Steuern und Beiträge über die erhaltenen öffentlichen Leistungen von rund 77 000 Euro ermittelt. Dieser resultiert hauptsächlich aus den erwarteten Beiträgen zu gesetzlichen Versicherungen sowie Einkommens- und Verbrauchssteuerzahlungen.25› Hinweis Das dürfte wohl die Mutter aller Milchmädchenrechnungen sein, und zwar aus mehreren Gründen: Erstens besteht, wie wir gesehen haben, keinerlei Gewähr dafür, dass aus dem Kind von heute tatsächlich der Beitragszahler von morgen wird. Wer behauptet, dass sich Familienförderung in Form zukünftiger Beitragszahler auszahlt, der kann auch gleich Lottospielen als sichere finanzielle Investition in die Zukunft empfehlen. Zweitens ist es Unsinn zu sagen, die Familien zahlten ihre Förderung durch ihre eigenen Steuern und Beiträge zurück. Natürlich trifft das zu einem Teil zu, nur: Wenn sie keine Förderung erhielten, bräuchten sie auch nichts zurückzuzahlen. Es ist ein wenig so, als würde ich meinem Cousin 80 Euro bezahlen, damit er mir die Wohnung tapeziert, und zwei Wochen später schenkt mir derselbe Cousin 50 Euro zum Geburtstag. Davon abgesehen ist es – Stichwort »Verbrauchssteuern« – ein weiteres Zeichen der moralischen Diskriminierung Kinderfreier, wenn Eltern genau das zugute gehalten wird, was den Kinderfreien als Zeichen ihres Egoismus und Materialismus gerne angekreidet wird: der erhöhte Konsum. Drittens dürfte es mittlerweile offensichtlich geworden sein, dass hohe Transferleistungen an Familien nicht zu mehr Geburten führen. Mehr noch, es gibt keinerlei empirische Belege dafür, dass das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein oder die Höhe von Familienförderung irgendeinen signifikanten Einfluss darauf hat, ob die Menschen Kinder bekommen oder nicht. Dies legt auch ein Blick auf die Entwicklung der Kindergeldzahlungen in der Bundesrepublik nahe. Erst ab 1975 erhielten Familien überhaupt Kindergeld bereits ab dem ersten Kind (davor erst ab dem dritten bzw. seit 1961 ab dem zweiten), wobei gleichzeitig der damalige Steuerfreibetrag abgeschafft wurde. Die Höhe des Kindergelds veränderte sich jahrzehntelang kaum und war verhältnismäßig gering: 1975–1991 lag das Kindergeld bei 50 DM (für das erste Kind), 1992 fand eine Erhöhung auf 70 DM statt, und erst 1996 erfolgte ein sprunghafter Anstieg auf 200 DM. Seitdem wurde die Zahlung regelmäßig erhöht. Auswirkungen auf das Zeugungs- und Gebärverhalten hatten all diese finanziellen Anreize offensichtlich nicht.

      Im Übrigen mag man zwar vielleicht darüber streiten, ob das Kinderkriegen nun stets oder nur manchmal oder überhaupt nicht als positiver und möglicherweise förderungswürdiger Beitrag zu sehen ist. Fest steht jedoch, dass es keinesfalls der einzige Beitrag ist, an dem der Staat ein Interesse haben muss. Ohne einzelnen Berufsgruppen zu nahe treten zu wollen, so gibt es doch bestimmte Berufe, die unsere Gesellschaft als besonders wichtig erachtet. Ärzte, Krankenschwestern und Lehrer sind ein klassisches Beispiel hierfür. Zu denken ist auch an Polizisten und Richter. Wir brauchen Ingenieure, wir brauchen Bäcker und, der Mensch lebt ja nicht vom Brot allein, wir brauchen auch Künstler. Sicher ließe sich die Liste beliebig fortsetzen oder verändern. Entscheidend ist: Es gibt zahlreiche Tätigkeiten, an denen der Staat ein berechtigtes Interesse hat. Warum also gibt es keine gesonderte niedrigere Steuerklasse oder einen dem Kindergeld entsprechenden Zuschuss für Ingenieure oder Ärzte? Warum gibt es keine staatliche Förderung während des Medizinstudiums oder der Krankenschwesternausbildung? Der Einwand, Kinder kosteten die Eltern schließlich Geld, verfängt nicht, da Tatbestände wie Kindergeld oder auch günstigere Steuerklassen unabhängig vom Einkommen der Eltern sind. Warum gibt es eine Regelung wie Elternzeit und Elterngeld nicht für Paare, die für einen bestimmten Zeitraum beruflich kürzertreten und sich dafür verstärkt gemeinnützigen Aufgaben widmen wollen? Warum werden wir nicht, ähnlich wie in Bezug auf die angeblich zu niedrige Geburtenrate (siehe Kapitel 7), in regelmäßigen Abständen mit Artikeln überflutet, in denen über die Motive derjenigen gerätselt wird, die sich dem Lehrerberuf »verweigern«? Am besten wäre, man unterstellt diesen Defätisten darin gleich pauschal, Egoisten zu sein, weil sie sich nicht der Aufgabe stellen, die nächste Generation auszubilden, und stellt Maßnahmen vor, wie junge Menschen mit einer Mischung aus Strafandrohungen und finanziellen Anreizen zum Lehramtsstudium gedrängt werden könnten.

      In diesem Zusammenhang soll zu guter Letzt auf eine Tatsache verwiesen werden, die vor lauter Fixierung auf die K-Frage oft völlig ignoriert wird: Eltern sind auch Menschen. Wenn Sie an die Helden Ihrer Jugend – Musiker, Sportler, Filmstars – zurückdenken: Wussten Sie, ob diese auch Kinder hatten? Hat es Sie überhaupt interessiert? Eltern sind, ebenso wie Kinderfreie, auch Töchter und Söhne, Enkel und Geschwister, Nachbarn, Freunde und Kollegen. Sie sind Mediendesigner, Klempner, Ärztinnen, Postboten, Schreiner, Architekten, Krankenschwestern, Anwälte, Piloten, Landwirte. Sie sind Wissenschaftler, Unternehmerinnen, Musiker, Sportler, Schauspieler, Schriftstellerinnen. Sie trainieren die Jugendfußballmannschaft, singen im Kirchenchor, geben in der »Tafel« Essen an Bedürftige aus oder führen Tierheimhunde Gassi. All dies tun sie nicht in ihrer Eigenschaft als Eltern, sondern in ihrer Eigenschaft als Menschen und Bürger dieses Landes. Wenn sie nun ständig auf ihren Status als Eltern reduziert werden, wenn von all ihren Leistungen einzig und allein die Elternschaft als positiver Beitrag erwähnt und gewürdigt wird: Welchen Schluss sollen sie daraus ziehen? Doch wohl nur den, dass ihre Fähigkeiten und Talente, ihre Erfolge und ihr Engagement nichts, aber auch gar nichts zählen im Vergleich zu der Tatsache, dass sie sich fortgepflanzt haben. Also warum nicht gleich alles bleiben lassen? Los, liebe Eltern: Kündigen Sie Ihre Stelle, machen Sie Ihren Betrieb dicht, schmeißen Sie Ihr Ehrenamt hin. Gehen Sie nach Hause und vögeln Sie, was das Zeug hält (aber bitte ohne Verhütung).Vater Staat wird es Ihnen danken.
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      Vater werden ist keine Leistung

      Paul, 43, lebt zusammen mit seiner langjährigen Lebensgefährtin in Bayern und arbeitet als Lehrer im Bereich der Erwachsenenbildung.
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In meinen Zwanzigern dachte ich einmal eine Zeit lang, dass ich Vater werden würde, weil meine damalige Freundin den Verdacht hatte, schwanger zu sein. Wenn das der Fall gewesen wäre, und sie hätte sich entschieden, das Kind zu behalten, dann wäre ich selbstverständlich bei ihr geblieben und hätte mich um das Kind gekümmert, beziehungsweise wenn wir uns getrennt hätten, wäre ich im Leben des Kindes präsent geblieben. Das ist so eine grundsätzliche Sache: Wenn aus Sex ein Kind entsteht, selbst wenn es ein One-Night-Stand war, dann würde ich immer meinen Teil der Verantwortung übernehmen und mich bemühen, dem Kind ein Vater zu sein. Aber ich bin froh, dass es nicht so gekommen ist. Ich hatte nie den Wunsch nach Kindern und liebe mein Leben so, wie es ist. Ich lebe seit zwölf Jahren in einer festen Beziehung mit einer ebenfalls kinderfreien Frau. Wir haben zwei Hunde, und lange Zeit war ich aktiv im Tierschutz engagiert. Und ich liebe meine Arbeit.

      Ich glaube, dass die meisten Menschen, die Kinder haben wollen, nicht wirklich darüber nachdenken, was sie tun. Es wird von ihnen auch gar nicht erwartet, dass sie sich damit auseinandersetzen, weil es so »natürlich« ist, Kinder zu kriegen.

      Außerdem muss man (vor allem bei Männern) zwischen dem Wunsch, Vater zu werden, und dem Wunsch, Kinder großzuziehen, unterscheiden. Der Wunsch, seine Gene weiterzugeben, ist für viele Männer wichtig, das höre ich immer wieder von Freunden. Einfach ein Kind zu haben, egal wo es herkommt, beispielsweise ein Adoptivkind oder das Kind der Frau von einem früheren Partner, das kommt für viele Männer nicht infrage. Nein, es muss selbst eins gezeugt werden – als Beweis der Liebe oder als Beweis der Männlichkeit. Dabei ist es keine Leistung, ein Kind zu zeugen, dafür verdient keiner ein großartiges Lob. Viele Männer widmen sich einfach weiter ihrer Karriere, sobald das Kind da ist, oder verschwinden sogar aus dem Leben des Kindes. Wer es hingegen schafft, Kinder so großzuziehen, dass aus ihnen intelligente, ausgeglichene, glückliche, unabhängige und soziale Persönlichkeiten werden, der hat wirklich was geleistet.

      Aber in erster Linie ist der Kinderwunsch eben nicht der Wunsch, Kinder zu erziehen und diese harte Arbeit zu erledigen, sondern ein sozialer und biologischer Zwang, Kinder in die Welt zu setzen. Durch diesen Zwang werden viele Menschen zum Kinderkriegen motiviert, die (aus persönlichen oder finanziellen Gründen) gar nicht in der Lage sind, für ein gutes Leben dieser Kinder zu sorgen. Das ist so eine egoistische Sache, nach dem Motto »Jeder hat Kinder, ich will auch Kinder«. Diese ganze Fixierung auf die genetische Verwandtschaft kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Ich habe so ein Beispiel in meiner eigenen Familie. Meine Schwester ist durch eine Eizellenspende schwanger geworden (sie lebt in Großbritannien). Als sie das schließlich in der Familie »gebeichtet« hat, haben einige Familienmitglieder extrem empört reagiert. Sie fühlten sich allen Ernstes betrogen. Man hätte ihnen ein fremdes Kind untergeschoben, sie hätten ihre Zuneigung und Geschenke an ein Kind verschwendet, das gar nicht mit ihnen verwandt ist. Glücklicherweise hat sich das wieder gelegt, aber diese erste Reaktion hat mich ziemlich aufgeregt.

      Über die Frage, was für mich die größten Vorteile oder Nachteile der Kinderfreiheit sind, habe ich noch nie wirklich nachgedacht. Ich lebe mein Leben so, wie ich es für richtig halte, so, wie es für mich am besten ist. Und da gehört Kinderfreiheit eben einfach dazu.
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4 Keine Rente für Eltern behinderter Kinder

      Der Hass auf Kinderlose – und vor allem auf Kinderfreie – tritt nirgends so deutlich zutage wie in der allen Ernstes erhobenen Forderung, ihnen im wohlverdienten Ruhestand die Rente zu kürzen oder gar zu streichen. Nur wer sich »bevölkerungspolitisch korrekt« vermehrt hat, d. h. mindestens zwei Kinder in die Welt gesetzt hat, soll demnach in vollem Umfang Anspruch auf die umlagefinanzierte Rente haben. Alle anderen, also auch Eltern, die nur ein Kind haben, sollten gezwungen werden, den fehlenden Teil ihrer Altersversorgung privat anzusparen, fordert Hans-Werner Sinn, der Präsident des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung.26› Hinweis Andere Verfechter einer kinderabhängigen Rente sind beispielsweise der Bevölkerungsforscher Herwig Birg, der Sozialrichter Jürgen Borchert oder der CSU-Politiker Norbert Geis. Begründet wird dieses Ansinnen damit, dass Eltern eine Leistung erbrächten, indem sie zukünftige Beitragszahler in die Welt setzen und großziehen. Von diesen würden später dann die Kinderlosen profitieren – indem sie die Rente beziehen, die mit den Beiträgen der dann erwachsenen Kinder finanziert wird –, ohne selbst eine entsprechende Leistung erbracht zu haben.27› Hinweis Kinderlose und Kinderfreie lebten somit auf Kosten der Eltern.

      Da fragt man sich doch, warum Herr Sinn die Dinge nicht gleich beim Namen nennt und fordert, dass auch die Eltern behinderter Kinder eine Rentenkürzung hinnehmen müssen, denn nach seinem Verständnis des Generationenvertrags leben auch sie schließlich auf Kosten der anderen Eltern. Es wäre nicht überraschend, wenn ihm dieser Gedanke tatsächlich schon durch den Kopf gegangen wäre – aber ihm fehlt wahrscheinlich der Mumm, ihn auch auszusprechen. Lieber prügelt er auf die Minderheit der Kinderlosen und Kinderfreien ein, die haben wenigstens keine Lobby.

      Auch die Tatsache, dass Eltern bereits durch die Anrechnung von Kindererziehungs- und Kinderberücksichtigungszeiten für eine geringere Beitragsbelastung relativ höhere Rentenleistungen erhalten als Kinderlose und Kinderfreie, und dass die Beiträge für Kindererziehungszeiten durch den Bund bezahlt und auch aus den Steuerzahlungen von Kinderlosen und Kinderfreien finanziert werden, vermag die Vertreter dieser »Familienausbeutungstheorie«28› Hinweis nicht zu besänftigen. Dabei ist ihre Argumentation ebenso abwegig wie unverschämt. Erstens wird, wie wir gesehen haben, beileibe nicht aus jedem Kind von heute der Beitragszahler von morgen. Zweitens wird so getan, als sei die niedrige Geburtenrate an den Problemen der Sozialversicherung schuld. Dabei sind es vor allem zwei Faktoren, die zu den leeren Kassen beigetragen haben, und bei allen sollte sich die Politik selbst an die Nase fassen: Geradezu desaströs war zum einen die politische Fehlentscheidung, die deutsche Einheit in erheblichem Ausmaß aus den Sozialkassen zu finanzieren. Mit der Wiedervereinigung wurden rund 18 Millionen ostdeutsche Arbeitnehmer und ihre Angehörigen als Anspruchsberechtigte in die westdeutschen Sozialversicherungssysteme aufgenommen – ohne jemals eingezahlt zu haben, und in vielen Fällen auch, ohne von nun an einzahlen zu können, da sie nach der Wiedervereinigung ihre Arbeitsplätze, die nunmehr als veraltet und unproduktiv galten, verloren.29› Hinweis Anstatt die Ostrenten, wie es geboten gewesen wäre, ausschließlich aus Steuermitteln und einem Lastenausgleich aus hohen Vermögen zu finanzieren30› Hinweis, wurde so den Sicherungssystemen eine ungeheure, kaum zu bewältigende Last aufgebürdet, mit der Folge, dass die Beitragssätze um etwa 3 Prozentpunkte erhöht werden mussten und die Rentenkassen dennoch auf steigende staatliche Zuschüsse angewiesen blieben.31› Hinweis Ebenfalls gravierende Auswirkungen hatte zum anderen der dramatische Anstieg geringfügiger Beschäftigung zulasten sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse. Diese prekären Beschäftigungsverhältnisse wurden von der Politik auch noch gefördert, obwohl sie nichts oder nur sehr wenig zur Sozialversicherung beitragen. Mit dem Zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, das am 1. April 2003 in Kraft trat, wurde die Geringfügigkeitsgrenze von 325 Euro auf 400 Euro angehoben, die bisherige Begrenzung auf eine bestimmte Wochenarbeitszeit (weniger als 15 Stunden) aufgehoben und die Möglichkeit geschaffen, einen steuer- und beitragsfreien 400-Euro-Job (sogenannten Minijob) neben einem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis auszuüben. Ziel dieser Regelung war es, Arbeitslosen ein Hineingleiten in den regulären Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Stattdessen wurde aber ein Anreiz für Unternehmen geschaffen, sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze durch Minijobs zu ersetzen, und die Möglichkeit eines steuerfreien Hinzuverdienstes bereitet, der besonders für Gutverdiener oder den Ehegatten eines Gutverdieners interessant ist. Die Anzahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse stieg konsequenterweise von 5,5 Millionen im Jahr 2003 auf 7,1 Millionen im Jahr 2009. Demgegenüber betrug die Zahl regulärer Beschäftigungsverhältnisse 2009 nur 27 Millionen – jeder 5. Arbeitnehmer war in einem Minijob beschäftigt.32› Hinweis In diesem Zusammenhang lohnt es, sich zu vergegenwärtigen, dass ohne die niedrigen Geburtenraten der vergangenen Jahrzehnte in Deutschland heute nicht 81 Millionen Menschen leben würden, sondern etwa 103 Millionen. Für all diese zusätzlichen Menschen hätten sicher genügend Ausbildungsstellen und Arbeitsplätze bereitgestanden – natürlich sozialversicherungspflichtige, oder etwa nicht?

      Glücklicherweise ist die umlagefinanzierte Rentenversicherung jedoch nicht ausschließlich von der Anzahl der Beitragszahler abhängig, sondern hauptsächlich von der politischen Entscheidung darüber, wie der erwirtschaftete Reichtum der Volkswirtschaft verteilt wird.33› Hinweis Hier spielen die Arbeitsmarktpolitik (Höhe der Löhne und Gehälter, Anzahl sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse, Anzahl der Arbeitslosen) und die Höhe der Bezuschussung der Rentenkassen aus Steuermitteln ebenso eine Rolle wie die Frage, welche Vermögen zur Finanzierung der Rentenversicherung herangezogen werden (Beitragsbemessungsgrenze, Ausschluss von Beamten und Selbstständigen). Außerdem geht die Behauptung, das Funktionieren sozialer Sicherungssysteme hänge in erster Linie von der Anzahl der geborenen Kinder ab, von der falschen Vorstellung aus, die Fortpflanzung sei die eigentliche Quelle unseres wirtschaftlichen Reichtums. Diese Vorstellung entspricht aber nicht den Gegebenheiten einer modernen Volkswirtschaft, in der Wohlstand und Wachstum nicht durch eine hohe Anzahl von Arbeitskräften, sondern vielmehr durch die Akkumulation von Wissen und Kapital generiert werden.

      Erschreckend ist jedoch nicht so sehr die Dummheit, sondern vielmehr die menschenverachtende Betrachtung von Kindern als bloße Wirtschaftsfaktoren. Besonders deutlich wird dies in dem Gedankenspiel, dem sich Hans-Werner Sinn hingibt: »Wenn Kinderlose erhebliche Teile ihres Einkommens sparen müssen, bloß um damit bei ihrer Rente auf den gleichen Stand wie Familien mit Kindern zu kommen, dann erhalten Kinder bei der Lebensplanung wieder das ihnen ökonomisch zustehende Gewicht.«34› Hinweis Und weiter: »Manch ein bislang noch unschlüssiges Paar wird sich unter diesen Umständen vielleicht doch für Kinder entscheiden.«35› Hinweis Diese Sätze muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen. Vielleicht sollten wir die lieben Kleinen dann gleich statt in die Schule wieder auf die Felder und in die Fabriken schicken, damit sie ihrer Aufgabe, gefälligst für ihre Eltern zu sorgen, auch wirklich nachkommen. Zu nichts anderem wurden sie schließlich auf die Welt gebracht, verdammt noch mal! Das hätte den zusätzlichen Vorteil, dass wir Unsummen für Bildungsausgaben einsparen könnten, und die Wirtschaft würde sich auch freuen: Kinderarbeit ist schließlich so viel billiger! Allerdings müssten wir dann wohl die Grenzen dicht machen, denn wie sich nicht zuletzt im England des 19. Jahrhunderts gezeigt hat, gibt es immer Einwanderer, die verzweifelt genug sind, für noch weniger Geld zu arbeiten, und die würden dann unseren Kindern die Arbeit wegnehmen.

      Doch ernsthaft: Darauf zu hoffen, dass sich ein Paar aus rein wirtschaftlichen Erwägungen für Kinder entscheidet, Kinder also lediglich als ein Mittel zu einem Zweck ansieht, ist an Zynismus nicht zu überbieten. Elternschaft erfordert wie so viele andere Aufgaben eine Neigung und wohl auch ein gewisses Talent. Einen Menschen, der kein Blut sehen kann, durch finanziellen Druck zu zwingen, Unfallchirurg zu werden, würde unweigerlich in die Katastrophe führen, das ist jedem klar. Ein brillanter Mathematiker, der keinen sauberen Ton singen kann und sich nicht sonderlich für Musik interessiert, wäre in einer Sängerlaufbahn weder erfolgreich noch glücklich, ebenso wenig wie ein kreativer, künstlerischer, aber auch leicht chaotischer Geist, der seinen Lebensunterhalt als Buchhalter verdienen müsste. Und wie herzzerreißend fatal ist es erst, wenn Menschen Kinder nicht um der Kinder selbst willen bekommen, nicht, weil ihnen der Umgang mit Kindern Freude bereitet, nicht, weil sie Kinder als eine Bereicherung ihres Lebens verstehen, sondern einzig und allein als eine Art Kapitalanlage für das Alter.

      Es drängt sich geradezu der Verdacht auf, dass Menschen, die solche Vorschläge machen, ihre eigenen Kinder insgeheim verabscheuen und wünschen, sie wären niemals Eltern geworden. Da sich das aber nun einmal nicht ändern – und erst recht nicht zugeben – lässt, sollen wenigsten die anderen, die heimlich beneideten Kinderfreien, dafür bestraft werden, dass sie nicht den gleichen Fehler gemacht haben. Warum sonst sollten sie sich als Märtyrer im Dienste der Gesellschaft gerieren? Da ihnen die Elternschaft anscheinend nicht, wie versprochen, Glück und Erfüllung gebracht hat, müssen sie sich der Illusion hingeben, dass sie sich für die Gesellschaft geopfert haben, denn welchen Sinn sollte das Ganze sonst gehabt haben? Und dafür wollen sie gefälligst entschädigt werden.

      Der Sozialwissenschaftler Thomas Ebert weist in seinem Aufsatz »Beutet der Sozialstaat die Familien aus?« zu Recht darauf hin, dass die Behauptung, die Rentenversicherung begünstige Menschen ohne Kinder auf Kosten von Eltern, auf der Vorstellung beruht, dass Eltern eine Art Eigentum an den Kindern und an deren Ertrag späterer Erwerbstätigkeit haben.36› Hinweis Damit wird jedoch die rechtliche Unabhängigkeit der Kinder geleugnet. Denn so gesehen würden Kinder, selbst wenn sie erwachsen sind, nicht als Individuen mit eigenen Rechten gelten, sondern als »Kapital« der Eltern, auf dessen »Verzinsung« diese einen Anspruch hätten. Das passt zu einem neoliberalen Zeitgeist, der jeden Menschen, jede Lebenssituation, jede Erfahrung rein ökonomisch erfassen will und keinen Platz für andere Bewertungsmaßstäbe lässt.

      Nun, wer bin ich, dass ich mich diesem übermächtig herrschenden Zeitgeist entgegenstellen wollte und könnte? Aber wenn wir schon lupenreine homines oeconomici sein wollen, dann lasst es uns bitte richtig und vor allem konsequent tun – sozial bewegtes Gejammer hin oder her. Zunächst einmal muss, wie gesagt, auch den Eltern behinderter Kinder die Rente gekürzt werden – keine Beitragszahler, keine volle Rente, da können wir leider keine Ausnahme machen. Weiterhin würde ich vorschlagen, dass die Eltern als Kapitaleigner Anspruch auf Zinsen haben, aber auch für etwaige Verluste haften. Das bedeutet: Werden ihre Kinder später tatsächlich einmal Beitragszahler, erhalten die Eltern die volle Rente. Ähnlich einer Dividende sollte zudem ein Bonus gezahlt werden, falls das Kind einmal in einem Beruf arbeitet, in dem es ein besonders hohes Gehalt erhält, also auch dementsprechend hohe Beiträge einzahlt. Umgekehrt wird den Eltern die Rente gekürzt, wenn ihre Kinder später aus irgendwelchen Gründen keine Rentenbeiträge zahlen, und zwar umso drastischer, je mehr die Kinder nicht nur keine Beiträge zahlen, sondern zusätzliche Kosten verursachen, etwa als Arbeitslose oder Straftäter. Auf diese Weise würde nicht nur sichergestellt werden, dass sich die Menschen überhaupt angemessen vermehren, sondern gleichzeitig ein Anreiz geschaffen, die Kinder anständig zu erziehen. Schließlich handeln wir alle nur aus egoistischen Motiven und tun stets nur das, wovon wir uns einen wirtschaftlichen Vorteil, einen Nutzen, versprechen. Willkommen in der schönen neuen Welt des homo oeconomicus!

      Natürlich wissen Hans-Werner Sinn und Konsorten, wie absurd ihre Vorschläge und Behauptungen tatsächlich sind; nur weil sie zweifelhafte Sachen sagen, sind sie schließlich noch lange nicht dumm. Es gibt durchaus handfeste Gründe, für Rentenkürzungen einzutreten und zu fordern, dass die Menschen stattdessen verpflichtet werden sollten zu »riestern«. Versicherungen, Banken und Finanzdienstleister verdanken der Einführung der Riester-Rente im Jahr 2002 bis dato Milliarden an Umsatzzuwächsen.37› Hinweis Die Finanz- und Versicherungsbranche hatte und hat also ein ziemlich großes Interesse daran, »Expertenmeinungen« in den Medien zu lancieren, die sich für die private Altersvorsorge stark machen – und dass auch die Experten und Journalisten auf die eine oder andere Weise profitieren werden, wenn sie sich willfährig zeigen, versteht sich von selbst. Die Prozesse dieser »Meinungsmache« hat der Nationalökonom und Publizist Albrecht Müller in seinem gleichnamigen Buch recht eindrucksvoll beschrieben. Ist es wirklich Zufall, dass die oben zitierten Aussagen von Hans-Werner Sinn in der Financial Times Deutschland aus dem Jahr 2002 stammen? Mittlerweile genügt es Herrn Sinn allerdings offenbar nicht mehr, nur Kinderlose zur Privatvorsorge zwingen zu wollen. 2008 forderte er, dass Arbeitnehmer generell verpflichtet werden sollten, einen Riester-Renten-Vertrag abzuschließen. Wer die Riester-Rente nicht nutze, sei ein Trittbrettfahrer.38› Hinweis

      Abgesehen von den Manipulationen rund um die Einführung der Riester-Rente könnten sowohl Staat als auch Wirtschaft ein ganz anderes und wenig menschenfreundliches Interesse daran haben, Kinderfreie zu diskriminieren. Wer Kinder hat, ist als Arbeitnehmer erpressbarer und neigt aus Angst vor Arbeitslosigkeit womöglich weniger dazu, sich gegen schlechte Arbeitsbedingungen, Arbeitsüberlastung, Mobbing, Lohndumping etc. zur Wehr zu setzen. Und mit ein bisschen Glück sind Eltern von den vielfältigen Anforderungen, die Familie und ggf. Beruf an sie stellen, so erschöpft, dass sie nicht dazu kommen, allzu viel über Politik nachzudenken, geschweige denn, sich politisch einzumischen.

      Bei alldem fällt allerdings auf, dass es eine Gruppe von Kinderfreien gibt, die von der allgemeinen Verunglimpfung ausgenommen wird: die Mitglieder des katholischen Klerus. Statt diese mitunter aufreizende Zurschaustellung eines kinderfreien Lebensstils gebührend zu geißeln, unterstützt der Staat die Kirche auf vielfältige Weise. Man fragt sich als naiver Laie, ob das daran liegt, dass Priester, Nonnen und Mönche zwar keine Kinder haben, dafür aber wenigstens auch keinen Sex, oder ob nicht genau das Gegenteil der Fall ist. Es gibt da doch diese Gerüchte von heimlichen Kindern … Nur Gerüchte? Ach was! Einige dieser tapferen Männer in Kleidern tun tatsächlich ihre Bürgerpflicht und pflanzen sich fort. Grund genug für uns, ihnen allen die Absolution zu erteilen.
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      Ich bin eine Geliebte, keine Mutter

      Jeanne, 50, aus Bayern ist gelernte Verwaltungsfachangestellte, befindet sich jedoch wegen einer schweren Erkrankung mittlerweile im Vorruhestand. Sie lebt seit zehn Jahren in einer glücklichen Beziehung, wohnt aber allein.
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Ich stamme von einer Reihe von Frauen ab, die genauso wie ich wahrscheinlich keine Kinder wollten, aber ich bin die erste, die in der Lage war, diese Entscheidung zu leben. Meine Großmutter hat mit etwas über dreißig für damalige Verhältnisse recht spät geheiratet. Es war eine Art Vernunftehe: Mein Großvater, dessen erste Frau im Kindbett gestorben war, suchte eine Frau, die ihm half, seine kleine Tochter aufzuziehen, und meine Großmutter sollte endlich unter die Haube. Eigentlich aber liebte sie Frauen. Als meine Mutter elf war, hat sich meine Großmutter scheiden lassen und ist mit ihrer Geliebten zusammengezogen, samt meiner Mutter. Das war 1938, also musste natürlich alles möglichst geheim gehalten werden. Ich habe erst lange nach dem Tod meiner Großmutter davon erfahren, als ich ihre Tagebücher auf dem Speicher gefunden habe. Sie hat ihre Mutterschaft als große Bürde empfunden. Kinder sind der Preis, den eine Frau dafür bezahlt, mit einem Mann zusammenzusein, hatte sie immer gesagt.

      Meine eigene Mutter hat mir immer vorgeworfen, dass sie nur wegen mir bei meinem Vater bleiben musste, einem Trinker, der dann gerne auch mal ausfallend und grob geworden ist. Erst als ich Abitur machte, haben sich meine Eltern dann scheiden lassen. Ich habe also nicht gerade ein positives Bild von Mutterschaft vermittelt bekommen, vielleicht hat das auch mit zu meiner Entscheidung beigetragen, keine Kinder zu bekommen.

      In meinen Zwanzigern hatte ich viele Beziehungen. Ich habe mein Leben genossen, bin viel weggegangen, habe gefeiert. Damit, dass ich keine Kinder wollte, war ich nicht allein. Das war damals viel häufiger als heute, und niemand hat uns deswegen Vorwürfe gemacht. Die meisten Frauen in meinem Bekanntenkreis wollten keine Kinder und haben, genau wie ich, auch später nie ihre Meinung geändert.

      Mit dreißig habe ich einen Italiener kennengelernt. Es war die ganz große Liebe, und ich wollte zu ihm nach Italien ziehen. Dann hat meine Mutter mit Selbstmord gedroht, sollte ich weggehen. Sie hatte es früher schon mal versucht, ich konnte das also nicht einfach als leere Drohung abtun. Ich war hin- und hergerissen, bin letzten Endes aber hiergeblieben. Damals, genauso wie knapp zehn Jahre später, als ich meinen jetzigen Freund kennenlernte, die zweite große Liebe meines Lebens, hatte ich kurzzeitig diese romantische Fantasie im Kopf: ein Kind als Krönung unserer Liebe. Das blieb aber immer so eine vage Vorstellung von einer Postkartenidylle, ein richtiger Kinderwunsch hat sich nie entwickelt.

      Ich bin immer gut bei Männern angekommen. Das klingt jetzt vielleicht eitel, aber mein Aussehen und meine Figur waren mir immer sehr wichtig, und Schwangerschaft und Geburt wirken sich ja nicht gerade positiv auf den Körper aus. Vor allem aber waren meine Beziehungen zu Männern immer sehr intensiv, auch auf körperlicher Ebene. Die ist sogar ein ganz wichtiger Bestandteil einer guten Beziehung, finde ich. Und mit einem Kind ist ein ausgiebiges Sexualleben nicht mehr wirklich möglich. Außerdem erschreckt es mich, wenn ich sehe, wie Kinder eine Beziehung verändern können. Ich kenne nicht wenige Frauen, die sich plötzlich nur noch als Mutter wahrnehmen, nicht mehr als Frau und sexuelles Wesen. Entsprechend wenig Interesse haben sie noch an ihren Männern und umgekehrt.

      In der Astrologie gibt es bestimmte Archetypen der Weiblichkeit. Hera ist die Mutter, Venus ist die Geliebte. Ich bin definitiv eine Venus und keine Hera.
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5 Von der Absurdität des Kinderwahlrechts

      In der Debatte über Kinderlosigkeit stößt man hin und wieder auf Äußerungen, die eigentlich nur einen Schluss zulassen: Einige Vertreter unserer sogenannten Eliten haben Zugang zu verdammt guten Drogen, von denen der Rest der Bevölkerung nur träumen kann. Der Vorschlag eines Kinderwahlrechts von Geburt an, den der Verfassungsrechtler Hans-Herbert von Arnim in seinem Buch Die Deutschlandakte macht, fällt in diese Kategorie.

      Die Bundesrepublik Deutschland ist, so will es unser Grundgesetz, ein demokratischer und sozialer Bundesstaat (Art. 20 Abs. 1 GG), in dem alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht (Art. 20 Abs. 2 GG). Art. 38 Abs. 1 GG sieht vor, dass unsere Volksvertreter, die Abgeordneten des Bundestags, in »allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl« gewählt werden. Dieses Recht auf allgemeine, freie, gleiche und geheime Wahlen ist, als zentrales Merkmal einer Demokratie, konkreter Ausdruck des in Art. 20 Abs. 1 GG niedergelegten Demokratieprinzips und als solches ebenfalls durch die sogenannte »Ewigkeitsklausel« in Art. 79 Abs. 3 GG geschützt.

      Die Befürworter eines Kinderwahlrechts von Geburt an behaupten nun, die Tatsache, dass Personen unter 18 Jahren von der Wahlberechtigung ausgeschlossen sind (Art. 38 Abs. 2 GG), stelle einen Verstoß gegen die Allgemeinheit der Wahl dar. Nun kann man zwar grundsätzlich über eine Herabsetzung des Wahlalters diskutieren, die Idee eines Wahlrechts von Geburt an ist jedoch schlicht lächerlich. Ebenso wenig, wie die von Geburt an bestehende Rechtsfähigkeit des Menschen, also die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, die zur Teilnahme am Rechtsverkehr erforderliche Geschäftsfähigkeit einschließt, berechtigt sie automatisch zur Teilnahme an Wahlen. Um die dem jeweiligen Sachverhalt angemessene Regelung zu treffen, darf der Gesetzgeber Alterserfordernisse festsetzen. Denn wer wählt, muss zumindest theoretisch in der Lage sein, sich ein Urteil zu bilden und die Tragweite und Bedeutung des Wahlaktes zu erkennen. Diese Voraussetzung erfüllen Kinder, insbesondere Säuglinge und Kleinkinder, grundsätzlich nicht. Dieses Problem versuchen die Verfechter eines Kinderwahlrechts dadurch zu umgehen, dass sie das Wahlrecht der Kinder durch deren gesetzliche Vertreter, in aller Regel also die Eltern, ausüben lassen wollen.

      Dies ist jedoch mit der höchstpersönlichen Natur des Wahlrechts unvereinbar und stellt vor allem, wie wir gleich sehen werden, einen eklatanten Verstoß gegen den Grundsatz der gleichen Wahl dar. Dieses Problem scheint Herr von Arnim allerdings nicht zu sehen, mit der ebenso lapidaren wie seltsamen Begründung, Eltern stünde schließlich auch die Vermögenssorge für ihre minderjährigen Kinder zu. Zugegebenermaßen ist Hans-Herbert von Arnim nicht der Erste und nicht der Einzige, der diese Vorstellung vertritt. Auch Elternlobbies wie der Deutsche Familienverband machen sich für ein Kinderwahlrecht stark, und 2005 wurde fraktionsübergreifend ein Antrag auf entsprechende Änderung des Wahlrechts im Bundestag eingebracht.

      Es ist allerdings eine Sache, wenn Lobbyisten versuchen, unsere Rechtsordnung so zu verdrehen, zu stauchen, zu verstümmeln und zu treten, bis sie endlich in die Mülltonne ihrer egoistischen Interessen passt; das ist gewissermaßen die Stellenbeschreibung eines Lobbyisten. Etwas ganz anderes ist es, wenn sich ein renommierter Verfassungsrechtler mal eben ganz nonchalant für eine Aufhebung des gleichen Wahlrechts ausspricht und damit eine Rückkehr in vordemokratische Zeiten befürwortet. Denn genau darauf läuft dieser Vorschlag hinaus: Eltern würden faktisch mehr Stimmen erhalten als andere Bürger, ebenso wie sich im preußischen Drei-Klassen-Wahlrecht die Anzahl der Stimmen, welche die (obendrein ohnehin nur männlichen) Wahlberechtigten besaßen, nach der Steuerleistung, also dem Vermögen, richtete.

      Das sogenannte »Kinderwahlrecht« ist in Wahrheit nichts anderes als ein besonderes Elternwahlrecht und damit verfassungswidrig. Das wissen natürlich auch die Befürworter, und genau das ist der Grund dafür, dass sie es nicht als »Elternwahlrecht«, sondern als »Kinderwahlrecht« verkaufen. Sie könnten es allerdings genauso gut als »Schwarzwälder Kirschtorte« bezeichnen, denn der Name ändert nichts an den Tatsachen, die sich dahinter verbergen.

      Da gibt es zunächst einmal das winzige Problem, dass das Wahlrecht, ebenso wie etwa das Recht auf Eheschließung, ein sogenanntes »höchstpersönliches« Recht ist, also nicht in Vertretung ausgeübt werden kann (§ 14 Abs. 4 Bundeswahlgesetz). Dem entgegnen die Befürworter eines durch Eltern ausgeübten Kinderwahlrechts, das Prinzip der Höchstpersönlichkeit habe keinen absoluten Gehalt und sei auch nicht von der »Ewigkeitsklausel« geschützt. Es diene lediglich dazu, einen Missbrauch der Wahlstimme durch Dritte auszuschließen. Mit bewundernswerter Spitzfindigkeit wird argumentiert, die Eltern seien aber nicht Dritte, sondern die gesetzlichen Vertreter ihrer Kinder. Damit spitze sich das Problem auf die Behauptung zu, es sei prinzipiell unzulässig, ein höchstpersönliches Recht von einem Vertreter ausüben zu lassen. Die Höchstpersönlichkeit aber sei nicht prinzipiell vertretungsfeindlich. Als Beispiel wird die Zustimmung zur Anerkennung der Vaterschaft angeführt, bei der es sich ebenfalls um ein höchstpersönliches Recht handelt. Dennoch ist die Ausübung dieses Rechts durch einen gesetzlichen Vertreter möglich (§ 1596 Abs. 2 BGB). Somit werde in der deutschen Rechtsordnung beim Prinzip der Höchstpersönlichkeit differenziert zwischen einer Vertretung durch Dritte – die unzulässig ist – und einer Vertretung durch den gesetzlichen Vertreter – die zulässig ist. Eine Ausnahme für das aktive Wahlrecht sei nicht ersichtlich, da die Eltern, gebunden durch das Elterngrundrecht gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, verpflichtet seien, dem Kindeswohl zu dienen.

      Nun, mit der gleichen Argumentation könnte man auch die Aushebelung der höchstpersönlichen Natur der Eheschließung begründen und Eltern gestatten, ihre Kinder zwangsweise zu verheiraten – wenn sie es nun mal als das Beste für ihr Kind ansehen, dass es möglichst bald nach Eintritt der Geschlechtsreife »unter die Haube« kommt; selbstverständlich werden sie nach bestem Wissen und Gewissen und »zum Wohl« ihres Kindes den passenden Mann bzw. die passende Frau aussuchen.

      Es ist natürlich zunächst einmal unglaublich naiv, davon auszugehen, alle Eltern würden stets zum Wohle ihres Kindes handeln, nur weil sie dazu eigentlich verpflichtet wären. Das weiß auch der Staat, und deshalb wacht er darüber, dass Eltern ihre Fürsorgepflichten und – rechte tatsächlich zum Wohl des Kindes wahrnehmen, etwa durch Jugendämter und Familiengerichte. So kann das Familiengericht beispielweise gegen den Willen der Eltern die Durchführung einer lebensrettenden medizinischen Behandlung des Kindes anordnen, wenn die Eltern diese – etwa aus religiöser Überzeugung – verweigern. Der Begriff des Kindeswohls ist, bei aller erzieherischen Freiheit, bis zu einem gewissen Grad objektivierbar: Prügel dienen nicht dem Kindeswohl, die Verweigerung notwendiger medizinischer Maßnahmen dient nicht dem Kindeswohl, das Kind nicht in die Schule zu schicken, dient nicht dem Kindeswohl (es gibt nicht ohne Grund eine allgemeine Schulpflicht). Die Zwangsverheiratung eines Kindes dient ebenfalls nicht dem Kindeswohl.

      Eine derartige notwendige Festlegung von gewissen Rahmenbedingungen wäre bei der »stellvertretenden« Ausübung des Wahlrechts nicht möglich, denn wie sollte entschieden werden, welche Wahlentscheidung dem Kindeswohl dient? Das ist schon allein deshalb absurd, weil es bei der Wahl nicht um das mutmaßliche oder tatsächliche »Wohl« des Wählenden geht. Ich habe absolut das Recht, eine Partei zu wählen, deren Programm und Politik, objektiv betrachtet, eigentlich all meinen ureigensten Interessen zuwiderlaufen. Ich habe das Recht, nicht zu wählen, obwohl ich damit die Chancen, dass meine Interessen vertreten werden, verringere. Ob und was ich wähle, ist ein Ausdruck meines politischen Willens, meiner Meinungen, meiner Überzeugungen (oder auch eines Mangels derselben), und die sind zutiefst subjektiv.

      Aber welcher politische Wille, welche Meinung, welche Überzeugung kann denn »in Vertretung« für ein Baby oder ein Kleinkind ausgeübt werden? Wie unschwer zu erkennen ist, würde ein »stellvertretend« durch die Eltern ausgeübtes Wahlrecht des Kindes de facto darauf hinauslaufen, dass Eltern zusätzliche Stimmen erhalten, also auf einen Verstoß gegen das allgemeine und gleiche Wahlrecht.

      Es wäre außerdem auch ein Verrat an den Interessen der Kinder selbst. Wenn die Befürworter eines »Kinderwahlrechts« darauf verweisen, dass ein solches die Interessen von Kindern »endlich« nicht nur angemessen berücksichtigen, sondern sogar »bevorzugen« würde39› Hinweis, dann bleiben sie nicht nur die Antwort auf die Frage schuldig, warum um alles in der Welt die Interessen von Kindern eigentlich bevorzugt werden sollten. Sie unterschlagen auch, dass die Interessen und Meinungen von Kindern (so diese alt genug sind, um überhaupt so etwas wie eine Meinung zu haben) häufig nicht mit denen ihrer Eltern übereinstimmen. Dazu folgendes Beispiel: Wenn man Kinder fragt, wünschen sie sich in ihrer kindlichen Unvernunft ja oft eine gerechte und friedliche Welt und sind sogar so vermessen zu erwarten, dass wir ihnen keine giftigen Mülldeponien hinterlassen, sondern eine Welt, in der es genug sauberes Wasser, Luft zum Atmen und vielleicht sogar noch ein wenig unberührte Natur gibt. Diese Kinder werden sich wirklich gut vertreten fühlen, wenn ihre Eltern FDP oder CDU wählen … Oder: Wie glücklich wird der 12-jährige Sohn sein, der gerade zum Atheisten geworden ist, oder die 13-jährige Tochter, die gerade ihre Homosexualität entdeckt hat, wenn seine bzw. ihre Stimme an die Partei Bibeltreuer Christen oder auch nur die CSU geht! Und was ist mit dem Jungpunker, der Politik scheiße findet und Politiker sowieso und selbst gar nicht wählen würde? Dürfen auch seine Eltern »zu seinem Wohl« irgendeiner Partei seine Stimme geben? In welchem Paralleluniversum haben Kinder denn immer die gleiche Meinung wie ihre Eltern? Oder sollen die Eltern doch nicht nach ihrem Gutdünken »zum Kindeswohl« entscheiden dürfen, sondern besser gesetzlich verpflichtet werden, die Wünsche ihrer Kinder zu respektieren? Wie soll dann die Einhaltung einer solchen Verpflichtung kontrolliert werden? Man kann es drehen und wenden, wie man will, letztendlich läuft ein Kinderwahlrecht, das in Vertretung durch die Eltern ausgeübt wird, auf ein verfassungswidriges besonderes Elternwahlrecht hinaus.

      Seien wir ehrlich, den Verfechtern eines Kinderwahlrechts geht es trotz all ihres Geschwafels von Bürgerrechten und Altersdiskriminierung nicht um die Interessen der Kinder, sondern, wie sie selbst sagen, um ein »familienfreundliches« Wahlrecht, ergo um eine Bevorzugung von Eltern. Das ist nicht weiter erstaunlich, wenn es vom Deutschen Familienverband kommt, verblüfft aber doch, wenn sich diese Überzeugung bei einem Verfassungsrechtler findet.

      Übrigens gibt es da noch ein ganz anderes interessantes Problem praktischer Art: Was ist, wenn die Eltern unterschiedlicher Meinung sind? Bei getrennt lebenden Eltern könnte man das Wahlrecht ja mit dem Sorgerecht verknüpfen, aber bei Eltern, die zusammen sind? Würden die Stimmrechte der Kinder dann gleichmäßig auf Mutter und Vater verteilt? Das klappt nur bei einer geraden Anzahl von Kindern. Was wäre bei einer ungeraden Anzahl? Bekäme dann mal die Mutter, mal der Vater die Stimmrechte? Dürfte ein Elternteil die Erststimme abgeben und der andere die Zweitstimme? Oder hätte ein Elternteil das Letztentscheidungsrecht? Lassen Sie mich raten … der Vater?
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      Als Autistin habe ich es schwer genug

      Inga, 38, ist ausgebildete Fremdsprachensekretärin und lebt und arbeitet in einer Großstadt in Baden-Württemberg. Seit Kurzem ist sie mit einem überzeugt kinderfreien Mann zusammen.
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Ich wollte noch nie Kinder. Ich finde den Gedanken an Schwangerschaft und Geburt abstoßend. Außerdem habe ich als Asperger-Autistin schon Mühe genug, mich selbst durchzubringen. Das Asperger-Syndrom macht für mich den Umgang mit Menschen sehr anstrengend, da ich schauspielern muss, um nicht für einen totalen Freak gehalten zu werden. Daher arbeite ich auch nur fünf Stunden täglich, und selbst das ist oft zu viel. Ich brauche viel Zeit für mich allein, um mich zu erholen und meinen Interessen zu widmen.

      Wenn die hohen Kosten nicht wären, würde ich mich sterilisieren lassen. Ich war zweimal in meinem Leben schwanger (mit 31 und mit 36), und habe beide Male abgetrieben, ohne schlechtes Gewissen. Beide Male geschah das innerhalb einer Woche, nachdem ich von der Schwangerschaft erfahren hatte. Bei der Entscheidung hatte ich keinerlei Zweifel, die obligatorischen Pro-Familia-Besuche waren jeweils in zehn Minuten erledigt, da ich unter keinen Umständen ein Kind möchte und das entsprechend harsch kommuniziert habe.

      Bis vor Kurzem hatte ich einen Freund, der schon vier Kinder hat. Nach dem vierten hat er sich sterilisieren lassen. Das war sehr angenehm und praktisch. Von den Kindern habe ich gleich bei unserem ersten Treffen erfahren. Obwohl Kinder bisher eigentlich immer das total K.O.-Kriterium bei einem Mann für mich waren, hat mich das diesmal nicht gestört, weil seine Kinder nicht bei ihm, sondern bei ihrer Mutter in Amerika gelebt haben. Ich habe sie nie zu sehen gekriegt, ich hatte nichts mit ihnen zu tun, ich kannte sie nicht mal. Aber dann wollte er zurück nach Amerika, und ich sollte mitkommen. Mal abgesehen davon, dass ich mich ungern so abhängig machen wollte, kam mir dann die Erkenntnis, dass ich nicht ausschließen kann, dass die Kinder dann bei ihrem Vater wohnen möchten/müssen, und ich dagegen gar nichts machen könnte. Ich habe ihm dann gesagt, dass ich nicht mitkommen möchte, woraufhin er Schluss gemacht hat. Das war erst schmerzhaft, aber auch erleichternd, weil ich von Anfang an die Kinder (und die damit verbundene Noch-Ehefrau, die großen Einfluss hat) als großen Minuspunkt bei meinem Freund empfunden habe. Ich würde mich auch nicht noch mal auf einen Mann mit Kindern einlassen. Das war der erste und letzte Versuch. Mittlerweile habe ich einen neuen Freund. Gleich beim ersten Gespräch stellte sich heraus, dass er auch absolut keine Kinder will und meine Kinderfreiheit für ein sehr großes Plus hält.

      Nachteile eines kinderfreien Lebens sehe ich übrigens nicht. Einsamkeit im Alter kann man auch erfahren, wenn man Kinder hat und die sich nicht um einen kümmern. Wer weiß schon, was kommt?! Als Autistin macht mir das Alleinsein selten was aus.
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6 Heiraten gefährdet Ihre Fruchtbarkeit

      Ein besonders hübsches Beispiel für die Verrenkungen der konservativen Ehe- und Familienideologie ist die Regelung für die Übernahme der Kosten einer künstlichen Befruchtung durch die gesetzlichen Krankenkassen. Diese findet sich in Paragraf 27a des Fünften Sozialgesetzbuches (SGB V). Auffällig an dieser Vorschrift ist zunächst einmal, dass die Krankenkassen nur 50% der Behandlungskosten übernehmen (§ 27a Absatz 3 Satz 3 SGB V), und zweitens, dass der Anspruch auf Kostenerstattung auf verheiratete Paare beschränkt ist (§ 27a Absatz 1 Nr. 3 SGB V). Das erstaunt auf den ersten Blick, denn damit wäre Unfruchtbarkeit (von deren Vorliegen man laut der WHO ausgeht, wenn eine normal empfängnisbereite Frau trotz regelmäßigen ungeschützten Geschlechtsverkehrs innerhalb von zwei Jahren nicht schwanger wird) wohl die einzige Krankheit, deren Behandlungskosten nur zu 50% übernommen werden, denn gemäß der WHO gilt Unfruchtbarkeit schließlich als Krankheit. Und noch seltsamer, die Kosten werden nur bei Verheirateten übernommen. Schauen wir uns an, was unsere Gesetzgebung dazu im Einzelnen sagt.

      Laut § 27 Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. Als Krankenbehandlung gelten dabei ausdrücklich auch Leistungen zur Herstellung der Zeugungs- oder Empfängnisfähigkeit, wenn diese Fähigkeit nicht vorhanden ist oder durch Krankheit oder wegen einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation verloren gegangen ist (§ 27 Abs. 1 Satz 4 SGB V). Warum aber haben nicht alle Versicherten, sondern nur eine bestimmte Gruppe Anspruch auf Erstattung der Kosten von Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung? Der Grund liegt darin, dass die künstliche Befruchtung – im Gegensatz zu Maßnahmen wie etwa chirurgischen Eingriffen, Psychotherapie oder medikamentöser Behandlung zur Herstellung der Fruchtbarkeit, die der Gesetzgeber als Krankenbehandlung im Sinne von § 27 SGB V angesehen hat – nicht als Behandlung einer Krankheit gilt. Wie das Bundesverfassungsgericht zu Recht feststellt, beseitigt die künstliche Befruchtung nämlich keinen regelwidrigen Zustand (im Juristendeutsch der schöne Begriff für Krankheit), sondern »umgeht ihn mithilfe medizinischer Technik, ohne auf dessen Heilung zu zielen«40› Hinweis. Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft durch künstliche Befruchtung wurden lediglich den für Krankheiten geltenden Regelungen des SGB V unterstellt, ohne selbst eine Krankenbehandlung darzustellen. § 27a SGB V stellt somit einen »eigenständigen Versicherungsfall«41› Hinweis dar.

      Bevor man an dieser Stelle über juristische Spitzfindigkeiten den Kopf schüttelt, die Paaren die Erfüllung ihres Kinderwunschs erschweren, sollte man sich vor Augen halten, dass die Ausgestaltung der künstlichen Befruchtung als eigenständiger Versicherungsfall es dem Gesetzgeber zwar ermöglicht, Sonderregelungen zu schaffen, die sich auf den ersten Blick nachteilig auswirken (etwa die Beschränkung des Anspruchs auf bestimmte Personengruppen wie in diesem Fall auf Verheiratete und die Begrenzung der Kostenübernahme auf 50%), letztendlich aber die künstliche Befruchtung gegenüber anderen medizinischen Leistungen sogar deutlich privilegiert. Denn normalerweise dürfen die gesetzlichen Krankenkassen Leistungen nur erbringen, wenn sie wirtschaftlich und wirksam sind, wie es im § 2 Abs. 4 und § 12 Abs. 1 SGB V heißt. Es wäre äußerst fraglich, ob die Verfahren der künstlichen Befruchtung, die einerseits mit einem erheblichen finanziellen Aufwand verbunden sind, andererseits aber nur in 18 von 100 Fällen zur Geburt eines Kindes führen42› Hinweis, als wirtschaftlich im Sinne von § 2 Abs. 4 und § 12 Abs. 1 SGB V anzusehen wären.

      Durch die Sonderregelung des § 27a SGB V stellt sich diese Frage jedoch gar nicht erst, da das Wirtschaftlichkeitsgebot keine Anwendung findet. Sie ermöglicht darüber hinaus die Behandlung auch in Fällen, in denen die Kinderlosigkeit eines Paares medizinisch nicht erklärt und deshalb auch kein »kranker« Versicherter gefunden werden kann. Ebenso werden Abgrenzungsprobleme vermieden, die entstünden, wenn man die allgemeinen Vorschriften über die Behandlung von Krankheiten auf die künstliche Befruchtung anwenden würde – etwa in den Fällen, in denen die Behandlung gerade dem Partner zuteil wird, der keine Fertilitätsstörung aufweist.43› Hinweis Nicht zuletzt kommen so auch Paare in den Genuss einer Kostenerstattung, bei denen es mehr als fraglich ist, ob die Unfruchtbarkeit überhaupt eine Krankheit, also einen »regelwidrigen Zustand« darstellt, namentlich ältere Paare, bei denen der Rückgang der Fruchtbarkeit völlig normal und obendrein evolutionär sinnvoll ist. Bei Frauen etwa nimmt ab dem 30. Lebensjahr die Fruchtbarkeit drastisch ab: Liegt im Alter von 30 Jahren die Chance einer Schwangerschaft noch bei 63%, so sinkt sie zwischen 30 und 35 Jahren auf 52% ab und liegt im Alter von 40 Jahren nur noch bei 36%. Umgekehrt steigt das Risiko der Unfruchtbarkeit von 8% im Alter von 30 Jahren auf 15% (35 Jahre) und schließlich auf 32% (40 Jahre).44› Hinweis Von »regelwidrig« kann also keine Rede sein.

      Nun erklärt zwar die Ausgestaltung des § 27a SGB V als eigenständiger Versicherungsfall, warum der Gesetzgeber bei der Regelung der künstlichen Befruchtung von den für die Behandlung von Krankheiten geltenden Regeln abweichen durfte. Noch nicht geklärt ist damit jedoch die Frage, warum ausgerechnet Ehepaare anspruchsberechtigt sind, und vor allem, warum die gesetzliche Krankenversicherung überhaupt die Kosten für eine medizinisch nicht notwendige Maßnahme übernimmt, und sei es auch nur zur Hälfte.

      Dass der Gesetzgeber wegen des in Art. 6 GG festgelegten besonderen staatlichen Schutzes der Ehe Letztere gegenüber anderen Lebensformen privilegieren darf, wurde bereits erörtert. Im konkreten Fall der Übernahme der Kosten für eine künstliche Befruchtung nur für verheiratete Paare hat nun das Bundesverfassungsgericht diese Privilegierung nochmals ausdrücklich für verfassungsgemäß erklärt und mit der Stabilitätsgewähr der Ehe als auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaft begründet.45› Hinweis Auch das Bundesgesundheitsministerium, der Bundesverband der Betriebskrankenkassen und die Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht haben in ihren Stellungnahmen, die sie zu der dem Urteil zugrundeliegenden Vorlage an das Bundesverfassungsgericht abgegeben haben, in diesem Sinne argumentiert – ungeachtet dessen, dass diese Vorstellung mit der Realität nicht mehr viel zu tun hat, wie wir in Kapitel 1 gesehen haben. Die Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht erkennt diese Tatsache in seiner Erklärung immerhin an, wischt sie jedoch kurzerhand vom Tisch und behauptet einfach, für das Kindeswohl repräsentiere die Ehe trotz des zwischenzeitlichen gesellschaftlichen Wandels die stabilste und gesellschaftlich in erster Linie anerkannte Form der Familiengründung.46› Hinweis Eleganter kann man den Gedanken »Was interessiert mich die Realität« nicht formulieren.

      Besonders problematisch wird es aber, wenn das Bundesverfassungsgericht in seiner Begründung auf die außerordentlichen Belastungen abstellt, denen das Verfahren der künstlichen Befruchtung eine Paarbeziehung aussetzt. Diese ergeben sich vor allem daraus, »dass oft mehrere, beide Partner physisch und psychisch fordernde Versuche notwendig sind, diese Versuche zudem nicht selten erfolglos bleiben, und die künstliche Befruchtung nur in 18 von 100 Behandlungen zur Geburt eines Kindes führt«. Der Gesetzgeber dürfe davon ausgehen, dass die Ehe auch in einer solch angespannten Situation die Grundlage für die erhöhte Belastbarkeit der Partnerschaft darstellt, und es liege ferner in seinem Ermessen, dass er die eheliche Partnerschaft als besonders geeignet ansieht, diese Belastungen und Risiken auch gemeinsam zu bewältigen.47› Hinweis

      Ein schöner Gedanke. Allerdings sagt die Dauer einer Beziehung oder Ehe weit mehr über die Stabilität der Beziehung aus als die bloße Tatsache, verheiratet zu sein. Leider wird jedoch weder geprüft, wie lange ein Paar vor der künstlichen Befruchtung verheiratet war, oder wenigstens, wie lange es vor der Eheschließung in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft gelebt hat, denn in der Praxis gehen viele vorher unverheiratete Paare überhaupt nur deshalb die Ehe ein, um die Kostenerstattung für die künstliche Befruchtung in Anspruch nehmen zu können. Das kann man ihnen nicht verdenken, es spricht allerdings der vom Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil wiedergegebenen Stellungnahme des Bundesgesundheitsministeriums Hohn, der zufolge das Bestehen einer Ehe »komplizierte Einzelfallprüfungen« erspart und sich als »objektivierbares Kriterium für die Festigkeit einer Partnerschaft«48› Hinweis erweist.

      Ganz anders hingegen beim Adoptionsverfahren: Dort wird bei der Prüfung des Adoptionsantrags auch die Dauer der Beziehung des adoptionswilligen Paares berücksichtigt, da diese als Indikator für die Stabilität der Beziehung gilt. Bei der künstlichen Befruchtung aber wird eine zehnjährige Ehe in einen Topf geworfen mit einer Ehe, die gerade erst einmal seit einem halben Jahr besteht; eine zehnjährige nichteheliche Beziehung wird mit einer zweijährigen nichtehelichen Beziehung gleichgesetzt und zählt letztlich genauso viel wie diese, nämlich nichts, denn selbst die kürzeste Ehe zählt mehr als die langjährige Beziehung davor.

      Doch gehen wir einfach einmal davon aus, dass die »Stabilitätsgewähr der Ehe« mehr ist als eine verstaubte Fantasie. Dann besteht immer noch das Problem, dass es mittlerweile in Deutschland eine weitere auf Dauer angelegte Gemeinschaft gibt, mit der die Partner rechtlich verbindlich Verantwortung füreinander übernehmen: die eingetragene Lebenspartnerschaft. Diese ist, wie es so schön heißt, nach dem geregelten Lebenssachverhalt und den mit der Normierung verfolgten Zielen der Ehe vergleichbar. In Anbetracht besagter Vergleichbarkeit rechtfertigt der bloße Verweis auf das in Art. 6 GG enthaltene Schutzgebot der Ehe keine Differenzierung zwischen der Ehe und einer anderen Lebensform, urteilte das Bundesverfassungsgericht 2009 kurz und knapp. Mit diesem Urteil dürfte § 27a SGB V zumindest insoweit gegen das Gleichheitsgebot nach Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen, als er homosexuelle Paare in eingetragener Lebenspartnerschaft ausschließt. Das nur nebenbei.

      Das eigentlich Erstaunliche an § 27a SGB V ist jedoch, dass er überhaupt existiert. Schließlich gilt, wir erinnern uns, dem deutschen Gesetzgeber zufolge die künstliche Befruchtung nicht als medizinisch notwendige Heilmaßnahme. Warum also gibt es ihn? Mit viel Fantasie könnte man denken, dass sich aus dem in Art. 6 GG enthaltenen Recht, eine Familie zu gründen, eine Pflicht des Staates ableiten ließe, das Entstehen einer Familie durch künstliche Befruchtung finanziell zu ermöglichen. Dann allerdings würde die Kostenregelung in § 27a SGB V gegen Art. 3 Abs.1 GG verstoßen, da sie finanziell schwächere Paare benachteiligt. Gemäß der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt sich aus Art. 6 GG jedoch gerade keine derartige Pflicht des Gesetzgebers ableiten: »In Bezug auf Maßnahmen der künstlichen Befruchtung besteht keine staatliche Verpflichtung, die Entstehung einer Familie mit den Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung zu fördern, sondern es handelt sich um eine in seinem Ermessen stehende Leistung, die nicht medizinisch für eine Therapie notwendig ist, sondern die Wünsche eines Versicherten für seine individuelle Lebensgestaltung betrifft [Hervorhebung durch d. Verf.]. Dann bleibt es aber im Rahmen seines Gestaltungsspielraums, wenn der Gesetzgeber sich zu einer Förderung von Maßnahmen künstlicher Befruchtung entschließt, dies aber generell auf eine Teilförderung beschränkt.«49› Hinweis

      Die künstliche Befruchtung ist also eine Wunschbehandlung, die der Gesetzgeber finanziell unterstützen kann, aber nicht muss. Dieses Kriterium trifft auch auf eine andere Maßnahme zu: die Sterilisation. Während die Wunschbehandlung künstliche Befruchtung jedoch immerhin zu 50% finanziert wird, werden seit dem 1. Januar 2004 die Kosten für eine Sterilisation, die vor diesem Datum ebenso wie die künstliche Befruchtung voll erstattet wurden, von den Krankenkassen gar nicht mehr übernommen – und zwar mit ebendieser Begründung, nämlich dass es sich um eine medizinisch nicht notwendige Wunschbehandlung handle. Eine Ausnahme gilt für eine durch Krankheit erforderliche Sterilisation (§ 24b Abs. 1 SGB V). Von der medizinischen Notwendigkeit einer Sterilisation in diesem Sinne gehen die Krankenkassen in aller Regel nur dann aus, wenn die Schwangerschaft die Gefahr einer Gesundheitsbeeinträchtigung für die Frau bedeuten würde. Das ist im Übrigen eine interessante Definition des Begriffs Gesundheitsbeeinträchtigung. Wenn Übelkeit, Wassereinlagerungen in Beinen und Füßen, Stimmungsschwankungen, stundenlange starke Schmerzen bei Wehen und Geburt, Reißen des Muskelgewebes zwischen Vagina und After und wochenlange Schmerzen nach der Geburt keine Gesundheitsbeeinträchtigung darstellen, was dann? Und was die Psyche angeht: Jede absolut ungewollte Schwangerschaft beeinträchtigt die seelische Gesundheit der Frau erheblich, und bei einer Frau, die eine Sterilisation vornehmen lassen möchte, kann man wohl davon ausgehen, dass jede Schwangerschaft ungewollt wäre. Besonders erschreckend ist, dass der Medizinische Arbeitskreis pro familia NRW im Jahr 2005 anlässlich eines Preisvergleichs zur Sterilisation der Frau feststellte, dass selbst in medizinisch begründeten Fällen die Kostenübernahme der Sterilisation von den Krankenkassen häufig abgelehnt wird. Eine Genehmigung der Kostenübernahme erfolgt meist nur in Fällen, in denen durch die Schwangerschaft eindeutige Lebensgefahr für die Frau besteht; eine drohende Gesundheitsverschlechterung reicht in den meisten Fällen nicht aus.50› Hinweis

      Gewiss, auch die Förderung der Sterilisation als Wunschbehandlung liegt im Ermessen des Gesetzgebers, aber es ist schon bezeichnend: eine kostenintensive Behandlung mit relativ geringer Erfolgsquote zur Erzwingung einer von der Natur nicht vorgesehenen Schwangerschaft wird finanziert, eine verhältnismäßig kostengünstige Behandlung, deren Erfolgsaussichten beinahe 100% betragen, um sich dauerhaft vor einer unerwünschten Schwangerschaft zu schützen, ohne seinen Körper mit Hormonen (Pille) oder Fremdkörpern (z. B. Spirale) belasten zu müssen, hingegen nicht. Nun hegen beileibe nicht nur überzeugte Kinderfreie den Wunsch nach einer Sterilisation, sondern auch Eltern, die keine weiteren Kinder mehr wollen. Doch gerade für überzeugte Kinderfreie ist die Sterilisation nicht nur eine Möglichkeit, sich ein für allemal der Gefahr einer ungewollten Schwangerschaft zu entledigen, sondern auch eine willkommene Maßnahme, ihre Kinderfreiheit gewissermaßen offiziell zu »besiegeln«. Nicht wenige Kinderfreie, die sich einer Sterilisation unterzogen, haben dies als ein befreiendes Ritual erlebt, ganz zu schweigen von dem Vorteil einer unbeschwerteren Sexualität. Dass die Sterilisation ganz aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen gestrichen wurde, ist also besonders für Kinderfreie enttäuschend, denn es zeigt, dass wir von einer Anerkennung der Kinderfreiheit als gleichwertiger Lebensform noch ein gutes Stück weit entfernt sind. Angesichts des Vermehrungswahns in unserem Land ist das allerdings nicht weiter erstaunlich.

      Viel ärgerlicher und absolut unverschämt ist hingegen die Behandlung von Frauen mit Sterilisationswunsch durch Ärzte. Diese Frauen, selbst wenn sie schon mehrere Kinder haben, müssen sich rechtfertigen und einer Gewissensprüfung unterziehen lassen wie weiland ein Kriegsdienstverweigerer, und die Ärzte nehmen sich das Recht heraus, ihnen nach eigenem Gutdünken die Sterilisation zu verweigern. So wird diesen Frauen eindringlich geraten, doch gewissenhaft zu bedenken, dass sich die Familienverhältnisse durch den möglichen Tod des Partners oder durch eine Scheidung ändern könnten. Als ob man das nicht wüsste, wenn es einem keiner sagt. Auch die Anzahl bereits vorhandener Kinder spielt bei der Einwilligung des Arztes, eine Sterilisation vorzunehmen, eine Rolle.51› Hinweis Das entscheidende Urteilskriterium ist jedoch das Alter: Für eine kinderlose Frau unter dreißig ist es nahezu aussichtslos, einen Arzt zu finden, der die Sterilisation durchführt. Es kommt sogar immer wieder vor, dass selbst Frauen, die mehrere Kinder haben, sich nicht sterilisieren lassen können, nur weil sie jünger als 30 Jahre sind. All das mit der Begründung, dass die Sterilisation nur schwer, wenn überhaupt, reversibel sei und man es sich ja schließlich noch mal anders überlegen könne. Ja sicher, diese Möglichkeit besteht – genauso wie bei vielen anderen Entscheidungen im Leben auch, die sich nicht mehr rückgängig machen lassen. In der Regel gehen wir und die Gesellschaft jedoch davon aus, dass wir uns als erwachsene Menschen und mündige Bürgerinnen über unser Handeln im Klaren sind und gegebenenfalls die Konsequenzen unserer Entscheidungen tragen. In keinem anderen Lebensbereich würde eine derartige Entmündigung der Frauen hingenommen werden, nur hier hält man diese bodenlose Arroganz vonseiten der Ärzteschaft anscheinend für berechtigt. Es ist dem einen oder anderen vielleicht noch nicht aufgefallen, doch die Entscheidung für ein Kind ist ebenfalls irreversibel und bringt obendrein erhebliche Veränderungen für das Leben der Eltern und gewaltige Verantwortung mit sich. Dennoch halten wir jede Frau, gleich wie jung sie ist, automatisch für reif genug, eine solch gewichtige Entscheidung zu treffen und die Verantwortung dafür zu übernehmen, nicht jedoch für reif genug, sich gegen Kinder zu entscheiden. Dabei ist gerade bei jüngeren kinderlosen Frauen, die sich gerne sterilisieren lassen würden, das Risiko eher gering, dass es später doch noch zu einem Kinderwunsch kommt – gerade weil sie sich eine irreversible Maßnahme wünschen. Wer eine solche Entscheidung trifft, ist sich seiner Sache in der Regel sehr sicher und hat wahrscheinlich gründlicher darüber nachgedacht als so manch andere, die gedankenlos Kinder in die Welt setzt. Und falls sie es sich doch noch anders überlegt – nun, dann wird sie wohl eine andere Lösung finden oder lernen müssen, mit den Folgen ihrer Entscheidung zu leben.

      Es wäre eigentlich nur gerecht, wenn wenigstens ein Bruchteil der Sorgfalt, mit der die Motive sterilisationswilliger Frauen geprüft (und für zu leicht befunden) werden, auch auf Paare verwandt würde, die sich einer künstlichen Befruchtung unterziehen wollen – nicht zuletzt im Interesse des zu zeugenden Kindes. Die Altersuntergrenze für Frauen nach § 27a SGB V liegt bei 25 Jahren. Da würde ich als Arzt schon sehr genau nachbohren, um sicherzugehen, dass die Frau über die nötige Reife und Lebenserfahrung verfügt, um zu wissen, worauf sie sich einlässt; nicht, dass sie womöglich in ein paar Jahren plötzlich berufliche Ambitionen entwickelt, die sich mit ihrer Mutterrolle nicht vereinbaren lassen etc. Man sollte die Leute unbedingt darauf hinweisen, dass sich Familienverhältnisse ändern können, und dass ein neuer Partner bzw. eine neue Partnerin vielleicht nicht begeistert davon ist, die Kinder eines anderen Mannes bzw. einer anderen Frau großzuziehen. Vor allem aber sollte man die entscheidende Frage stellen: Woher wollen Sie wissen, dass Sie es nicht bereuen werden?

      Von all den Lügen, die uns unsere Kultur über Elternschaft erzählt, ist dies nämlich eine der größten: dass Eltern (und vor allem Mütter) ihre Entscheidung nie bereuen. Dabei muss man nur einmal »I hate being a mother« oder »Ich hasse mein Kind« bei Google eingeben und erhält Zehntausende Suchergebnisse. Auf vielen der Seiten finden sich erschütternde Berichte von Frauen darüber, wie unglücklich sie mit ihrer Mutterschaft sind.

      So absurd, wie Sie den Gedanken einer »Elternfähigkeitsprüfung« vielleicht finden, ist er beileibe nicht. Schließlich hat die künstliche Befruchtung ein entscheidendes Merkmal mit der Adoption gemeinsam: In beiden Fällen hat der Staat Einfluss darauf, dem Paar zu einem Kind zu verhelfen und damit darauf, welche Eltern ein Kind bekommt. Daraus erwächst eine entsprechende Verantwortung, soweit wie möglich die für das Kindeswohl beste Entscheidung zu treffen, indem wenigstens gewisse Mindestanforderungen gestellt werden. Beim Adoptionsverfahren nimmt der Staat diese Verantwortung wahr, indem er adoptionswillige Paare einer genauen Prüfung unterzieht: Wohnverhältnisse, Einkommen, geistige und körperliche Gesundheit, soziales Umfeld, Alter und die Dauer der Beziehung. Gesetzlich ist übrigens nicht vorgeschrieben, dass die Paare verheiratet sein müssen, doch unverheiratete Paare haben kaum Chancen auf eine Adoption, denn die Jugendämter gehen in den allermeisten Fällen auch hier davon aus, dass die Lebensform der Ehe dem Kindeswohl am besten dient. Außerdem müssen adoptionswillige Paare polizeiliche Führungszeugnisse, ausführliche Lebensläufe und ärztliche Atteste vorlegen. Nun kann man über einzelne Bewertungskriterien sicher trefflich streiten oder einwenden, liebevolle Elternschaft ließe sich nicht an der Größe der Wohnung oder der Höhe des Einkommens festmachen. Das ist sicher richtig, doch bieten solche objektiven Kriterien zumindest einen ersten und nicht unwichtigen Anhaltspunkt für Umstände, die das Kindeswohl befördern. In jedem Fall hat das strenge Prüfverfahren den Vorteil, diejenigen auszusortieren, die nicht einmal bereit sind, diese kleine Hürde zu nehmen, und die so arrogant sind, jede Prüfung ihrer Person als unverschämte Zumutung zu empfinden, wo man ihnen doch dankbar sein müsse, dass sie überhaupt bereit sind, sich eines armen, ungewollten Kindes anzunehmen. Und glauben Sie mir, solche Leute gibt es tatsächlich.

      Ganz anders hingegen bei der künstlichen Befruchtung. Hier gibt es de facto nur zwei wirkliche Einschränkungen. Erstens, die Frau darf nicht alleinstehend sein, und zweitens, sie darf nicht lesbisch sein. Eine Ehe ist nur die Voraussetzung für die (nicht zu vernachlässigende) Kostenübernahme nach § 27a SGB V; möglich ist die künstliche Befruchtung somit auch für nicht verheiratete Paare – sofern sie heterosexuell sind. Die Musterrichtlinie der Bundesärztekammer zur Durchführung der assistierten Reproduktion vom 17. Februar 2006 besagt zwar, dass künstliche Befruchtung grundsätzlich nur bei Ehepaaren durchgeführt werden soll. Sie kann jedoch auch bei unverheirateten Frauen angewandt werden, aber nur, wenn der behandelnde Arzt zu der Einschätzung gelangt ist, dass »die Frau mit einem nicht verheirateten Mann in einer festgefügten Partnerschaft zusammenlebt und dieser Mann die Vaterschaft (…) anerkennen wird«. Immerhin wird hier dem Kindeswohl durch das Erfordernis einer festgefügten Partnerschaft Rechnung getragen; verglichen mit den harten Anforderungen an adoptionswillige Paare ist das allerdings gar nichts.

      Auffällig sind auch die Unterschiede bei den Altersgrenzen. Ein gesetzliches Höchstalter für adoptionswillige Paare gibt es zwar nicht. In aller Regel aber vermitteln Jugendämter ausschließlich an Paare, bei denen beide Partner unter 40 Jahre alt sind – manche Jugendämter sogar nur an Paare unter 35 Jahren. Begründet wird dies damit, dass zwischen dem Kind und seinen neuen Eltern ein Eltern-Kind-Verhältnis geschaffen werden soll und kein Großeltern-Kind-Verhältnis. Demgegenüber beträgt das Höchstalter für die Kostenübernahme nach § 27a SGB V 40 Jahre für die Frau und 50 Jahre für den Mann. Wenn das Kind 20 wird, ist eine 40-jährige Frau 60, ein 50-jähriger Mann 70 Jahre alt. Wie war das noch mit dem Großeltern-Kind-Verhältnis?

      Fazit: Es ist beim besten Willen nicht einzusehen, warum an künstliche Befruchtung und Adoption so unterschiedliche Maßstäbe angelegt werden – außer natürlich aus einer Weltsicht heraus, in der Vermehrung um jeden Preis gefördert werden muss. Diese Weltanschauung ist umso unverständlicher, wenn man hört, aus welchen Gründen Paare eine Adoption gar nicht erst in Betracht ziehen und sich entweder für künstliche Befruchtung entscheiden oder lieber gleich kinderlos bleiben. Die folgenden Zitate geben Aussagen wieder, die in zahlreichen Gesprächen immer und immer wieder zum Thema Adoption geäußert wurden: »Ich will meinem Kind ins Gesicht sehen und mich selbst in seinen Zügen erkennen können.« »Ich will unbedingt die Erfahrung machen, wie es sich anfühlt, schwanger zu sein.« »Adoption? Bloß nicht! Wer weiß, was man sich da für Gene ins Haus holt!« »Ich fühle mich als Versagerin, weil ich es nicht schaffe, schwanger zu werden. Eine Adoption ist das sichtbare Eingeständnis, dass ich keine richtige Frau bin.« »Solange es auch nur die geringste Chance gibt, dass ich ein Kind mit meinen eigenen Genen bekommen kann, kommt Adoption gar nicht infrage.« Und mein absolutes Lieblingszitat: »Ich könnte nie ein Kind lieben, das nicht von mir abstammt.« Nun ist Narzissmus ja nicht strafbar. Sein Ausleben sollte jedoch nicht auch noch von staatlicher Seite mittels der Förderung künstlicher Befruchtung erleichtert werden – schon gar nicht auf Kosten der Solidargemeinschaft.
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      (K)eine Stütze der Gesellschaft

      Don Alphonso, 44, ist Autor, Journalist und einer von Deutschlands bekanntesten Bloggern. Auf faz.net avancierten seine »Stützen der Gesellschaft« zum erfolgreichsten und meistgelesenen Blog.
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Kinder zu haben hat mich nie interessiert. Von meiner Familie bin ich deswegen glücklicherweise nie unter Druck gesetzt worden. Nur meine Großmutter hat manchmal ihr Bedauern geäußert. Vor allem hat ihr Kopfzerbrechen bereitet, wer denn dann den ganzen schönen Besitz erben soll. Aber meinen Eltern ist das mehr oder weniger egal. Problematisch wären eher Dinge wie Scheidung, uneheliche Verhältnisse mit Kindsunfällen und anderes, was in meiner Heimat zu Tratschereien führt. Aber so weit kommt es erst gar nicht.

      Meine Freundin dagegen will unbedingt Kinder. Wie ich damit umgehe? Das ist zwischen uns ein Thema, dessen Vermeidung der Sache nur guttut. Ich gehe also gar nicht damit um. Keine Kinder zu haben ist im Übrigen nicht weiter ein Problem. Etwas zu unterlassen ist einfacher, als etwas zu tun. Zudem bin ich ohnehin nicht der Mann, mit dem sie Kinder würde haben wollen.

      Wenn ich bei »Stützen der Gesellschaft« über meine Einstellung zum Kinderhaben schreibe, gehen oft ziemlich feindselige Kommentare ein. Das ist aber auch nicht weiter überraschend. Die FAZ ist nun nicht gerade ein linkes Kampfblatt, und natürlich erwarten viele Leser eine konservative Werteorientierung, die ich teilweise selbst auch lebe: Ich wohne in einem alten Haus, habe viel mit meiner Familie zu tun, lege Wert auf Ordnung und geregelte Verhältnisse. Gerade deshalb ist es für viele unverständlich, wieso ich in diesem Punkt von der Mehrheitsmeinung meines Umfeldes fundamental abweiche. In ihren Augen darf das nicht fehlen. Ich persönlich aber finde es absolut verzichtbar. Da gibt es keine Einigung.

      Irgendwo bewundere ich die Fähigkeit zur Selbsttäuschung bei Menschen, die Kinder haben und denken, sie haben Spaß dabei. Finde ich super! Sollen sie auch genau so machen. So sind alle glücklich und zufrieden, und wenn sie jetzt noch aufhören könnten, mir dieses Glück aufschwatzen zu wollen, wäre die Sache wirklich famos. Wie Villon einmal so schön sagte: In unsrem Puff kriegt jeder, was er braucht. Ich brauche meine Freiheit, meinen Spaß am Leben und das Gefühl, stets tun zu können, was mir gefällt. Ich bin sicher hedonistisch, aber wenn eine Mama ihr Schreibratz anderen Leuten zumutet, ist es auch nicht gerade ein Dienst an der Gesellschaft. Im Übrigen kann wirklich niemand behaupten, es gäbe zu wenige Menschen in Deutschland: Jedes Kaff ist doch mittlerweile zersiedelt.
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7 Kinderwunsch oder Kinderwahn?

      Die Kampagne gegen Kinderfreie, in der von Medien und Politik das Aussterben der Deutschen und der Zusammenbruch der Sozialsysteme beschworen, der dafür als verantwortlich ausgemachten Generation der Babyboomer Egoismus, Materialismus und Verantwortungslosigkeit attestiert und alle Kinderfreien mit der Androhung von Altersarmut durch Rentenkürzungen auf Linie gebracht werden sollten, ist mittlerweile einige Jahre her. 2006 fand sie ihren Höhepunkt, seitdem herrscht Ruhe an der medialen Kinderfreien-Hasserfront. Die Kampagne war besonders aggressiv, die erste ihrer Art war sie jedoch nicht, denn in der Geschichte der Bundesrepublik waren die Deutschen trotz wachsender Bevölkerung offensichtlich schon mehrmals davon bedroht, vom Antlitz der Erde getilgt zu werden, auch wenn diese nationalistische Furcht zunehmend als Sorge um die Rentenkassen getarnt wurde. Bereits im März 1975 titelte der Spiegel »Sterben die Deutschen aus? Mehr Sex – weniger Babys«. Im Januar 1979 beschäftigte sich ein zweiteiliges Zeit – Dossier mit der Frage »Warum die Deutschen sich nicht vermehren wollen«. Am 4. März 1985 waren laut Spiegel – Titel die »Renten in Gefahr. Die Last wird zu groß«. Am 30. August 1999 machte das gleiche Magazin eine »Baby-Lücke« aus und prognostizierte – alles andere als zutreffend, wie sich herausgestellt hat – für 2010 eine Bevölkerungsgröße von 77 Millionen. Da die renitenten Deutschen offensichtlich immer noch nicht spuren wollten, wurde der Ton in den Folgejahren deutlich drohender: In der Zeit vom 14. August 2003 fragte Susanne Gaschke: »Wo sind die Kinder?« und beantwortete die Frage gleich selbst: die Kinder fehlen, weil wir uns im »Land der Egoisten« befinden. »Kein Nachwuchs, keine Renten«, drohte sie. Freundlicherweise beließ sie es jedoch nicht bei dieser deprimierenden Schlussfolgerung, sondern ließ die Leserschaft nur wenige Monate später an ihrem Wissen zum »Black-out im Bett« teilhaben und machte Vorschläge, wie die »aussterbenden Deutschen Lust auf Kinder kriegen« könnten.52› Hinweis Am 5. Januar 2004 sah uns der Spiegel auf dem »Weg in die Greisenrepublik«. Auf dem unsäglichen Titelbild war »Der letzte Deutsche« abgebildet, ein Baby, das eine überproportional große Hantel stemmte, auf der viele Menschen saßen. Und am 6. März 2006 schließlich war der Höhepunkt der Panikmache erreicht mit der Titelgeschichte »Jeder für sich. Wie der Kindermangel eine Gesellschaft von Egoisten schafft«. Abnehmende Geburtenraten, so die These dieser Spiegel – Titelgeschichte, führen zur Vereinzelung der Kinder unserer Gesellschaft, ohne Familie aber verlernt die Gesellschaft die Liebe. Damit war das Maß voll, denn finanzielle Belastungen können ausgeglichen, Sozialsysteme notfalls umgestaltet werden – doch wer will schon eine Gesellschaft ohne Liebe?

      Auf der Seite www.single-generation.de wurde wiederholt darauf hingewiesen, dass das Ziel der Kampagne wohl vorrangig darin bestand, die Verabschiedung des Elterngelds durchzudrücken. Nicht zu Unrecht vermutlich, denn noch 2006 drohte uns nicht nur die vom Spiegel beschworene lieblose Gesellschaft aus Einzelkämpfern, sondern gar »Einwohnerkannibalismus«: Auf der Pressekonferenz des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung am 15. März 2006, auf der die Studie »Die demografische Lage der Nation« vorgestellt wurde, sagte der Bevölkerungswissenschaftler Reiner Klingholz, es werde ein Hauen und Stechen geben, einen regelrechten Einwohnerkannibalismus. Na, dann guten Appetit … Die Welt verfälschte zweimal hintereinander53› Hinweis die vorläufigen Schätzungen des Statistischen Bundesamts zu den Geburtenzahlen 2005; sie nannte 676 000 statt der tatsächlich vom Statistischen Bundesamt angegebenen Zahl von 680 000 bis 690 000 und behauptete obendrein, dies sei mit einem Minus von über 4% gegenüber dem Vorjahr der gewaltigste Einbruch der letzten 15 Jahre54› Hinweis – dabei hatte es bereits 2001 einen Rückgang der Geburtenzahlen von ca. 4,2% gegenüber 2000 gegeben. Die endgültigen Geburtenzahlen des Jahres 2005 betrugen übrigens 685 792 – 10 000 mehr als von Müller und Peter behauptet.

      Und dann, urplötzlich, der Umschwung: 2007, nach der Einführung des Elterngelds, waren weder die Zahlen des Statistischen Bundesamts zu den Geburtenzahlen 2006 von Interesse, noch sorgte die Tatsache, dass auch im ersten Halbjahr 2007 der Rückgang der Geburtenzahlen angehalten hatte, für Aufregung. Stattdessen wurde nunmehr in die andere Richtung übertrieben und verfälscht. Unter der Überschrift »Baby-Boom in deutschen Städten« vermeldete Iris Marx am 17. Mai 2007 in der Welt, dass im ersten Quartal 2007 in deutschen Großstädten 21% mehr Babys geboren worden seien als im Vorjahr, und setzte dies mit einem generellen Anstieg der Geburtenzahlen in Deutschland gleich. Die Autorin behauptet ferner, dass seit den 1970er-Jahren die Geburtenzahl in Deutschland nicht mehr angestiegen sei, und suggeriert, das Elterngeld zweifellos sei der Anreiz für diese »Trendwende«. In Wahrheit jedoch sind die Geburtenzahlen in den Jahren 1990, 1996 und 1997 gestiegen, und der Baby-Boom in deutschen Großstädten wurde schon lange vor Einführung des Elterngelds verzeichnet – Berlin Prenzlauer Berg ist ein berühmt-berüchtigtes Beispiel dafür. Angesichts der medialen Deutungshoheit dürfen wir also vermutlich gespannt sein, wann welches politische Ziel das nächste Mal auf dem Rücken der Kinderfreien durchgesetzt werden soll.

      Die Tatsache, dass Kinderfreie weitgehend unwidersprochen als Egoisten und Sozialschmarotzer verunglimpft werden konnten, zeigt, wie weitverbreitet in der Bevölkerung dieses Vorurteil ist. Kinderfreiheit ist per se ein verdächtiger Lebensstil. Dies betrifft besonders die Frauen, denn während das Verständnis von Männlichkeit noch nie auf die Funktion als Vater beschränkt war, sondern eine Vielzahl weiterer Rollen beinhaltete, bestand bis vor wenigen Jahrzehnten die wichtigste, ja die einzige Aufgabe der Frau in der Rolle der Mutter. Mutterschaft und Weiblichkeit waren untrennbar miteinander verflochten, und wir haben uns noch längst nicht vollständig von dieser Vorstellung befreit. Einem Mann kann man es noch eher verzeihen, wenn er keine Kinder will, und sei es nur, weil man ihn sich immer noch als späten Vater vorstellen kann. Eine Frau jedoch, die keine Kinder will, die dem Ticken ihrer biologischen Uhr nicht nur mit Gleichmut, sondern vielleicht sogar mit Vorfreude auf das Ende ihrer fruchtbaren Jahre lauscht, mit so einer Frau kann etwas nicht stimmen. So eine ist irgendwie unnatürlich. Dabei könnte es eigentlich ganz einfach sein: Es gibt Menschen, die sich Kinder wünschen, und es gibt Menschen, Frauen wie Männer, die sich keine Kinder wünschen. Beides kommt vor, liegt also offensichtlich im Rahmen der menschlichen Natur. Dennoch empfinden viele Menschen Ersteres als völlig natürlich, Letzteres hingegen nicht. Das zeigt sich schon daran, dass die Frage »Warum willst du/hast du eigentlich Kinder?« völlig unüblich ist und, wenn sie doch einmal gestellt wird, entsprechend erstaunte Reaktionen auslöst wie »Was ist das denn für eine Frage?«, »Ist doch völlig normal«, »Jeder will doch Kinder«. Doch wo der Nachwuchs ausbleibt, dort wird gerne einmal nachgebohrt oder über Motive gerätselt, mal aus Neugier oder echtem Interesse, mal mit besorgtem oder drohendem Unterton. Auch öffentlich wird Ursachenforschung betrieben. Die einen reden von der Abwertung der Hausfrauen- und Mutterrolle durch die bösen Feministinnen, die anderen weisen darauf hin, dass fehlende Betreuungseinrichtungen und mangelnde Beteiligung von Männern an der Erziehungsarbeit nicht gerade Lust aufs Kinderkriegen machen. So richtig es ist, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen zu thematisieren, paradoxerweise wird dadurch unbeabsichtigt die Wahrnehmung verstärkt, Frauen ohne Kinder seien eine erklärungsbedürftige Anomalie, der abgeholfen werden kann, wenn man nur die Ursachen dieser Abnormität findet und beseitigt. Dadurch entsteht der Eindruck, alle Frauen hätten gern Kinder, wenn nur die widrigen Umstände nicht wären, ein wenig so, als würde man die Homosexualität eines Mannes damit erklären, dass er nur noch nicht die richtige Frau gefunden hat. Die Existenz und die Interessen kinderfreier Frauen tauchen in der Wahrnehmung nicht auf.

      Bei allen weltanschaulichen Differenzen wird das Prinzip Familienförderung an sich nicht infrage gestellt. Da ist man sich einig: Eine familienfreundliche Politik, wie auch immer der Einzelne sie für sich definiert, ist richtig und wichtig. Es scheint, als sei dies der eine Punkt, auf den sich alle, Junge wie Alte, Rechte wie Linke, Atheisten wie Katholiken, Opernliebhaber und Techno-Freaks, St.-Pauli- und Bayern-München-Fans, verständigen können: Elternschaft muss gefördert, Eltern müssen unterstützt werden. Eine solch seltene Eintracht ist kein Zufall; ebenso wie die Beurteilung der Kinderfreiheit als egoistisch, zumindest aber als rechtfertigungsbedürftig, und die Verknüpfung von Weiblichkeit mit der Mutterrolle es sind. Die Einmütigkeit ist vielmehr Ausdruck einer pronatalistischen Kultur, die so viele Bereiche des Lebens durchdringt und so tief verankert ist, dass sie den meisten von uns nicht einmal bewusst ist. Unter Pronatalismus versteht man eine Haltung oder Politik, die Fortpflanzung ermutigt und Elternschaft verherrlicht. Pronatalismus ist in vielen Kulturen und Gesellschaften vorherrschend, mal mehr, mal weniger stark ausgeprägt. Dabei ist er aber keinesfalls auf patriarchalische Gesellschaften beschränkt, sondern tritt auch in vielen modernen Gesellschaften auf, in denen »Gleichberechtigung der Frau« kein Fremdwort ist. So auch in Deutschland, denn die bloße Tatsache einer niedrigen Geburtenrate ist mitnichten ein Anzeichen für eine »elternfeindliche« Kultur, auch wenn dies immer wieder gern behauptet wird.

      Der Pronatalismus äußert sich auf vielfältige Weise. Am offensichtlichsten tritt er in den Maßnahmen zutage, die in den vorherigen Kapiteln angesprochen wurden: politische Instrumente, die auf Geburtenförderung ausgerichtet sind oder Belohnungscharakter haben wie Elterngeld bzw. Elternzeit bei gleichzeitigem Fehlen einer entsprechenden Regelung etwa für Menschen, die kranke oder alte Familienangehörige pflegen. Ferner sind Steuerermäßigungen für Eltern oder Kindergeld klassische Merkmale einer pronatalistischen Politik. Auch die finanzielle Förderung von künstlichen Befruchtungen, nicht jedoch von Verhütungsmitteln oder Sterilisationen gehört dazu, ebenso die Erleichterung künstlicher Befruchtungen im Vergleich zu Adoptionen. Die Verweigerung der Elternschaft wird erschwert und abgestraft, etwa durch restriktive Abtreibungsregelungen, höhere Pflegeversicherungsbeiträge oder eben auch durch die Androhung von Rentenkürzungen.

      Aber auch im bunten Kulturbetrieb wird Elternschaft machtvoll auf allen Kanälen als Norm etabliert. Sie wird uns von Kindesbeinen an subtil quasi als Unausweichlichkeit vermittelt – beispielsweise durch die Dominanz von Vater-Mutter-Kind-Konstellationen in Schulbüchern und durch beiläufige Formulierungen wie »Wenn du erst mal selbst Kinder hast …« Ja, Elternschaft wird geradezu glorifiziert: als alleiniger Beweis von Reife, Fürsorglichkeit und Verantwortungsbewusstsein, als bedeutendste Leistung, die ein Mensch, vor allem ein weiblicher, vollbringen kann, und als Quelle von Glück und Erfüllung für jeden. Das beginnt schon damit, dass die einzig sozial akzeptable Reaktion auf die Mitteilung einer Schwangerschaft oder Geburt in einem »Herzlichen Glückwunsch« besteht, wobei man jeglichen Sarkasmus sorgfältigst zu vermeiden hat. Der Boulevard feiert Schwangerschaften der Stars und Sternchen mit einer Begeisterung, die dem Gewinn eines Oscars eher angemessen wäre. Und selbstverständlich wird jede Schauspielerin oder Sängerin, die etwas auf sich hält, fortan verkünden, dass sie nicht etwa ihre künstlerischen Erfolge, sondern die Mutterschaft für die bedeutendste Leistung ihres Lebens hält – wie Natalie Portman, die, hochschwanger, auf der Oscar-Verleihung 2011 dem Vater ihres zukünftigen Kindes dafür dankte, dass er ihr die »wichtigste Rolle ihres Lebens« verschafft habe.

      Filme, Serien, Fotostrecken in Zeitschriften – sie alle überfluten uns mit Bildern glücklicher Familien. Verstärkt wird dieses Bild noch durch die Werbung, die das Familienleben als eine einzige Aneinanderreihung von Glücksmomenten präsentiert: Lachende Paare mit strahlenden Kindern, die gemeinsam kuscheln, spielen, essen oder sonstige Aktivitäten genießen. Die negativen Seiten der Elternschaft sind in der öffentlichen Darstellung dagegen völlig unterrepräsentiert. Es sei denn in Verbindung mit Klagen über ein kinderfeindliches Umfeld, mangelnde gesellschaftliche Unterstützung, die fehlende Vereinbarkeit von Familie und Beruf, etc. Klagen also, die mit der pronatalistischen Agenda, den Lebensentwurf Familie mit Kindern zu fördern, konform gehen. Nachteile jedoch, die Menschen ernsthaft abschrecken könnten, weil sie sich auch durch die elternfreundlichste Politik der Welt nicht vermeiden oder kompensieren ließen, bleiben weitgehend unsichtbar. Die körperlichen Leiden bei der Geburt, der mögliche Verlust sexueller Erregung durch eine Weitung der Vagina, das Eingeständnis, dass die Beschäftigung mit Kleinkindern einen halbwegs intelligenten gebildeten Erwachsenen vor Langeweile die Wände hochtreiben kann – all das ist kein Thema für die Medien. Jedenfalls nicht, ohne pflichtgemäß ein »Aber das ist es alles wert« hinterherzuschieben. Die Befürchtung, dass es das eben nicht alles wert ist, persönliche Zweifel an der getroffenen Entscheidung oder gar Bedauern haben im öffentlichen Diskurs keinen Platz, ebenso wie das selbstbewusste Bekenntnis zur glücklichen Kinderfreiheit. Es ist kein Zufall, dass die französische Autorin Corinne Maier mit ihrem Buch No Kid. 40 Gründe, keine Kinder zu haben heftigste Empörung ausgelöst hat, weil sie es gewagt hatte, als Mutter die negativen Seiten des Kinderkriegens zu benennen und den hohen Wert der Elternschaft sowohl für die Gesellschaft als auch für das Glücksempfinden des Einzelnen anzuzweifeln. Auch die Verantwortung von Eltern für die gesellschaftlichen Kosten von Kindesmisshandlung und – vernachlässigung (z. B. Kosten für die Unterbringung von Kindern in Pflegefamilien oder Heimen, die Folgekosten von psychischen und körperlichen Problemen misshandelter oder vernachlässigter Kinder wie besonderer Förderbedarf, medizinische und therapeutische Betreuung, Kriminalität und Drogensucht) wird nicht öffentlich diskutiert.

      Des Weiteren fällt auf: Der positiven Darstellung von Eltern in Filmen oder Serien entspricht eine deutliche Abwesenheit positiver kinderfreier Charaktere. Kinderfreiheit als positiver Lebensstil wird dem Publikum schlicht nicht präsentiert, ja nicht einmal theoretisch erörtert. Stattdessen herrscht beredtes Schweigen. Wir erfahren nichts darüber, ob die Nichtexistenz von Kindern im Leben positiver Charaktere den Umständen geschuldet ist oder auf einer bewussten Entscheidung beruht, und erst recht nicht, ob die Charaktere womöglich glücklich über diesen Zustand sind. So können wir sie uns stets als potenzielle Eltern vorstellen. Undenkbar etwa, dass ein Paar in einem Liebesfilm oder in einer romantischen Komödie vergnügt »Kinder? Nein danke!« sagt. Eine Ausnahme bilden wohl nur Carrie und Mr. Big im zweiten Sex-and-the-City – Film – ob die pelztragenden, konsumfixierten, um sich selbst kreisenden vier New Yorker Freundinnen allerdings wirklich als positive Identifikationsfiguren taugen, sei dahingestellt.

      Mit der Glorifizierung der Elternschaft und dem Totschweigen der Kinderfreiheit ist es allerdings nicht getan. Um auf Nummer sicher zu gehen, dass die mediale Botschaft beim Publikum auch wirklich ankommt, werden Kinderlosigkeit und Kinderfreiheit pathologisiert, lächerlich gemacht, dämonisiert. Kinderlosigkeit als behandlungsbedürftiger Zustand, als grausames Schicksal gar. Und als bitterer Preis, den die Frauen für ihre Flausen vom beruflichen Erfolg, die ihnen die bösartigen Feministinnen in den Kopf gesetzt haben, bezahlen müssen, wie bereits im Oktober 1979 die Zeitschrift psychologie heute warnte: »Unfruchtbar« prangt drohend über einem Foto, auf dem eine »Karrierefrau« zu sehen ist, die voll Sehnsucht auf ein Kind im Kinderwagen blickt. Und nicht ganz dreißig Jahre später bläst die Zeit – Redakteurin Susanne Gaschke mit ihrem Buch Die Emanzipationsfalle. Erfolgreich, einsam, kinderlos ins gleiche Horn. Frauen ohne Kinder als Mangelwesen, schlimmstenfalls als gefährliche Psychopathinnen (wie Glenn Close in Eine verhängnisvolle Affäre); Männer ohne Kinder als verantwortungsscheue Gesellen, die einfach nicht erwachsen werden wollen (About a boy), jedoch letzten Endes unter tatkräftiger Mithilfe ihrer fortpflanzungswilligen Frauen zur Vernunft kommen (Nine months) – da ist es nur konsequent, dass ihnen auch die Schuld an den Ergebnissen politischer Fehlentscheidungen wie den Problemen der Sozialversicherungssysteme zugeschoben wird.

      Und weiter im Film: Während Kinderfreiheit gewissermaßen als Synonym für Selbstsucht dargestellt und wahrgenommen wird, wird Elternschaft umgekehrt gerne mit Selbstlosigkeit gleichgesetzt; eine Beschäftigung mit den egoistischen Seiten der Elternschaft findet nicht statt. Was will uns das sagen? Nun, damit wird geschickt unterschlagen, dass auch die Entscheidung für Kinder – so steht jedenfalls im realen Leben zu hoffen – nicht getroffen wird, um tapfere kleine Konsumsoldaten fürs Vaterland zu produzieren, sondern weil sich die Eltern davon einen Zugewinn an Glück versprechen, also aus durchaus eigennützigen Motiven. Und auch wenn Eltern eigene Wünsche zurückstellen, um die Bedürfnisse ihrer Kinder zu erfüllen, handeln sie nicht selbstlos, sondern kommen lediglich der Verantwortung nach, für deren Übernahme sie sich aus freien Stücken entschieden haben. Der Entschluss zur Elternschaft basiert vor allem dann auf egoistischen Motiven, wenn das Kind nur als Mittel zum Zweck betrachtet wird, etwa als Beziehungskitt oder als »Stammhalter«. Erst recht gilt das, wenn Elternschaft ohne Rücksicht auf die Belange anderer, auch die des Kindes, angestrebt wird, etwa wenn Personen wider besseres Wissen Kinder bekommen, obwohl sie aus emotionalen, gesundheitlichen, finanziellen oder sonstigen Gründen nicht in der Lage sind, für diese Kinder ausreichend zu sorgen. Oder wenn eine Frau durch Schwangerschaft oder Geburt ihre Gesundheit oder gar ihr Leben aufs Spiel setzt. Letzteres Verhalten wird jedoch gerade im Film nicht als ichbezogen abgekanzelt, sondern häufig heroisch verklärt. Der Film Magnolien aus Stahl stammt zwar bereits aus dem Jahr 1989, illustriert diese Haltung aber hervorragend: Der schwer zuckerkranken Shelby, mit deren Hochzeitsvorbereitungen der Film beginnt, wurde dringend von einer Schwangerschaft abgeraten, da diese sie das Leben kosten könnte. Ihre Mutter bittet den Bräutigam daher eindringlich, auf eigene Kinder zu verzichten und die Verantwortung dafür selbst in die Hand zu nehmen, da ihre Tochter diesbezüglich möglicherweise unvernünftig sei. Dennoch wird Shelby bald nach der Hochzeit schwanger. In einer rührenden Szene erklärt sie ihrer entsetzten Mutter, dass sie lieber das Risiko zu sterben eingeht als ein belangloses Leben zu führen, in dem sie kein Kind auf die Welt bringt und daher nichts »Besonderes« erreicht. Ein rührendes Bekenntnis, wofür ihre Mutter trotz aller Sorge Verständnis hat – und auch der Zuschauer Verständnis haben soll. Zwar verlaufen Schwangerschaft und Geburt erfolgreich, ein Jahr später bricht Shelby jedoch mit Nierenversagen zusammen. Die Spenderniere ihrer Mutter stößt der Körper ab. Shelby fällt ins Koma, aus dem sie nicht mehr erwachen wird, sodass die lebenserhaltenden Maschinen abgestellt werden. Als einige Zeit später eine andere Frau aus dem Zirkel der »Magnolien aus Stahl« schwanger wird, beschließt sie mit Einverständnis von Shelbys Mutter, ihr Kind unabhängig vom Geschlecht auf den Namen Shelby zu taufen.

      Nicht nur dieses versöhnliche Ende, sondern die gesamte Handlung des Films sowie dessen Rezeption verklären eine Frau, die aus den denkbar selbstsüchtigsten, eitelsten Motiven heraus in Kauf genommen hat, ihrer Mutter die Tochter und ihrem Ehemann die Frau zu rauben und nicht zuletzt das ihr angeblich so wichtige Kind dazu zu verurteilen, ohne Mutter aufzuwachsen. Die Subbotschaft, der Tod einer Frau sei zwar traurig, werde aber letztlich dadurch aufgewogen, dass sie einen wundervollen neuen Menschen auf die Welt gebracht hat, in dem sie »weiterlebt«, macht die Sache nur noch gruseliger. Vor allem wenn man bedenkt, dass mittlerweile in einigen Ländern der Welt nicht nur die Abtreibung auch bei einer Lebensgefahr für die Frau verboten ist, sondern dass Schwangeren sogar lebenswichtige Medikamente oder medizinische Behandlungen verweigert werden, wenn dadurch der Fötus gefährdet wird.

      Auch das unreflektierte Feiern später Mutterschaft als Zeichen von Frauenpower gehört zu diesem fragwürdigen Kulturphänomen dazu. So wurde die Rocksängerin Gianna Nannini mit 54 Jahren im November 2010 Mutter einer Tochter. Die hochschwangere Nannini brachte es zuvor in einem T-Shirt mit der Aufschrift »God is a woman« auf die Titelseite der italienischen Vanity Fair. Unter ebendiesem Foto und der Überschrift »Mamma Nannini« berichtete sodann die Frauenzeitschrift Emma in wohlwollendem Ton, dass Gianna Nanninis erste (!) Tochter per Kaiserschnitt zur Welt kam und Mamma Gianna wohlauf und überglücklich sei.55› Hinweis Von den Nachteilen einer solchen Risikoschwangerschaft und der erheblichen Altersdifferenz zwischen Mutter und Kind ist keine Rede.

      Gerade in Deutschland nimmt die pronatalistische Kultur mitunter hysterische Züge an, und zwar dann, wenn aus der simplen Tatsache, dass ein Gastronom oder Hotelier beschließt, sein Angebot auf Erwachsene und ältere Kinder zu beschränken, ein medialer Aufreger konstruiert wird. So sorgte ein Wirt aus Kraiburg 2007 für Empörung, weil er sich durch Mütter, die ihre Säuglinge am Tisch wickelten, Kinder, die Einrichtungsgegenstände beschädigten oder laut kreischend herumtobten, und Eltern, die sich trotz entsprechender Bitten des Wirts weigerten einzugreifen, veranlasst sah, im Interesse seiner anderen Gäste Kindern unter 12 Jahren künftig den Zutritt zu verbieten. Der bayerische Hotel- und Gaststättenverband hatte »keinerlei Verständnis« und hielt das Vorgehen für einen Verstoß gegen das Antidiskriminierungsgesetz, als »skandalös« bezeichnete es die bayerische Sozialministerin, und das Gästebuch des Wirts wurde mit beleidigenden und hasserfüllten Kommentaren überschwemmt. Und natürlich wurde prompt eine Zeitungskampagne geschaltet, in der sich zahlreiche Wirte uneingeschränkt für Kinder in der Gastronomie aussprachen. Selbst das Deutsche Kinderhilfswerk fühlte sich bemüßigt, einen verurteilenden Kommentar abzugeben. Immerhin ein positives Zeichen, denn um das Wohlergehen der Kinder in Deutschland muss es hervorragend bestellt sein, wenn man Zeit und Energie findet, sich über eine derartige Lappalie zu entrüsten. Auch der Besitzer eines Hotels im Salzkammergut erregte mit seiner Entscheidung, eine Altersgrenze von 12 Jahren einzuführen, die Gemüter, obwohl, wie er sagt, die Reaktionen zu 85% positiv waren: Auch Eltern brauchen schließlich einmal Urlaub.

      Die Aufregung ist umso unverständlicher, als es umgekehrt etliche Unterhaltungsangebote, gastronomische und touristische Angebote gibt, die sich speziell an Familien mit kleinen Kindern richten, und unzählige Örtlichkeiten, die keinerlei Präferenzen aufweisen, sondern ein bunt gemischtes Publikum ansprechen. Schließlich ärgern sich schlanke Menschen ja auch nicht über die wenigen Geschäfte, die sich ausschließlich auf Mode für Mollige spezialisiert haben, und Männer fühlen sich durch die Existenz reiner Frauencafés oder Frauendiscos in der Regel nicht diskriminiert. Wenn es so verwerflich ist, Kinder von einem Leistungsangebot auszuschließen, dann müssten wir wohl auch die Hersteller alkoholischer Getränke oder die Betreiber von Nachtclubs oder Spielcasinos als kinderfeindlich verurteilen und die Aufführung von Filmen oder Theaterstücken, die für ein jüngeres Publikum ungeeignet sind, für diskriminierend gegenüber Kindern halten.

      Gerade der Fall in Kraiburg illustriert eine unangenehme Folge der Propaganda, dass allein schon der Akt der Fortpflanzung eine großartige Leistung darstellt. Manche Eltern der jüngeren Generationen haben sich diese Auffassung offensichtlich zu Herzen genommen und denken, sie könnten sich die mühevolle Erziehungsarbeit daher sparen, sie und ihre Kinder müssten niemals und in keiner Situation irgendjemandem gegenüber Rücksicht walten lassen und seien über jede Kritik erhaben. Ein Verhalten, das wahrlich nicht nur bei Kinderfreien, sondern auch bei vielen anderen Eltern auf wenig Verständnis stößt.

      Die größte Gefahr einer pronatalistischen Kultur besteht jedoch in der Einschränkung der Entscheidungsmöglichkeiten. Das mit Kindern verbundene Glücksversprechen führt häufig dazu, dass ein Kind als bequemes Allheilmittel für die verschiedensten Probleme und Bedürfnisse angesehen wird. Einsamkeit, Unzufriedenheit im Beruf oder in der Partnerschaft, ein Gefühl der Leere, der Wunsch, Zuwendung zu schenken, die Suche nach einem Lebenssinn, das Bedürfnis nach Kreativität, der Wunsch nach sozialer Anerkennung und einem Gefühl der Zugehörigkeit werden nur allzu leicht als Kinderwunsch interpretiert. So werden andere, im Einzelfall möglicherweise besser geeignete Lösungswege und Gestaltungsmöglichkeiten für das eigene Leben von vorneherein nicht in Erwägung gezogen. Wo Elternschaft als eine Lebensform verkauft wird, die grundsätzlich für jeden geeignet und erstrebenswert ist, schlittern immer wieder Menschen in ein »kindgesegnetes« Dasein, obwohl sie bei objektiver Betrachtung ihrer persönlichen Stärken und Schwächen, Vorlieben, Abneigungen und Werte davon eher Abstand genommen, d. h. sich für eine alternative Lebensform entschieden hätten. Doch solch selbstkritische Betrachtungen werden meist gar nicht erst angestellt. Zu stark ist die pronatalistische Propaganda. Die Folge: Das Nachdenken über die tatsächlichen Motive für eine Schwangerschaft und die eigenen Bedürfnisse wird in unserer Kultur weder gefordert noch gefördert, sondern ist im Gegenteil unerwünscht.

      Damit wäre wieder einmal eindrucksvoll bewiesen, dass kohärentes Denken der Familienideologen Sache nicht ist. Einerseits wird Elternschaft als »Schwierigster Job der Welt« und als »Wichtigster Job der Welt« überhöht, andererseits wird jeder Einzelne von uns dazu angehalten, ohne Rücksicht auf individuelle Fähigkeiten und Neigungen einfach mal fröhlich sein Glück zu versuchen. Einziges Qualifikationserfordernis: funktionsfähige Fortpflanzungsorgane. Doch, stopp, dank der modernen Reproduktionstechnik braucht es ja nicht einmal das. Und dann wundern wir uns noch, was dabei unter Umständen herauskommen kann: schlecht erzogene Kinder, überforderte Eltern und Kindesmisshandlung.

      Damit, das möchte ich ausdrücklich betonen, soll nun auf keinen Fall behauptet werden, dass jeder Kinderwunsch das Ergebnis von Gehirnwäsche oder sozialem Druck ist. Unzweifelhaft jedoch findet eine starke kulturelle Beeinflussung statt, die es erschwert, authentische Wünsche von künstlich herbeigeführten zu unterscheiden. Es ist wichtig, sich das Vorhandensein dieser Manipulation überhaupt erst einmal bewusst zu machen, um wirklich selbstbestimmte Entscheidungen treffen zu können. Dieses Bewusstsein ist zugleich der erste Schritt auf dem Weg zur Überwindung des Pronatalismus – und der sollte dringend überwunden werden. Nicht nur, weil die Glorifizierung von Elternschaft und die Abwertung von Kinderfreiheit die Realität verzerrt, und nicht nur, weil er im Kern menschenverachtend ist, sondern weil er, wie wir gleich sehen werden, der Lösung der drängenden Probleme des 21. Jahrhundert im Weg steht, ja diese Probleme sogar noch vergrößert.

      [image: IMAGE]


      Glücklich kinderfrei

      Phoena, 36, verheiratet, aus Texas, war in den 1990er-Jahren als Verwaltungsangestellte mit der US-Armee in Deutschland stationiert. Sie betreibt die Webseite »Happily Childfree«.
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Ich war etwa 12, als mir klar wurde, dass ich keine Kinder will, und Anfang 20 hat sich diese Entscheidung bei mir zementiert. Die Leute haben mir immer wieder gesagt: ›Du wirst es dir anders überlegen, wenn du erst mal erwachsen wirst und heiratest.‹ Ich dachte, sie haben wahrscheinlich recht – nur um festzustellen, dass meine kinderfreie Überzeugung stärker denn je war, als ich geheiratet habe!

      Mein Mann und ich haben vor unserer Beziehung über die Kinderfrage gesprochen, etwas, was ich für absolut wichtig halte, denn in der Frage ist ja kein Kompromiss möglich. Er ist genauso kinderfrei wie ich.

      Kinderfreie und Kinderlose werden in den USA ziemlich benachteiligt. Auf viele Sozialleistungen hat man zum Beispiel nur dann Anspruch, wenn man Kinder hat. Es ist also nicht gerechtfertigt, dass wir auch noch mehr Steuern zahlen müssen. Auch in der Arbeit hat man oft bestimmte Nachteile in Kauf zu nehmen. Als man einmal vier Leute aus unserer Abteilung für einen humanitären Einsatz brauchte, wurden nur Leute ohne Kinder ausgewählt. Darunter ich. Es war eine tolle Erfahrung, also bin ich froh, dass ich auf die Mission geschickt wurde, aber das Auswahlkriterium – Kinder oder keine – an sich war falsch.

      Auf die Idee, meine eigene Website zu betreiben, bin ich vor ungefähr zehn Jahren gekommen. Zu der Zeit habe ich gelegentlich auf einigen kinderfreien Seiten im Internet einen Hinweis auf ein kinderfreies Buch oder eine andere kinderfreie Website gesehen, aber es gab keine umfassende Liste kinderfreier Ressourcen. Als ich nach dem Grund gefragt habe, bekam ich immer wieder die Antwort, dass keiner Zeit oder Lust hatte, so eine Liste zu erstellen. Also habe ich beschlossen, es selbst zu tun. Ich habe eine Liste zusammengestellt, zuerst nur für mich, dann habe ich sie auf eine Webseite gestellt, damit auch andere etwas davon haben. Im Laufe der Jahre ist die Seite gewachsen, und ich habe angefangen, das Blog zu schreiben. Den Leuten scheint zu gefallen, was ich so online stelle. Natürlich ist es alles in allem ziemlich zeitintensiv, die Seite zu betreiben, aber es ist wie bei jedem Hobby, das einem Spaß macht: Der Zeitaufwand macht einem nichts aus. Das Schönste daran ist, dass ich jede Menge E-Mails bekomme, in denen sich andere Kinderfreie bedanken, dass ich ihnen eine Stimme gebe.
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8 Der Elefant im Wohnzimmer

      Während ich diese Zeilen schreibe, Anfang 2011, leben auf der Erde etwas mehr als 6,9 Milliarden Menschen.56› Hinweis Nicht nur diese Zahl an sich ist schwindelerregend, sondern vor allem die Geschwindigkeit, mit der sie erreicht wurde: 1950 betrug die Anzahl der Menschen, die auf der Erde lebten, noch 2,5 Milliarden.57› Hinweis In sechzig Jahren hat sich die Weltbevölkerung also nahezu verdreifacht. Benötigte die Menschheit einen Zeitraum bis zum Jahr 1800, um die Größe von 1 Milliarde zu erreichen, so sind in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts im Schnitt alle 13 bis 14 Jahre 1 Milliarde weiterer Menschen hinzugekommen. Allein das Bevölkerungswachstum in den 1990er-Jahren hat die Gesamtbevölkerung, die um 1600 auf der Erde lebte, überstiegen.58› Hinweis Und die Menschheit wächst weiter, wenn auch nicht mehr ganz so rapide: Jede Minute kommen 155 Menschen hinzu, das entspricht pro Jahr mehr als 81 Millionen – oder einem neuen Deutschland. Gegen Ende des Jahres 2011 wird die Weltbevölkerung voraussichtlich die Sieben-Milliarden-Marke reißen. Bis 2050 wird die Weltbevölkerung nach Prognosen der Bevölkerungsabteilung der Vereinten Nationen auf 9,1 Milliarden Menschen ansteigen – ausgehend von einem Rückgang der Geburtenrate von derzeit durchschnittlich 2,56 Kindern pro Frau auf 2,02 Kinder pro Frau zwischen 2045 und 2050 (sogenannte Mittlere Variante). Sänke die Geburtenrate stattdessen nur auf 2,52 Kinder pro Frau, würde die Weltbevölkerung 2050 schon 10,5 Milliarden betragen, bei einem Absinken auf 1,52 Kinder pro Frau würde die Weltbevölkerung bis 2050 dagegen »nur« auf ca. 8 Milliarden ansteigen.59› Hinweis Bliebe die Geburtenrate auf dem heutigen Niveau, würden sich 2050 knapp 12 Milliarden Menschen auf diesem Planeten drängeln.60› Hinweis

      Während sich die Menschheit munter vermehrt, schrumpfen gleichzeitig die Lebensgrundlagen, von denen sie abhängig ist.

      
      	Boden: Nach Schätzungen der UNO gehen jedes Jahr sechs Millionen Hektar produktiven Bodens allein durch Versteppung verloren – das pro Person verfügbare Ackerland fiel von 0,32 Hektar 1961 auf 0,21 Hektar zwischen 1997–1999 und wird voraussichtlich bis 2030 weiter auf 0,16 Hektar fallen.61› Hinweis

      	Wälder: 1990–2000 gingen etwa 8,3 Millionen Hektar (0,20%) des weltweiten Waldbestands überwiegend durch Abholzung verloren. 2000–2010 schrumpften die Wälder um weitere 5,2 Millionen Hektar (0,13%).62› Hinweis Der Waldbestand pro Kopf ist in den letzten 40 Jahren um die Hälfte zurückgegangen.63› Hinweis

      	Wasser: Von den etwa 1,4 Milliarden km3 Wasser auf der Erde sind nur etwa 2,5% Süßwasser. Davon sind wiederum nur 0,3% (ca. 100 000 km3) relativ leicht für den Menschen zugänglich (vor allem in Seen und Flüssen), hinzu kommen weitere 8000 km3, die durch Dämme aufgestaut werden. 1930–2000 hat sich der weltweite Wasserverbrauch etwa versechsfacht, 1960–2000 etwa verdoppelt. In Verbindung mit geografischen und jahreszeitlichen Schwankungen der Wasserverfügbarkeit hat die steigende Wasserentnahme zur Folge, dass Wasser in vielen Nutzungsbereichen knapp wird. Durch Klimawandel und Verschmutzung werden die Süßwasservorräte weiter verringert: Die UNESCO nimmt an, dass täglich etwa 2 Millionen Tonnen Abfälle in Vorflutern, also in Gerinnen, in denen Wasser (z. B. Abwasser oder Regenwasser) mit natürlichem oder künstlichem Gefälle in ein Gewässer abfließen kann, abgelagert werden. Die UNESCO schätzt ferner, dass weltweit jährlich etwa 1500 km3 Abwässer produziert werden. Ausgehend davon, dass 1 Liter Abwasser 8 Liter Süßwasser verunreinigen kann, könnte sich die aktuelle Abwasserbelastung auf bis zu 12 000 km3 weltweit belaufen. Gleichzeitig gelangen nach Angaben der UNESCO in den sich ökonomisch entwickelnden Staaten mehr als 80% des Abwassers unbehandelt in Flüsse, Seen und Meere.64› Hinweis Bereits heute haben etwa 1,5 Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser. 2025 könnten nach Schätzungen der Food and Agriculture Organization der UN, kurz FAO, zwei Drittel der Weltbevölkerung von »Wasserstress« betroffen sein, und 1,8 Milliarden Menschen werden in Ländern oder Gebieten mit »absoluter Wasserknappheit« leben.65› Hinweis

      	Fischbestände: 1950–2006 stieg die Menge des weltweit verbrauchten Fisches von etwa 19 auf 143,6 Millionen Tonnen pro Jahr – mit drastischen Folgen: Während 1974 39% der weltweiten Fischbestände moderat oder gering befischt und nur 10% überfischt oder bereits erschöpft waren, waren 2007 bereits 28% überfischt oder erschöpft; 52% der Fischbestände waren vom Aussterben bedroht, lediglich 20% noch moderat oder gering befischt.66› Hinweis

      	Artenvielfalt: Artenvielfalt als Bestandteil der Biodiversität ist ein wichtiger Faktor für die Stabilität von Ökosystemen, von denen auch der Mensch auf vielfältige Weise abhängig ist. Außerdem hat die Biodiversität nach neueren Untersuchungen beispielsweise Einfluss auf die Häufigkeit von Infektionskrankheiten in einem Ökosystem. Der zunehmende Rückgang der Artenvielfalt fördert die Verbreitung von Krankheitserregern, gefährdet also die Gesundheit des Menschen und auch die der verbliebenen Tiere und Pflanzen.67› Hinweis Im Jahr 2009 waren mehr als ein Fünftel aller bewerteten, d. h. aller erfassten und hinsichtlich ihrer Gefährdung beurteilten, Wirbeltiere, ein gutes Drittel aller bewerteten Nichtwirbeltiere und 70% aller bewerteten Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder gefährdet.68› Hinweis Pro Tag sterben 3 bis 130 Arten aus; damit liegt die Aussterberate um 1000- bis 10 000-mal höher als die natürliche, evolutionär bedingte Aussterberate.69› Hinweis

      

      Zu dieser an sich schon alarmierenden Lage kommen die Erderwärmung und ihre teilweise schon zu beobachtenden Folgen erschwerend hinzu: Anstieg des Meeresspiegels sowie Zunahme von intensiven Niederschlägen in einigen Regionen und lang anhaltende Dürreperioden und Hitzewellen in anderen Regionen. Als wahrscheinlichste Ursache für die Erderwärmung gilt der vom Menschen verursachte hohe Ausstoß von Treibhausgasen, vor allem von Kohlendioxid (CO2).

      Einerseits sind wir also mit einer hohen und weiterhin wachsenden Weltbevölkerung, andererseits mit einer dramatischen Schrumpfung der Ressourcen konfrontiert, von denen das Überleben eben dieser Bevölkerung abhängt. Angesichts dieser Situation drängt sich die Frage auf: Ist unser Planet überhaupt in der Lage, das Überleben so vieler Menschen sicherzustellen? Oder anders gefragt: Wie hoch ist die Tragfähigkeit der Erde?

      Unter Tragfähigkeit versteht man diejenige Bevölkerungszahl eines geografischen Gebietes (in diesem Fall der ganzen Erde), deren Ernährung und Sicherung des Lebensstandards durch natürliche Ressourcen langfristig und nachhaltig möglich sind. Kulturelle und zivilisatorische Entwicklungen können die Tragfähigkeit sowohl zeitweilig erhöhen (Stichwort: Industrielle Revolution) als auch wieder einschränken (z. B. durch Umweltverschmutzung, Erschöpfung nicht erneuerbarer Rohstoffe). Ein zuverlässiges und weltweit anerkanntes Modell, um die Tragfähigkeit der Erde zu ermitteln, ist der sogenannte Ökologische Fußabdruck (ecological footprint). Diese in den 1990er-Jahren von Mathis Wackernagel und William Rees entwickelte und seitdem kontinuierlich verbesserte und weiterentwickelte Methode misst, wie viel biologisch produktive Flächen – Ackerland, Weideland, Wald, Wasserflächen (als Fischgründe) – durch menschliche Aktivitäten zur Produktion von Nahrungsmitteln, Herstellung von Gütern, Bereitstellung von Wohnraum etc. und zur Absorption der damit verbundenen Abfälle und CO2-Emissionen in Anspruch genommen werden, um den Konsumbedarf einer gegebenen Bevölkerung innerhalb eines bestimmten Zeitraums zu decken. Diesem Verbrauch werden die tatsächlich vorhandenen biologisch produktiven Flächen (Acker- und Weideland, Wald, Wasserflächen, Siedlungsflächen sowie Flächen zur Absorption von CO2) und deren biologische Kapazität gegenübergestellt. Das Modell des Ökologischen Fußabdrucks stellt also selbst keine Prognosen darüber auf, welche Bevölkerungsgröße möglich ist, sondern ermittelt zunächst einmal die tatsächliche Bevölkerung, den tatsächlichen Verbrauch und die vorhandene Biokapazität. Letztere beschreibt die Fähigkeit der biologisch produktiven Flächen, biologisch nutzbringendes Material herzustellen und die vom Menschen erzeugten Abfälle und Emissionen unter den jeweils aktuellen Bedingungen aufzunehmen. Die Biokapazität wird in globalen Hektar (gha) berechnet. Ferner ermittelt der Ökologische Fußabdruck, wie viel Biokapazität insgesamt und pro Kopf verbraucht wird und tatsächlich zur Verfügung steht. Daraus kann wiederum der Rückschluss auf die Bevölkerungsgröße gezogen werden, die auf einem bestimmten Verbrauchsniveau auf Dauer auf der Erde leben kann.

      Nur wenn Entnahme und Emissionen innerhalb eines Zeitraums im Rahmen dessen bleiben, was die biologisch produktiven Flächen im gleichen Zeitraum regenerieren bzw. absorbieren können, ist der Verbrauch der betreffenden Bevölkerung nachhaltig, d. h. die Befriedigung des Konsumbedarfs der Bevölkerung auf Dauer möglich. Werden jedoch Ressourcen schneller verbraucht, als sie regeneriert werden können, und wird mehr CO2 ausgestoßen, als die Ökosysteme absorbieren können, spricht man von »ökologischem Overshoot«. Eine Zeit lang lässt sich eine solche Übernutzung verkraften; einzelne Länder, deren Verbrauch und Emissionen ihre regionale Biokapazität übersteigen, können ihren überschießenden Verbrauch zusätzlich durch Handel mit anderen Ländern oder durch Inanspruchnahme fremder Ökosysteme decken, z. B. im Fall von CO2-Emissionen, die von den Wäldern in anderen Teilen der Welt absorbiert werden. Auf Dauer aber ist ein solcher Zustand nicht aufrechtzuerhalten, da die Ressourcen irgendwann erschöpft sein werden – ebenso wie irgendwann auch das größte Vermögen aufgezehrt ist, wenn der Inhaber nicht von den Zinsen lebt, sondern den Kapitalstock angreift.

      Doch genau das tut die Menschheit spätestens seit den 1980er-Jahren. Wir verbrauchen unser natürliches Kapital – jedes Jahr mehr und in besorgniserregendem Tempo, wie man allein an den letzten Jahren sieht. 2003 belief sich der Ökologische Fußabdruck auf 14,1 Milliarden gha (2,2 gha pro Kopf). Die globale Biokapazität betrug 11,2 Milliarden gha (1,8 gha pro Kopf). Damit hat der Ökologische Fußabdruck die verfügbare Biokapazität bereits um 25% überschritten, d. h. die Menschheit verbrauchte in einem Jahr 125% dessen, was die Erde im gleichen Zeitraum bereitstellen kann. Oder anders gesagt: Die Erde würde circa 1 Jahr und 3 Monate benötigen, um die in einem Jahr verbrauchten Ressourcen zu erneuern und das ausgestoßene CO2 zu absorbieren. 2005 betrug der Ökologische Fußabdruck schon 17,5 Milliarden gha (2,7 gha pro Kopf). Dem stand eine Biokapazität von 13,6 Milliarden gha (2,1 gha pro Kopf) gegenüber.70› Hinweis Der Overshoot war also trotz der erhöhten Biokapazität von 25% auf 30% gestiegen. Nur 2 Jahre später, 2007, ist der Ökologische Fußabdruck noch größer geworden: 18 Milliarden gha (2,7 gha pro Kopf) gegenüber einer Biokapazität von nur 11,9 Milliarden gha (1,8 gha pro Kopf).71› Hinweis Dies stellt einen Overshoot von 50% dar – die Erde würde bereits 1,5 Jahre für die Erneuerung der in einem Jahr verbrauchten Ressourcen und die CO2-Absorption benötigen.72› Hinweis Bildhaft gesprochen haben wir 2007 das Äquivalent von 1,5 Erden verbraucht. Fatal hoch schlägt sich der CO2-Ausstoß im Ökologischen Fußabdruck nieder, er hat sich seit den 1960er-Jahren mehr als verzehnfacht.73› Hinweis Nehmen Verbrauch und Emissionen weiterhin in diesem Ausmaß und Tempo zu, so würden wir 2035 bereits zwei Erden benötigen.74› Hinweis

      Kommen wir nun auf die eingangs gestellte Frage nach der Tragfähigkeit der Erde zurück, so zeigt sich, dass diese, ausgehend vom Ökologischen Fußabdruck pro Kopf, bereits weit überschritten ist. 2005 hätte die Biokapazität, ausgehend vom Pro-Kopf-Fußabdruck von 2,7 gha, für 5 Milliarden Menschen weltweit ausgereicht; 2007 bei einem durchschnittlichen Pro-Kopf-Fußabdruck von 2,7 gha sogar nur für 4,4 Milliarden Menschen.

      Allerdings ist der Ökologische Fußabdruck global äußerst ungleich verteilt. Während die Länder mit hohem Einkommen (d. h. Länder mit einem Bruttonationaleinkommen (BNE) von 11 906 US-Dollar oder mehr pro Kopf) einen durchschnittlichen Pro-Kopf-Fußabdruck von 6,4 gha aufweisen, liegt der Pro-Kopf-Fußabdruck in den Ländern mit mittlerem Einkommen (BNE von 936 bis 11 455 US-Dollar pro Kopf), darunter viele Schwellenländer, bei 2,2 gha und in den ärmsten Ländern (BNE von 935 US-Dollar oder weniger pro Kopf) gar nur bei 1,1 gha. Es wird jedoch der Problematik nicht gerecht, hieraus, wie es häufig geschieht, kurzerhand den Schluss zu ziehen, das Problem läge ausschließlich im zu hohen Ökologischen Fußabdruck der reichen Länder und es müssten nur die einen ihren exzessiven Verbrauch drosseln, damit die anderen den ihren erhöhen können und genug für alle da ist. Das wäre zu einfach.

      Die Krux besteht darin, dass sich der gesamte Ökologische Fußabdruck einer Bevölkerung logischerweise nicht nur nach dem Pro-Kopf-Verbrauch des Einzelnen bestimmt, sondern auch nach der Größe der Gesamtbevölkerung. Dies wird deutlich, wenn man beispielsweise den Ökologischen Fußabdruck der Hocheinkommensländer mit dem der Mitteleinkommensländer vergleicht. 2005 machte der Ökologische Fußabdruck der reichsten Länder 36% des gesamten Ökologischen Fußabdrucks der Menschheit aus, obwohl ihre Bevölkerung mit 0,97 Milliarden gerade einmal 15% der Weltbevölkerung betrug.75› Hinweis Hauptverantwortlich dafür ist in erster Linie der hohe Pro-Kopf-Verbrauch. Demgegenüber wiesen die Länder mit mittlerem Einkommen zwar nur einen mäßigen Pro-Kopf-Fußabdruck auf (2,2 gha pro Person), hatten jedoch von den drei Ländergruppen (Hoch-, Mittel- und Niedrigeinkommensländer) die höchste Bevölkerungszahl und dadurch die Biosphäre am meisten in Anspruch genommen. Sie waren für 39% des gesamten weltweiten Ökologischen Fußabdrucks verantwortlich.76› Hinweis

      Es ist also einerseits selbstverständlich richtig und wichtig, dass die reichen Länder ihren Ökologischen Fußabdruck reduzieren müssen. Die alleinige Lösung freilich ist das nicht. Denn dabei wird schlicht die andere Seite der Gleichung vergessen: die verfügbare Biokapazität der Erde. Je größer die Gesamtbevölkerung, desto geringer ist die Biokapazität, die pro Person zur Verfügung steht, und desto weniger kann folglich der Einzelne verbrauchen. Wie sehr der Druck auf die natürlichen Ressourcen durch die wachsende Weltbevölkerung zunimmt, verdeutlicht Folgendes: Standen 2007 noch 1,8 gha Biokapazität pro Kopf zur Verfügung, so dürfte jeder von uns 2011 nur noch 1,7 gha verbrauchen – maximal. Das macht einen ziemlich großen Unterschied zu den ermittelten durchschnittlich 5,1 gha pro Kopf in Deutschland.

      Was also tun? Sich einschränken, na klar. Aber wie realistisch eine derart massive Einschränkung ist, kann jeder für sich selbst entscheiden. Wir müssen nur einmal überlegen, zu welchen Einschnitten wir bereit oder auch nur in der Lage wären. Gerade, wenn Sie Ihren Lebensstil schon für verhältnismäßig »ökologisch korrekt« halten, sollten Sie sich einmal den Spaß machen und Ihren Ökologischen Fußabdruck ausrechnen. Sie werden überrascht sein. Allein aufgrund der schieren Anzahl der Menschen, die sich die Biokapazität dieses Planeten teilen müssen, müsste man schon ein strenger Veganer sein, der sich nur zu Fuß und mit dem Fahrrad fortbewegt, ausschließlich Biogemüse aus regionalem Anbau isst, in einem supereffizienten Energiesparhaus lebt und seinen Konsum an Büchern, Zeitschriften, Kleidung, Mobiliar und Elektrogeräten praktisch auf Null reduziert hat, um einen Lebensstil zu pflegen, der, wenn alle Menschen so leben würden, tatsächlich nicht mehr als einen Planeten Erde verbraucht. Dabei ist beispielsweise der enorme Verbrauch von Wasser für die Erzeugung von Nahrungsmitteln und sonstigen Gütern und Dienstleistungen noch nicht einmal berücksichtigt. Allein für die Produktion und den Transport einer einzigen Tasse Kaffee werden 140 Liter Wasser benötigt.

      Nun kann durch innovative Technologie (etwa zur Effizienzsteigerung oder zur Reduzierung von Emissionen), bestimmte städtebauliche Maßnahmen und Änderungen des Lebensstils (z. B. weniger Fleischkonsum, regionale und saisonale Ernährung) usw. der Ökologische Fußabdruck reduziert werden, ohne dass es hierdurch zwangsläufig zu einer Absenkung des Lebensstandards kommt. Doch alle Maßnahmen und auch die effizienteste Technologie laufen ins Leere, wenn sich gleichzeitig durch mehr Verbraucher der Gesamtfußabdruck wieder erhöht. Auch muss ein hoher Entwicklungsstand – definiert als ein Zustand, in dem die Menschen die Möglichkeit haben, ihr Potenzial auszuschöpfen und ein produktives, kreatives Leben entsprechend ihren Bedürfnissen und Interessen zu führen – ausgedrückt durch einen HDI-Wert von mindestens 0,8 (HDI = Human Development Index) – nicht zwangsläufig mit einem hohen Konsum einhergehen. So hat Peru beispielsweise einen Pro-Kopf-Fußabdruck von knapp 1,5 gha und einen HDI-Wert von 0,806. Damit ist Peru übrigens das einzige Land, das die Mindestanforderungen für nachhaltige Entwicklung erfüllt. Letztere wird definiert als Entwicklung, welche die Bedürfnisse der heutigen Generation befriedigt, ohne die Fähigkeit zukünftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen. Ein HDI von 0,8 markiert die untere Grenze für das Erfüllen der Bedürfnisse der heutigen Generation, während ein Ökologischer Fußabdruck von <1,8 gha derzeit den Schwellenwert für ein Leben innerhalb der ökologischen Kapazität der Erde markiert, ohne die Möglichkeiten zukünftiger Generationen aufs Spiel zu setzen.77› Hinweis

      Je mehr jedoch die Bevölkerung wächst, desto schwieriger wird es, einen Interessensausgleich zwischen den Bedürfnissen heutiger und zukünftiger Generationen zu finden. Irgendwann ist eine Verbrauchsgrenze erreicht, unterhalb derer eine angemessene Bedürfnisbefriedigung nicht mehr möglich ist. Und irgendwann wird es auch mit einem noch so geringen Verbrauch schwierig, wenn nicht gar unmöglich, die Grenzen der Biokapazität einzuhalten. Das zeigt sich besonders drastisch in den Niedrigeinkommensländern. Die Bevölkerung dieser Länder hat sich zwischen 1961 und 2005 nahezu verdreifacht, was dazu geführt hat, dass die pro Kopf verfügbare Biokapazität ebenfalls um beinahe 300% zurückgegangen ist: von 2,4 gha pro Person auf 0,9 gha pro Person. Gleichzeitig ist dies die einzige Ländergruppe, in der sich der Ökologische Fußabdruck pro Person seit 1961 nicht vergrößert, sondern verkleinert hat: von 1,3 gha pro Person auf 1,0 gha pro Person.78› Hinweis Trotz der erbärmlichen Unterversorgung, die sich in diesem geringen Verbrauch widerspiegelt, wird also die lokale Biokapazität übernutzt.

      Dabei ist eines noch nicht berücksichtigt: Die tatsächliche Situation in den Berechnungen zum Ökologischen Fußabdruck wird keineswegs dramatischer dargestellt, als sie ist, sondern im Gegenteil eher beschönigt. Dies wird sofort deutlich, wenn man sich vor Augen führt, was im Ökologischen Fußabdruck alles nicht oder nur indirekt erfasst wird:

      
      	Soziale und wirtschaftliche Dimensionen: Der Ökologische Fußabdruck macht keine Aussagen zu sozialen und wirtschaftlichen Aspekten der Nachhaltigkeit. Mit anderen Worten fließen ökonomische Kosten und soziale Folgen der Überbeanspruchung unserer natürlichen Ressourcen wie z. B. bewaffnete Konflikte oder Migrationsbewegungen nicht in das Ergebnis ein.

      	Verbrauch nicht erneuerbarer Rohstoffe: Abgesehen von fossilen Energieträgern wird der Verbrauch nicht erneuerbarer Rohstoffe nur indirekt im Ökologischen Fußabdruck abgebildet, indem berechnet wird, wie viele erneuerbare Ressourcen verbraucht werden, um die nicht erneuerbaren Ressourcen zur Verfügung zu stellen.

      	Verlust an Biodiversität: Der Ökologische Fußabdruck berücksichtigt allein Verbrauch und Verfügbarkeit von Biokapazität. Diese kann sich durch bestimmte Maßnahmen wie etwa die Umstellung von extensiver auf intensive Landwirtschaft erhöhen. Der Verlust an Biodiversität, der damit einhergeht, fällt unter den Tisch.

      	Schädliche Abfälle und Abfallstoffe: Die Schädlichkeit von Abfällen und Abfallstoffen, etwa die Umweltbelastung durch Schadstoffe wie Schwermetalle, Dioxin, PCB etc., schlägt sich nicht im Ökologischen Fußabdruck nieder, da sie bisher noch nicht quantifiziert werden kann.

      	Methan: Der Ausstoß von überaus klimaschädlichem Methan, vor allem verursacht durch die Massentierhaltung, wurde bisher im Ökologischen Fußabdruck nicht abgebildet.

      	Umweltzerstörung und Süßwasserverbrauch: Diese Faktoren beeinflussen den Ökologischen Fußabdruck erst dann, wenn sie sich auf die Biokapazität auswirken, beispielweise wenn Übernutzung zu einem Verlust an fruchtbarem Boden führt oder aufgrund von Wasserknappheit die Ernteerträge sinken.

      	Ansprüche anderer Arten: Nicht vom Menschen genutzte biologisch produktive Flächen gehen nicht in die Messung des Ökologischen Fußabdrucks ein. Dies erhöht zwar die tatsächlich vorhandene Biokapazität, berücksichtigt jedoch nicht die Bedürfnisse anderer Arten nach Lebensraum. Wenn der Mensch aber alle Naturreserven der Erde für sich beansprucht, ist das Überleben anderer Arten massiv gefährdet.

      

      Man kann also mit Sicherheit davon ausgehen, dass die Überbeanspruchung der Biokapazität noch massiver ausfällt als im Ökologischen Fußabdruck abgebildet. Wie gesagt, 2011 stünden uns rein rechnerisch nur noch 1,7 gha pro Kopf zur Verfügung, 2050 bei einer prognostizierten Weltbevölkerung von 9,1 Milliarden nur noch 1,3 gha. Diese Zahl ergibt sich, wenn die biologische Produktivität nicht massiv gesteigert wird. Das ließe sich natürlich machen, aber nicht unendlich und häufig auch nicht, ohne dass sich diese Maßnahme an anderer Stelle in der ökologischen Bilanz negativ niederschlägt. So kann z. B. durch die Umstellung von extensiver auf intensive Landwirtschaft die Produktivität einer Fläche gesteigert werden, gleichzeitig wird dadurch jedoch die Artenvielfalt verringert. Zudem sind intensive Bewirtschaftungsformen oftmals mit einem höheren Verbrauch an Ressourcen und/oder höherem Emissionsaufkommen verbunden, lassen also den Ökologischen Fußabdruck wieder in die Höhe schießen. Grundsätzlich zeigt die Erfahrung, dass viele Methoden zur Steigerung der biologischen Produktivität kurzfristig zwar funktionieren, langfristig jedoch eher zu einem weiteren Verlust von Biokapazität führen.

      Im Übrigen deutet aber im Augenblick eher alles auf eine gegenteilige Entwicklung hin – die Biokapazität nimmt ab, als Folge von Übernutzung, Umweltzerstörung, CO2-Anreicherung in der Atmosphäre und klimatischen Veränderungen. Angesichts all dieser Umstände führt kein Weg an der Erkenntnis vorbei, dass jeder Versuch, unsere ökologischen Probleme zu lösen, zum Scheitern verurteilt ist, wenn nicht gleichzeitig das Bevölkerungswachstum nach Kräften verlangsamt und die Bevölkerungszahl langfristig auf eine Größe verringert wird, die es jedem Menschen erlaubt, seine Bedürfnisse angemessen zu befriedigen, ohne die Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen zu zerstören.

      Die Gretchenfrage, wie hoch die maximale Bevölkerungszahl sein dürfte, um diese Anforderungen zu erfüllen, lässt sich nicht ohne Weiteres beantworten. Sie hängt, wie wir gesehen haben, vom Pro-Kopf-Fußabdruck und der verfügbaren Biokapazität ab. Die zukünftige Entwicklung dieser Parameter ist nur schwer vorherzusagen, geschweige denn zu kontrollieren, weshalb man zwangsläufig mit Annahmen operieren muss. Geht man beispielsweise davon aus, dass Produktivitätssteigerungen die rückläufige Entwicklung der Biokapazität ausgleichen können, dass die Biokapazität also konstant bleibt, und legt man einen durchschnittlichen Pro-Kopf-Fußabdruck von 3,3 gha zugrunde (das entspricht dem der Mitteleinkommensländer am höheren Ende der Einkommensskala), läge die auf Dauer maximal tragbare Größe der Weltbevölkerung bei 3,6 Milliarden Menschen. Diese Rechnung enthält jedoch weder Flächen für den Erhalt von Biodiversität noch Raum für eine Verschlechterung der Biokapazität. Zieht man etwa 12% für den Erhalt der Biodiversität ab, so sinkt die maximal tragbare Bevölkerung auf 3,2 Milliarden. Die Anzahl der Menschen, die allein mit erneuerbaren Energien auf einem akzeptablen Lebensstandard versorgt werden könnte79› Hinweis, wird sogar nur auf circa 2 Milliarden geschätzt.80› Hinweis

      Dem gegenüber, wir erinnern uns, steht die ohnehin optimistische Prognose der UN von 9,1 Milliarden Menschen im Jahr 2050. Optimistisch deshalb, weil sie von einem Rückgang der Geburtenrate von derzeit durchschnittlich 2,56 Kindern auf 2,02 Kinder pro Frau ausgeht. Aber Prognosen sind naturgemäß nun mal keine Tatsachenberichte, sondern Modellberechnungen auf der Grundlage bestimmter Annahmen, die sich nicht zwangsläufig erfüllen müssen. In diesem Fall lautet die Prämisse, dass der in den letzten Jahren verzeichnete Rückgang der Geburtenrate anhält und die Geburtenrate weltweit innerhalb der nächsten 50 Jahre weiter kontinuierlich sinkt. Angesichts des langen Prognosezeitraums, der Tatsache, dass weltweit Millionen Paare keinen Zugang zu Verhütungsmitteln haben, dass in vielen Ländern Frauen immer noch kein Recht haben, selbst über ihre Sexualität und Fruchtbarkeit zu entscheiden, und dass die verschiedenen kulturell bedingten Vorstellungen von der wünschenswerten Größe einer Familie weit auseinanderklaffen, scheint die Annahme nicht sehr realistisch zu sein. Schon gar nicht, wenn die UNO, Regierungen und NGOs weltweit nichts für einen Geburtenrückgang tun. Hallo, aufwachen! Jetzt gilt es mehr denn je, Aufklärung zu betreiben und sich für bessere Gesundheitsversorgung und Zugang zu Familienplanung einzusetzen. Nach Kräften muss dafür gesorgt werden, dass der Rückgang der Geburtenraten nicht stagniert oder sich gar umkehrt, sondern sich im Gegenteil noch beschleunigt. Nur so besteht eine wirkliche Chance, dass die Weltbevölkerung 2050 nicht mehr als 8 Milliarden erreicht und dann langsam wieder sinkt.

      Vielleicht halten Sie das alles für reine Panikmache. Schließlich hat es schon zu allen Zeiten Menschen gegeben, die die unmittelbar bevorstehende Apokalypse angekündigt haben, und die Welt existiert immer noch. Gerade wenn es um Angstzustände angesichts des Bevölkerungswachstums geht, wird gerne mit dem Verweis auf Malthus argumentiert, der sich – wie konnte es anders sein – auch geirrt habe.

      Der britische Mathematiker Thomas Malthus vertrat Ende des 18. Jahrhunderts die These, dass mit der damals lebenden Anzahl von knapp einer Milliarde Menschen die Tragfähigkeit der Erde schon erreicht sei. Seinem 1798 veröffentlichten »Bevölkerungsgesetz« zufolge steigt die Bevölkerung, wenn keine Hemmnisse auftreten, in geometrischer Reihe, d. h. exponentiell, an. Die Nahrungsmittelproduktion wachse jedoch nur in arithmetischer Reihe, d. h. linear, weshalb sich auf Dauer bei steigender Bevölkerungszahl eine Schere zwischen Nahrungsmittelbedarf und Nahrungsmittelangebot öffne (sogenannte »Bevölkerungsfalle«). Allerdings hat der alte Bedenkenträger Malthus vergessen, die Möglichkeit technischen Fortschritts zu berücksichtigen, durch den der Nahrungsmittelertrag ebenfalls potenziell gesteigert wer- den könnte – wie es ja in der Tat in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts geschehen ist: Mechanisierung der Landwirtschaft und massiver Einsatz von Kunstdünger und Pflanzenschutzmitteln sorgten dafür, dass sich die Nahrungsmittelproduktion seit Ende des Zweiten Weltkriegs bis Mitte der 1990er-Jahre verdreifachte. Damit hat die Ertragssteigerung nicht nur mit dem Bevölkerungswachstum Schritt gehalten, sondern dieses sogar überholt, sodass eine bisher ungeahnte Menge von Menschen ernährt werden konnte. Deshalb gilt Malthus seinen Gegnern als von der Geschichte endgültig widerlegt. Da kann man nur sagen: »Schön wär’s!«

      Der steile Anstieg der Ernteerträge hat Mitte der 1980er-Jahre ein Ende gefunden. Seitdem wurde die Ertragskurve zunehmend flacher; die Steigerung konnte nicht mehr mit dem Bevölkerungswachstum mithalten. Die Anzahl der hungernden Menschen fiel zwischen 1970 und Mitte der 1990er-Jahre von 878 Millionen auf 825 Millionen leicht ab, doch seitdem ist sie kontinuierlich gestiegen und betrug 2009 erstmals mehr als eine Milliarde.81› Hinweis Ein wichtiger Grund für den Rückgang der Ernteerträge liegt in dem Verlust fruchtbaren Bodens aufgrund von Übernutzung, Erosion und falschen Bewässerungsmethoden wie dem Fluten von Feldern; bei Verdunsten des Wassers lagern sich Salze im Boden ab, was diesen auf Dauer unbrauchbar macht. Ackerland geht jedoch nicht nur durch Erosion und Versalzung verloren, sondern auch aufgrund zunehmender Besiedlung und anderer Bebauung. Außerdem werden in dem Versuch, fossile Energieträger zu ersetzen, auf immer mehr Flächen Biomasse und Biotreibstoffe angebaut.

      Und auch das Wasser wird knapper. Besonders beunruhigend ist, dass 18 Länder in den letzten Jahrzehnten ihre Nahrungsmittelproduktion durch Überpumpen ihrer Grundwasserspeicher erhöht haben, darunter die drei größten Getreideproduzenten Indien, China und die USA sowie viele Nahostländer.82› Hinweis Ein dramatisches Beispiel ist Saudi-Arabien, das sich vor mehr als 20 Jahren von Getreideimporten unabhängig gemacht hat, indem es Wasser aus großen Tiefen aus einem fossilen Grundwasserspeicher gepumpt hat, um die Wüste zu bewässern. 2008 gab Saudi-Arabien bekannt, dass der Grundwasserspeicher größtenteils erschöpft sei und das Land seinen Getreideanbau verringern und 2016 ganz beenden würde. Im Irak, in Syrien und im Jemen führen sinkende Grundwasserpegel und austrocknende Bewässerungsgräben ebenfalls bereits zu verringerten Getreideernten. Besorgniserregend ist auch eine Studie der Weltbank, der zufolge in Indien 175 Millionen und in China 130 Millionen Menschen mit Getreide ernährt werden, das durch Überpumpen von Grundwasserspeichern produziert wird.83› Hinweis Insgesamt lebt die Hälfte der Weltbevölkerung in Ländern, in denen Grundwasserspeicher schneller entleert werden, als sie sich erneuern können. Zusätzlich werden durch extreme Wetterereignisse wie sintflutartige Regenfälle einerseits und Dürren andererseits Ernten vernichtet. Allein zwischen Oktober 2010 und Februar 2011 wurden Australien, Brasilien und Sri Lanka von verheerenden Fluten heimgesucht, während gleichzeitig Hitze und Dürre die Getreideernten in vielen Teilen Südamerikas erheblich beeinträchtigt haben. Hinzu kommt, dass die industrialisierte Landwirtschaft die Artenvielfalt bedrohlich reduziert hat. Nur sage und schreibe 15 Pflanzenarten liefern 90% der Nahrungsenergie, sprich Kalorien, die die Weltbevölkerung zum Leben braucht. Obendrein gibt es innerhalb der einzelnen Pflanzenarten immer weniger unterschiedliche Sorten. So sind beispielsweise seit 1960 90% aller alten Weizensorten verschwunden. Von den Problemen, die die Gentechnik auf den Feldern verursacht, etwa die zunehmende Resistenz gegenüber Pestiziden, mag ich jetzt gar nicht erst anfangen. Zudem ist mittlerweile auch klar, dass sich die Folgen des Klimawandels in der Summe eindeutig negativ auf die biologische Produktivität auswirken werden.84› Hinweis

      Da bedarf es schon mehr als eines »vorsichtigen Optimismus«, um wie die FAO davon auszugehen, man könne die ca. 70% Ertragssteigerung erzielen, die nötig sein werden, um im Jahr 2050 9,1 Milliarden Menschen zu ernähren – vorausgesetzt, es bleibt überhaupt bei den 9,1 Milliarden. Vor allem, da circa 90% dieser Ertragssteigerung durch intensive Landwirtschaft erzielt werden sollen. Denn diese ist, was die Kunstdüngerproduktion, die Bewässerung, den Transport und den Betrieb der Maschinen anbelangt, massiv von billigen fossilen Energien abhängig, die sich jedoch dem Ende zuneigen.

      Dabei stellt die Sicherstellung der Ernährung, so wichtig und dringend sie auch ist, wahrscheinlich noch nicht einmal das größte Problem dar. Die eigentliche Gefahr liegt nach Ansicht vieler Wissenschaftler in der Menge an Emissionen und Industrieabfällen, die wir der Biosphäre zumuten. Nicht nur CO2, das als ein Hauptverursacher des Klimawandels in aller Munde ist, auch der für Dünger verwendete Stickstoff ist hierfür ein beunruhigendes Beispiel, wie Karl Otto Henseling in seinem Buch Am Ende des fossilen Zeitalters erklärt: »Durch das exponentielle Wachstum von Industrie, Verkehr und industrialisierter Landwirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg sowie veränderte Landnutzung haben die durch menschliche Aktivitäten freigesetzten Stickstoffmengen die Größenordnung der im natürlichen biochemischen Stickstoffkreislauf umgesetzten Mengen bereits überschritten.«85› Hinweis So sind etwa in den Industrieländern die durch die Industrie freigesetzten Stickstoffmengen bis zu zehnmal so hoch wie der natürliche Schwefelgehalt.86› Hinweis Mit gravierenden ökologischen Folgen wie Smog, saurem Regen, Belastung von Grund- und Trinkwasser und Beschleunigung des Klimawandels.

      Wir können es nicht leugnen, die Beweise sind erdrückend: Die Menschheit hat die natürlichen Kreisläufe in einem Ausmaß aus dem Gleichgewicht gebracht, das historisch absolut einmalig ist. Es gibt keinerlei Erfahrungswerte, niemand weiß genau, wo die Grenzen liegen, die besser nicht überschritten werden, will man nicht unkalkulierbare Folgen riskieren – oder ob diese Grenzen nicht schon längst erreicht sind. Manche Wissenschaftler jedenfalls glauben, dass in drei von sieben Bereichen die kritischen Grenzen schon überschritten sind: beim Klimawandel, im Stickstoffkreislauf und beim Verlust von Biodiversität.87› Hinweis

      Doch all das ficht die Anti-Malthusianer nicht an. Sie vertreten den Standpunkt, dass Bevölkerungswachstum positiv sei, gerade weil es Probleme verursacht. Diese frappierende These stellte die dänische Ökonomin Ester Boserup in den 1960er-Jahren auf. Boserup argumentierte, dass die durch Bevölkerungswachstum verursachten Probleme, etwa Ressourcenknappheit, die Menschen zwängen, neue innovative Lösungen zu finden, die dann zu einer Verbesserung der Lebenssituation führten, die ohne die Probleme gar nicht erst erreicht worden wäre. Welch bemerkenswerte Logik. In gewisser Weise ist das nichts anderes als der grundsätzlich nicht falsche alte Gedanke, dass Not die Mutter aller Erfindungen ist. Das ist aber noch lange kein Grund, die Not sehenden Auges herbeizuführen, indem man immer mehr und größere Probleme schafft. Ein solches Vorgehen erinnert ein wenig an einen Feuerwehrmann, der gefährliche Brände legt, um sich anschließend in spektakulären Rettungsaktionen als Held zu erweisen.

      Die Vorstellung, dass Bevölkerungswachstum gleichbedeutend ist mit Innovation und Fortschritt, die sich hartnäckig in unseren Köpfen hält, ist irreführend und gefährlich. Sie ist nämlich untrennbar verbunden mit dem Gedanken, dass umgekehrt eine Stagnation oder gar ein Rückgang der Bevölkerungszahl automatisch zum Niedergang von Innovation, Forschung, Technik und Kultur führt. Dieser Gedanke ist ein Hauptnährboden für die irrationale Angst des Westens, von der islamischen Welt, mit ihrem Bevölkerungswachstum und ihrem hohen Anteil an jungen Menschen, überrollt zu werden. Dabei zeigt die Realität, wie unbegründet diese Annahme ist. Die bedeutenden technologischen und medizinischen Entwicklungen des 20. und bisherigen 21. Jahrhunderts kamen schließlich trotz des dortigen massiven Bevölkerungswachstums nicht aus den Staaten der islamischen Länder, sondern aus den westlichen Nationen – trotz ihrer im Verhältnis zur Weltbevölkerung kleinen und abnehmenden Bevölkerungszahl. Bevölkerungswachstum ist eben kein Garant und schon gar keine zwingende Voraussetzung für Innovation. Das gilt natürlich erst recht für arme bevölkerungsreiche Länder, wo die große Masse der Menschen zu sehr mit dem Überlebenskampf beschäftigt ist, um sich Gedanken über mögliche, innovative Lösungen für die Herausforderungen der Menschheit im 21. Jahrhundert zu machen.

      Dieses Rennen zwischen Hase und Igel, die ständige Spirale aus Bevölkerungswachstum und sich daraus ergebenden Problemen, kann nicht unendlich fortgeführt werden – aus dem einfachen Grund, weil auch unser Planet nicht unendlich ist. Auch der menschliche Erfindungsgeist kann nichts daran ändern, dass jedes Wachstum irgendwann zwangsläufig an natürliche Grenzen stößt, die sich nicht mehr überwinden lassen. Und es spricht alles dafür, dass wir diese Grenzen jetzt endgültig erreicht, wenn nicht sogar schon überschritten haben.

      Wir haben uns als Menschheit in eine Situation hineinmanövriert, in der unsere Vermehrung, biologisch betrachtet, nicht mehr den Arterhalt garantiert, sondern im Gegenteil gefährdet. Nicht in dem Sinne, dass die Menschheit vom Aussterben bedroht wäre. Nein, das nicht. Sehr wohl aber steht zu befürchten, dass ein massiver Bevölkerungseinbruch droht, wenn wir so weitermachen wie bisher. Ungebremstes Bevölkerungswachstum führt geradewegs in die Katastrophe. Das lehrt uns ein Blick in die Natur: Viele Arten vermehren sich explosionsartig, wenn die Bedingungen günstig sind; in der Folge kommt es zu einem Massensterben wegen Nahrungs- und Platzmangels, Krankheiten, Stress und Zunahme der natürlichen Feinde. Andere Arten hingegen verfügen über einen Mechanismus, um ihre Vermehrung bei Bedarf selbst zu begrenzen. Bei manchen Mäusearten beispielsweise wird bei hoher Populationsdichte die Ei- und Samenreifung gestoppt; wieder andere Arten pflanzen sich unter schlechten Bedingungen weniger oder gar nicht fort.

      Wir Menschen haben keinen derartigen Regulierungsmechanismus. Dafür verfügen wir jedoch über hohe Intelligenz und die Fähigkeit, die Folgen unserer Handlungen abzuschätzen und vorausschauend zu planen. Diese Fähigkeiten müssen wir einsetzen und unsere Bevölkerungszahl wieder auf eine überlebensfähige Größe reduzieren, bevor wie bei so vielen anderen Arten die Natur das für uns übernimmt: durch Seuchen und Hunger – wenn wir uns bis dahin nicht schon selbst die Köpfe eingeschlagen haben durch Krieg.
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      Wir haben nicht das Recht, andere Arten auszulöschen

      Caro, 23, lebt in Sachsen und befindet sich im ersten Lehrjahr ihrer Ausbildung zur Fachkraft für Medien und Informationsdienst. Sie ist derzeit glücklicher Single.
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Wenn ich sage, dass ich keine Kinder will, nehmen mich die Leute oft nicht ernst, weil ich noch so jung bin. Das ist eine ziemliche Frechheit, finde ich. Ich bin die Älteste von vier Kindern und habe mitgeholfen, meine Geschwister großzuziehen. Außerdem hatte ich schon mehrere Au-Pair-Jobs. Ich habe also eine ziemlich gute Vorstellung davon, wie es ist, Kinder großzuziehen, und weiß, wovon ich rede, wenn ich sage, dass das nichts für mich ist. Außerdem habe ich gründlich über das Thema Kinderkriegen nachgedacht. Ich habe eine ziemlich lange Liste mit Gründen, die dagegen sprechen, und bin felsenfest von meiner Entscheidung überzeugt.

      Meine Kinderfreiheit ist ziemlich wichtig für mich. Erstens aus persönlichen Gründen. Ich war früher magersüchtig und bin stolz, dass ich seit einigen Jahren langsam dabei bin, ein normales Verhältnis zu meinem Körper zu entwickeln. Es wäre für mich die Hölle, wenn eine Frauenärztin die ganze Zeit meinen Körper beobachtet und beurteilt, und insbesondere, wenn man mich dann wiegt und mir Zahlen sagt – das Rückfallrisiko wäre mir viel zu groß. Vor allem aber finde ich es eine absolute Schande, dass sich die Menschheit so stark vermehrt und dabei alles kaputt macht. Wir versauen den ganzen Planeten und zerstören die Lebensräume so vieler anderer Arten. Als Veganerin respektiere ich das Recht aller Tiere auf Leben. Deswegen halte ich es nur für ethisch und sinnvoll, wenn man versucht, das Problem der Überbevölkerung zumindest zu verlangsamen. Es ärgert mich maßlos, wenn in den Medien über uns Kinderfreie hergezogen wird. Wir tun unserem Planeten und dessen Bewohnern, einschließlich uns Menschen selbst, sehr gut.

      Dagegen finde ich es überhaupt nicht gut, dass die Krankenkassen künstliche Befruchtung auch noch unterstützen. Leute, die Eltern werden wollen, sollten lieber ein Kind adoptieren, wo es doch so viele Kinder gibt, die kein Zuhause oder ein schlechtes haben, anstatt auch noch unsere Vermehrung voranzutreiben. Die Menschen sollten lernen, dass biologische Merkmale durch die Weitergabe von eigenen Genen total egal sind. Was zählt, sind Liebe, Harmonie, Toleranz und Geduld. Viel besser wäre es, Adoption zu erleichtern, vor allem für Homosexuelle.

      Meine Mutter hat ziemlich mies reagiert, als sie erfahren hat, dass ich keine Kinder will. Sie hat mich beleidigt und als das »undankbarste Geschöpf der Erde« beschimpft und zu meinem Vater gesagt, wie »tragisch und enttäuschend« sie das findet. In meinem Freundeskreis wird meine Kinderfreiheit aber voll akzeptiert (sonst würde ich mit denen auch nichts zu tun haben wollen), viele sind selbst kinderfrei.

      Ich spare derzeit Geld für eine Sterilisation per Essure. Dafür werde ich in die Niederlande fahren. Dort wird die Entscheidung von den Ärzten respektiert, man muss nur volljährig sein. Das beweist, wie ernst ich es meine.
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9 Tabu Bevölkerungspolitik

      Wenn es wenigstens gelänge, das Absinken der Geburtenrate so weit zu beschleunigen, dass die Weltbevölkerung bis zum Jahr 2050 statt auf 9,1 Milliarden nur auf 8 Milliarden anwächst, ließen sich die Herausforderungen der Zukunft wesentlich leichter bewältigen: eine Milliarde weniger Menschen, die Nahrung und Wasser benötigen, eine Milliarde weniger Verursacher von Müll, Treibhausgasen etc. Das wäre ein Silberstreif am Horizont im Dunkel der Bevölkerungsmisere, wie etwa die Studie Global demographic trends and future carbon emissions belegt. Demnach könnten nämlich 16–29% der bis 2050 notwendigen Emissionsverringerung durch eine Verlangsamung des Bevölkerungswachstums erreicht werden.88› Hinweis Gleichzeitig würde diese Methode den bei Weitem kostengünstigsten Weg zur Emissionsverringerung darstellen.89› Hinweis

      Es hat wenig Sinn zu beklagen, dass Menschen in diesem Zusammenhang nur noch als Verbraucher von Ressourcen und Verursacher von Emissionen wahrgenommen würden. Natürlich sind sie viel mehr als das, nur eben nicht »aus Sicht« der Natur. Ein früher häufig benutzter Slogan der Umweltschutzbewegung bringt das sehr schön auf den Punkt: »Die Natur braucht uns nicht, aber wir brauchen die Natur.« Wenn wir folglich davon sprechen, dass Menschen natürliche Ressourcen ausbeuten und für schädliche Emissionen verantwortlich sind, erkennen wir lediglich die schlichte Wahrheit an, dass jeder Mensch essen, trinken und atmen muss, mithin von funktionierenden ökologischen Systemen abhängig ist. Nur wenn diese grundlegenden Bedürfnisse erfüllt sind, hat der Mensch überhaupt erst die Chance, sein volles Potenzial zu entfalten und »so viel mehr« zu sein als eine Belastung für die Natur. Was müssen wir also tun, um das zu gewährleisten, welche Maßnahmen sind nötig?

      Erstens muss dafür Sorge getragen werden, dass alle Frauen und Männer weltweit uneingeschränkten Zugang zu Gesundheitsversorgung und Familienplanung haben. Diese Forderung entspricht den Empfehlungen der Bevölkerungsabteilung der Vereinten Nationen. In den am wenigsten entwickelten Ländern übersteigt der Bedarf an Verhütungsmitteln das Angebot bei Weitem. Die Anzahl der Frauen, die irgendeine Form der Verhütung anwenden, ist zwischen 1990 und 2007 zwar von 17 auf 31% gestiegen. Darüber hinaus haben jedoch nach wie vor 24% (1990: 26%) der Frauen ungedeckten Bedarf, d. h. sie wollen ihre nächste Schwangerschaft hinausschieben oder keine weiteren Kinder bekommen, können jedoch keine Verhütungsmittel verwenden.90› Hinweis Weltweit haben mehr als 200 Millionen Frauen, die in einer sexuellen Beziehung leben, keinen Zugriff auf Verhütungsmittel, obgleich groß angelegte Studien zeigen, dass mindestens die Hälfte dieser Frauen keine weitere Schwangerschaft wünscht.91› Hinweis

      Uneingeschränkten Zugang zu Verhütungsmitteln sicherzustellen, ist also auch eine Frage der Menschen- und insbesondere Frauenrechte, denn eine Verbesserung der Situation von Frauen, sowohl was ihre Gesundheit als auch ihre Rechte angeht, lässt sich nicht erreichen, ohne dass die Frauen zuerst die Kontrolle über ihren Körper und ihre Fruchtbarkeit erlangen. Auch die dramatischen Schäden, die das HI-Virus insbesondere auf dem afrikanischen Kontinent anrichtet, sind ein gewichtiges Argument dafür, verstärkt den Einsatz von Verhütungsmitteln voranzutreiben. Damit allein ist es jedoch nicht getan. Die Verfügbarkeit von Verhütungsmitteln hilft wenig, wenn Paare sich dennoch, ob aus kulturellen oder individuellen Gründen, große Familien wünschen. Ebenso wichtig ist es daher, die Menschen über die ökologischen Folgen des Bevölkerungswachstums aufzuklären und zu ermutigen, sich auf ein oder maximal zwei Kinder zu beschränken. Nun mögen Sie denken: schön und gut, doch was helfen ökologische Argumente dort, wo Menschen zur Altersversorgung auf Kinder angewiesen sind, weil es keine oder nur unzureichende Sozialversicherungssysteme gibt? Die Aufgabe, sich um alte Eltern zu kümmern, wurde und wird traditionsgemäß jedoch von nur einem Kind übernommen, etwa dem ältesten Sohn oder einer Tochter, die zu genau diesem Zweck unverheiratet bleiben muss. Und auch die wirtschaftliche Bedeutung von Kindern als Arbeitskräfte verkehrt sich aufgrund des Ungleichgewichts zwischen wachsender Bevölkerung einerseits und Land- und Wasserknappheit andererseits zunehmend in ihr Gegenteil.

      Mit solchen Forderungen nach Geburtenkontrolle macht man sich nicht gerade beliebt. Bevölkerungspolitik ist immer ein heikles Thema. Dabei betreiben alle Staaten, die in irgendeiner Form die Einwanderung in ihr Hoheitsgebiet regulieren, nichts anderes als Bevölkerungspolitik, denn diese wird definiert als staatliche Maßnahmen, die darauf ausgerichtet sind, die Größe und die Struktur der Bevölkerung zu beeinflussen. Was jedoch die konkrete Steuerung von Geburtenzahlen seitens des Staates angeht, wurde Bevölkerungspolitik in der Vergangenheit zu oft mit Zwang durchgesetzt, egal, ob sie auf die Verringerung oder auf die Erhöhung der Geburtenzahlen ausgerichtet war. Zu nennen wäre hier beispielsweise die 1980 eingeführte Ein-Kind-Politik in China oder Indien unter Indira Gandhi. Während des Nationalen Notstands (1975–1977) wurde dort im April 1976 ein restriktives Familienplanungsprogramm eingeführt, mit dem innerhalb von nur sechs Monaten Millionen Frauen und Männer zwangsweise sterilisiert wurden. Umgekehrt verfolgte Ceauşescu in Rumänien während der 1980er-Jahre eine aggressiv pronatalistische Politik, zu der auch erzwungene gynäkologische Untersuchungen von Frauen am Arbeitsplatz gehörten, um sicherzustellen, dass keine Schwangerschaften abgebrochen wurden. Allerdings fordert heutzutage niemand mehr derartige Zwangsmaßnahmen. Es geht im Gegenteil vielmehr gerade darum, Millionen Menschen weltweit aus einer Zwangslage zu befreien, die darin besteht, dass sie keinen Zugang zu Verhütungsmitteln haben und dadurch von vorneherein jeglicher Entscheidungsfreiheit beraubt sind.

      Es hat sich immer wieder gezeigt, dass Zwangsmaßnahmen, ganz abgesehen davon, dass sie elementare Menschenrechte verletzen, kontraproduktiv sind. Deshalb muss es einen anderen Weg geben, den der Aufklärung und Freiwilligkeit. Programme, die auf diesen Prinzipien beruhen, funktionieren nachweislich hervorragend. Das bestätigt ausgerechnet ein so unwahrscheinlicher Kandidat wie der Iran. Dort gelang es innerhalb von nur acht Jahren, von 1988 bis 1996, die Geburtenrate von 5,2 Kindern pro Frau auf 2,6 Kinder pro Frau zu halbieren. Dies wurde zum einen dadurch erreicht, dass das Recht der Frauen, ihre Fruchtbarkeit zu kontrollieren, gestärkt wurde – unter anderem dadurch, dass die islamischen Geistlichen Fatwas erließen, in denen sie der Vorstellung, der Islam verbiete Empfängnisverhütung, entgegentraten. Darüber hinaus wurde durch ein landesweites Netzwerk aus sogenannten »Gesundheitshäusern« für eine effektive Versorgung mit einer großen Bandbreite an Verhütungsmitteln gesorgt. Wohlgemerkt, es handelte sich hier um eine freiwillige Politik, dennoch sank die Geburtenrate im Iran genauso schnell wie in China. Andere Beispiele für eine erfolgreiche, freiwillige Stop-at-Two-Politik sind etwa Thailand oder Sri Lanka.92› Hinweis Die meisten Frauen, wenn sie erst einmal die Wahl haben, entscheiden sich gerne für kleinere Familien, da die Vorteile für sie selbst und ihre Kinder so offensichtlich sind.

      Trotz dieser positiven Erfahrungswerte sehen sich Organisationen ebenso wie Individuen, die sich besorgt über das rasante Bevölkerungswachstum äußern und sich für Gegenmaßnahmen einsetzen, immer wieder und schockierend schnell mit dem Vorwurf des Imperialismus und Rassismus oder gleich generell der Menschenfeindlichkeit konfrontiert. Das dürfte letztlich auch der Grund für das seltsame Schweigen sein, dass das Thema Bevölkerungskontrolle in der Öffentlichkeit umgibt. Selbst Aktivisten, die sich für Naturschutz, Menschenrechte oder Entwicklungshilfe engagieren, räumen privat und hinter vorgehaltener Hand zwar ein, dass das Bevölkerungswachstum ein echtes Problem darstellt, öffentlich jedoch vermeiden sie es, zu diesem Thema Stellung zu beziehen. Selbsterklärte Anti-Rassisten, die sich über eine regulierende Bevölkerungspolitik in armen Ländern mit starkem Bevölkerungswachstum entrüsten, übersehen im Eifer des Gefechts ganz gerne, dass es in erster Linie die Menschen in ebendiesen Ländern selbst sind, die am meisten unter den dadurch verursachten Problemen leiden. Gerade in den am wenigsten entwickelten Ländern, in denen die Bevölkerung nahezu doppelt so schnell wächst wie in den übrigen Entwicklungsländern, nämlich 2,3% gegenüber 1,2% jährlich,93› Hinweis hält die hohe Geburtenrate die Menschen im Teufelskreis der Armut gefangen und erschwert das Erreichen der international vereinbarten Entwicklungsziele im öffentlichen Sektor, etwa in den Bereichen Bildung und Gesundheitsversorgung. Allein um das derzeitige Verhältnis von Schülern zu Lehrern aufrechtzuerhalten, müssten in den am wenigsten entwickelten Ländern (wie z. B. Äthiopien, Somalia, Ruanda, Sudan, Tschad, Niger, Jemen) aufgrund der steigenden Anzahl von Kindern zwischen 5 und 14 Jahren etliche neue Schulen gebaut und 25% mehr Lehrer eingestellt werden. Eine nötige Verbesserung der bestehenden Bildungsqualität würde sogar noch mehr Personal, neue Lehranstalten und Bildungsmaterialien erfordern. Darüber hinaus ist bis 2025 in diesen Ländern mit einem Anstieg der erwerbsfähigen Bevölkerung (15–59 Jahre) um mehr als 200 Millionen Menschen zu rechnen. Das bedeutet, dort müssten mindestens 9,5 Millionen neue Arbeitsplätze pro Jahr geschaffen werden, um die derzeitige Erwerbsquote aufrechtzuerhalten.94› Hinweis Wie soll das gehen? Die UNO weiß es nicht und deshalb sieht sie die hohe Geburtenrate als zentrales Problem und Hemmschuh für die Verbesserung der Lebensbedingungen an. Aber auch die Regierungen der betroffenen Länder erkennen zunehmend das Dilemma: Im Jahr 2009 stuften die Regierungen von 42 der 49 am wenigsten entwickelten Länder ihre Geburtenraten offiziell als zu hoch ein, und 44 unterstützten die Verbreitung von Informationen und Aufklärung über Familienplanung und Verhütungsmitteln durch staatliche Einrichtungen.95› Hinweis

      Doch geht es nicht »nur« um Infrastruktur; schon das bloße Überleben der Menschen wird vielerorts durch hohes Bevölkerungswachstum gefährdet. Mehr als zwei Drittel von Afrika sind Trockengebiete. Die nördliche Sahara bedeckt mindestens die Hälfte von Algerien, Libyen und Ägypten, die südliche Sahara erstreckt sich weit hinein nach Mali, Niger, Somalia, in den Tschad und den Sudan. Gleichzeitig gehören viele dieser Länder zu den Regionen mit dem stärksten Bevölkerungswachstum. Die Einwohnerzahl von Niger beispielsweise wächst um 3,4% pro Jahr und wird sich Prognosen zufolge bis 2050 mehr als verdreifachen: von 14,4 Millionen im Jahr 2006 auf 50,2 Millionen im Jahr 2050. Die Bevölkerungen des Tschad, von Eritrea, Äthiopien oder des Sudan würden sich bei der derzeitigen Rate des Bevölkerungswachstums innerhalb von weniger als dreißig Jahren verdoppeln.96› Hinweis Doch bereits heute werden die an die Wüsten angrenzenden Wald- und Ackerflächen immer stärker übernutzt, was mit zur Versteppung beiträgt. Auch in Nigeria, dem bevölkerungsreichsten Land Afrikas, in dem sich die Einwohnerzahl zwischen 1961 und 2007 verdreifacht hat, hat der steigende Bedarf an menschlicher Nahrung ebenso wie an Viehfutter zur Überlastung des Bodens geführt. Jedes Jahr gehen mehr als 350 000 Hektar durch Versteppung verloren.97› Hinweis Kriegerischen Auseinandersetzungen wie etwa im Sudan liegen häufig Konflikte um fruchtbares Land zugrunde. Die Ausbreitung der Wüsten und bewaffnete Konflikte zwingen immer mehr Menschen, ihre Heimatgebiete zu verlassen. Ende 2005 gab es dem UNHCR zufolge weltweit 20,8 Millionen Flüchtlinge und Vertriebene, ein Anstieg von 6% gegenüber dem Vorjahr. Nach Angaben der UNO besteht für 135 Millionen Menschen weltweit die Gefahr der Vertreibung aufgrund von Desertifikation und für die nächsten 20 Jahre wird mit 60 Millionen Flüchtlingen gerechnet, die die unfruchtbar gewordenen Regionen der Subsahara Richtung Nordafrika und Europa verlassen werden.98› Hinweis

      Wie kann jemand angesichts dieses Elends ernsthaft behaupten, die Besorgnis über das Bevölkerungswachstum richte sich nicht auf das Wohlergehen der Menschen, sondern sei rassistisch begründet? Dann waren wohl auch die Gesundheitsminister der Afrikanischen Union sich selbst gegenüber rassistisch motiviert, als sie 2006 einstimmig beschlossen, einen Maßnahmenplan zu verabschieden, mit dem der uneingeschränkte Zugang zu umfassenden Familienplanungs- und Gesundheitsdiensten auf dem gesamten Kontinent sichergestellt werden soll.99› Hinweis Nein, die Probleme des Bevölkerungswachstums zu ignorieren hat nichts mit Menschenfreundlichkeit zu tun. Im Gegenteil, wer so denkt, ist nicht nur naiv, sondern menschenfeindlich. Wer »aus Liebe zum Menschen« die Ankunft neuer Menschen auf diesem Planeten prinzipiell und uneingeschränkt begrüßt, obwohl es schon für die vorhandene Bevölkerung kaum noch genug Ressourcen gibt, schenkt letztlich – so hart es klingen mag – dem Konzept »neues menschliches Leben« mehr Achtung als den Bedürfnissen tatsächlich existierender Menschen aus Fleisch und Blut. Er nimmt in Kauf, dass die Neugeborenen von vorneherein zu einem Leben im Mangel und möglicherweise – man denke nur an die hohe Kinder- und Säuglingssterblichkeit in einigen afrikanischen Ländern – zu einem frühen Tod verurteilt sind. Dahinter verbirgt sich eine profunde Gleichgültigkeit gegenüber menschlichem Leiden.

      An dieser Stelle muss ausdrücklich nochmals darauf hingewiesen werden, dass der fehlende Zugang zu Verhütungsmitteln eine eklatante Menschenrechtsverletzung darstellt, in vielen Fällen sogar eine Verletzung des wichtigsten aller Menschenrechte, nämlich des Rechts auf Leben. In jeder Minute werden weltweit 380 Frauen schwanger, 190 davon laut Angaben des UNFPA ungewollt (Stand 2002). Gleichzeitig sterben jedes Jahr beinahe 600 000 Frauen durch eine Geburt oder unsachgemäß durchgeführte Abtreibung. Bis zu 50% dieser Frauen verlieren ihr Leben also aufgrund von Schwangerschaften, die vermieden worden wären, wenn die Frauen hätten verhüten können.

      Außerdem, das soll an dieser Stelle betont werden, richtet sich die Aufforderung, Paare gezielt zu kleineren Familien zu ermutigen, um das Bevölkerungswachstum zumindest zu verlangsamen, wie es etwa die britische Organisation Population Matters vorschlägt, ausdrücklich auch an die Regierungen der westlichen Industrienationen.100› Hinweis Gerade im Westen jedoch stoßen derartige Vorschläge häufig auf konsternierte oder ablehnende Reaktionen. Dem liegt die weitverbreitete Vorstellung zugrunde, Fortpflanzung sei eine Privatangelegenheit, in die sich andere Menschen und erst recht der Staat nicht einzumischen hätten. Aus dieser Annahme wird ein Recht, beliebig viele Kinder in die Welt zu setzen, abgeleitet – sozusagen ein Recht auf unbegrenzte Fortpflanzung. Das ist einerseits verständlich, da Fortpflanzung eng mit Sex verbunden ist; ein intimerer, sprich privaterer Bereich lässt sich kaum denken. Nichtsdestotrotz gibt es für diese Annahme keinerlei rechtliche oder ethische Grundlage. Das mag verblüffen, ist aber so.

      Betrachten wir internationale Rechtsnormen. Hier werden wir so etwas wie ein Menschenrecht auf unbegrenzte Fortpflanzung nirgendwo finden, auch wenn einige Quellen internationalen Rechts existieren, die diesen Schluss nahezulegen scheinen. Beispielsweise erklärte die UN-Menschenrechtskonferenz in Teheran 1968, dass die freie und verantwortungsvolle Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder und den Altersabstand zwischen den Kindern ein »grundlegendes Menschenrecht« der Eltern sei. Ähnlich formulierte dies 1994 die UN-Bevölkerungskonferenz in Kairo, indem sie ein »Grundrecht aller Paare und Individuen« anerkannte, die Anzahl ihrer Kinder und deren Altersabstand »frei und verantwortungsvoll zu bestimmen«, und staatlichen Zwang in Fortpflanzungsfragen verbot. Allerdings handelt es sich hierbei nicht um verbindliche Rechtsquellen, sondern um bloße Absichtserklärungen, an die die einzelnen Staaten in keiner Weise gebunden sind.

      Es ist auch mehr als fraglich, ob diese Erklärungen wie andere unverbindliche Rechtsquellen ein Völkergewohnheitsrecht begründen, denn dazu wäre erforderlich, dass eine allgemeine Übung der Anwendung dieser Erklärungen besteht, die Staaten sich in der Praxis also tatsächlich an diese Vorgaben halten, und zwar nicht aus politischen Motiven oder Gründen der internationalen Höflichkeit, sondern weil sie sich an die betreffenden Regelungen rechtlich gebunden fühlen, sie also als Recht anerkennen (vgl. Art. 38 Abs. 1 (b) des Statuts des Internationalen Gerichtshofs). Davon kann aber keine Rede sein. Denn zahlreiche Staaten haben in der Vergangenheit das Recht ihrer Bürger, sich in Sachen Kinderzahl völlig frei zu entscheiden, ignoriert – man denke nur an die bereits erwähnten Beispiele China, Indien und Rumänien – und tun dies weiterhin. Jeder Staat, in dem Abtreibung nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig oder gar ganz verboten ist, übt im Grunde Zwang aus. Man könnte sogar argumentieren, dass auch jeder Staat, der sich nicht wenigstens darum bemüht, uneingeschränkten Zugang zu Informationen über Familienplanung und zu Verhütungsmitteln zu gewährleisten, Zwang ausübt. Kurz und gut, in der Praxis halten sich also die meisten Staaten nicht an die Erklärung der UN-Bevölkerungskonferenz und fühlen sich zu deren Umsetzung offensichtlich auch nicht verpflichtet. Von daher ist es wahrscheinlich kein Zufall, dass verbindliche Völkerrechtsquellen eine weit weniger detaillierte Formulierung eines Rechts auf Fortpflanzung enthalten.101› Hinweis

      Werfen wir einen Blick auf die Menschenrechte, die Rechte, mit denen jeder Mensch von Geburt an ausgestattet ist, etwa das Recht auf Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit und Eigentum. Sie sind in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthalten und werden durch zwei verbindliche internationale Verträge implementiert und ausgestaltet: den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (ICCPR) sowie den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR). Auf nationaler Ebene haben viele dieser Rechte ihren Niederschlag als durch die jeweiligen Verfassungen geschützte Grundrechte gefunden. Was nun das Recht auf Fortpflanzung angeht, so gewährt die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte in Artikel 16 heiratsfähigen Männern und Frauen lediglich das »Recht zu heiraten und eine Familie zu gründen«. Der ICCPR erklärt in Artikel 23: »Das Recht von Mann und Frau, im heiratsfähigen Alter eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen, wird anerkannt.« Das Recht, »eine Familie zu gründen« (in Deutschland in Art. 6 GG enthalten), beinhaltet zwar das Recht, Nachwuchs zu haben, ein Recht auf unbegrenzte Fortpflanzung jedoch lässt sich aus dieser vagen Formulierung nicht herauslesen.

      Das Zusammenleben mehrerer Menschen in einer Gemeinschaft bringt es naturgemäß mit sich, dass die Rechte der Einzelnen miteinander konkurrieren. Daher findet jedes Recht dort seine Grenzen, wo es die Rechte anderer berührt, und tritt zudem gegebenenfalls hinter höherrangige Rechte zurück. So garantiert der ICCPR beispielsweise allen Völkern das Recht, für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und Mittel zu verfügen. Weiterhin garantiert er jedem, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, das Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen. Der ICESR beinhaltet das Recht auf Arbeit und fordert von den Vertragsstaaten »die Festlegung von Grundsätzen und Verfahren zur Erzielung (…) einer produktiven Vollbeschäftigung unter Bedingungen, welche die politischen und wirtschaftlichen Grundfreiheiten des Einzelnen schützen«. Weiterhin wird das Recht eines jeden auf Soziale Sicherheit sichergestellt; diese schließt die Sozialversicherung ein. Berufstätige Mütter haben vor und nach der Niederkunft Anspruch auf bezahlten Urlaub oder Urlaub mit angemessenen Leistungen aus der Sozialen Sicherheit. Auch das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen wird gewährleistet. In Anerkennung des »grundlegenden Rechts eines jeden, vor Hunger geschützt zu sein«, verpflichten sich die Vertragsstaaten zudem, Maßnahmen durchzuführen, um eine dem Bedarf entsprechende gerechte Verteilung der Nahrungsmittelvorräte der Welt sicherzustellen. Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes garantiert jedem Kind bestimmte Grundrechte, z. B. das Recht auf Gesundheit, auf Bildung und Ausbildung, auf Freizeit, Spiel und Erholung und auf Betreuung bei Behinderung.

      Schließlich gibt es mehrere internationale Abkommen und Programme zum Schutz der Natur und Artenvielfalt, etwa das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (Biodiversitätskonvention), die Berner Konvention über den Schutz europäischer wild lebender Tiere und Pflanzen und ihrer Lebensräume, das Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt (Welterbekonvention) sowie das Programm »Man and Biosphere« der UNESCO, das eine Liste zu schützender Biosphärenreservate enthält. Abgesehen davon, dass andere Arten auch unabhängig von ihrem Nutzwert für den Menschen das Recht auf ein ihren Bedürfnissen entsprechendes Leben haben, erkennen diese Vertragswerke unter anderem an, dass Menschen ein berechtigtes Interesse am Genuss intakter Natur haben, und verpflichten die Staaten, diese Möglichkeit auch für nachfolgende Generationen zu erhalten. So wurde die Welterbekonvention laut ihrer Präambel in der Erwägung verfasst, »dass Teile des Kultur- oder Naturerbes von außergewöhnlicher Bedeutung sind und daher als Bestandteil des Welterbes der ganzen Menschheit erhalten werden müssen«. Die Biodiversitätskonvention erkennt den Wert der biologischen Vielfalt in »kultureller und ästhetischer Hinsicht sowie im Hinblick auf ihre Erholungsfunktion« an; eine ähnliche Formulierung enthält die Präambel der Berner Konvention.

      All diese Rechte und korrespondierenden staatlichen Pflichten werden durch das Recht auf Familiengründung berührt und schränken dieses zwangsläufig ein. Zur Verdeutlichung: Wenn Staaten gezwungen sind, Mittel zur Versorgung von Kindern armer Familien aufzuwenden oder Müttern vor und nach der Geburt Gelder aus der Sozialversicherung zur Verfügung zu stellen, so wird dadurch die Freiheit dieser Staaten berührt, ihre Mittel zu ihren eigenen Zwecken zu verwenden.102› Hinweis Oder nehmen wir den Extremfall an: Das Recht auf Familiengründung, sofern es als Recht zu unbegrenzter Fortpflanzung verstanden wird, steht in jedem begrenzten Gebiet (ob es sich um einen einzelnen Staat handelt oder die Erde als Ganzes) im Konflikt zu dem Recht, sich frei fortzubewegen und seinen Wohnort frei zu wählen, da rein physisch niemals zwei Personen gleichzeitig denselben Raum einnehmen können.103› Hinweis In einer begrenzten Welt mit begrenzten Ressourcen wird das Recht jedes Menschen auf Nahrung, auf angemessenen Lebensstandard und eine kontinuierliche Verbesserung der Lebensbedingungen durch jeden weiteren hinzukommenden Menschen, der die gleichen Rechte hat, eingeschränkt. Gleichermaßen wird es für den Staat mit stets wachsender Bevölkerung zunehmend schwerer, produktive Vollbeschäftigung zu garantieren oder seine Pflichten aus der Kinderrechtskonvention zu erfüllen, sodass wiederum die Rechte jedes einzelnen Kindes durch die gleichen Rechte jedes weiteren Kindes beschnitten werden. Und schließlich steht das Recht auf Familiengründung, interpretiert und gelebt als Recht auf unbegrenzte Fortpflanzung, in diametralem Gegensatz zu den Zielen des Arten- und Naturschutzes, weil Lebensräume anderer Arten menschlichen Behausungen, Straßen, Ackerflächen, Industrieanlagen, Müllhalden oder dem Hunger nach Rohstoffen weichen müssen. Wie sehr das Bevölkerungswachstum zu einer gnadenlosen Verdrängung anderer Arten geführt hat, verdeutlicht folgende beängstigende Zahl: Vor 10 000 Jahren machten Menschen und die von ihnen domestizierten Tiere, einschließlich der Tiere, die der Nahrungsproduktion dienten wie Rinder, 0,1% der Säugetierbiomasse der Welt aus. Zu Beginn der Industriellen Revolution waren es 10–12%. Heute sind es unglaubliche 96–98%. Alle Wildtiere zusammengenommen machen also nicht mehr als 2–4% der Biomasse aller Säugetiere der Welt aus.104› Hinweis

      Diese Liste der Konfliktpunkte ist bei Weitem nicht vollständig, doch bereits diese wenigen Beispiele zeigen eindrucksvoll, dass es ein Recht auf unbegrenzte Fortpflanzung nicht geben kann, da einem solchen zahlreiche andere und auch höherrangige Rechte und Interessen entgegenstehen. Unmissverständlich bringen sie vor allem eines zum Ausdruck: Der Akt der Fortpflanzung ist mitnichten rein privater Natur. Im Gegenteil, es gibt wohl keine andere Handlung von Privatpersonen, die so weitreichende Konsequenzen hat – Konsequenzen, die weit über die Privatsphäre der Eltern hinausreichen. Fortpflanzung ist eine Angelegenheit des öffentlichen Interesses und daher mit bestimmten einschränkenden Pflichten gegenüber der Gesellschaft verbunden. Denn je mehr Menschen um Ressourcen wie Nahrung und Wasser, um Wohnraum, um Zugang zu Bildung, um Arbeitsplätze, um soziale Sicherung etc. konkurrieren, desto weniger steht dem Einzelnen zur Verfügung. Je mehr Menschen es gibt, die ihre Rechte ausüben, desto stärker beschränken sich all diese Menschen gegenseitig in der Ausübung ihrer Rechte. Dies führt in der Praxis entweder dazu, dass die Rechte mancher zugunsten der Rechte anderer beschnitten werden, oder dass die Rechte aller in gleichem Ausmaß mehr und mehr eingeschränkt werden. In beiden Fällen sind soziale Spannungen und Konflikte vorprogrammiert. Unter diesem Aspekt hat eine Gesellschaft, wie der US-amerikanische Jurist Carter Dillard zu Recht feststellt, durchaus ein legitimes Interesse daran, eine optimale Obergrenze für ihre Bevölkerungsgröße festzulegen – »diejenige Obergrenze, innerhalb derer eine Gesellschaft mit begrenztem Raum und begrenzten Ressourcen die Verpflichtung, das Allgemeinwohl zu optimieren, die sie ihren Mitgliedern schuldet und von der ihre Legitimation abhängt, erfolgreich erfüllen kann«105› Hinweis. Dillard weist zudem auf einen weiteren Umstand hin, der an sich schon die Vorstellung eines Rechts auf unbeschränkte Fortpflanzung, auf welcher Rechtsgrundlage auch immer, ad absurdum führt. Wenn wir uns heute ein derartiges Recht herausnehmen, dann bedeutet das zwangsläufig, dass wir zukünftigen Generationen dieses Recht vorenthalten, da unser Planet und seine Ressourcen nun einmal nicht unendlich sind und mithin auch kein unendliches Bevölkerungswachstum ermöglichen. Damit widerspricht sich diese Vorstellung selbst, denn ein Recht, das allein durch seine bloße Ausübung eingeschränkt wird, kann es per definitionem nicht geben.106› Hinweis

      Lange Rede, kurzer Sinn: Weder das Recht auf Familiengründung aus Art. 16 der Menschenrechtserklärung und Art. 23 des ICCPR noch die Kairoer UN-Bevölkerungskonferenz, ob man sie nun als Völkergewohnheitsrecht interpretiert oder nicht, kann also als Recht, eine unbegrenzte Anzahl von Kindern zu haben, ausgelegt werden, sondern muss anders definiert werden.

      Versuchen wir es so: Die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen beschreibt in ihren Erläuterungen zu Art. 23 ICCPR das Recht auf Heirat und Familiengründung als das Recht, »sich fortzupflanzen und zusammenzuleben«107› Hinweis. Dabei hat das Recht auf Fortpflanzung gegenüber anderen Menschenrechten eine entscheidende Besonderheit: Während sich etwa das Recht auf Meinungsfreiheit nicht dadurch verwirklichen ließe, dass jeder Mensch eine bestimmte Anzahl von Malen (z. B. einmal, fünf Mal oder 20 Mal) im Leben seine Meinung frei äußern kann und danach nie wieder, ist dem Menschenrecht auf Fortpflanzung grundsätzlich bereits Genüge getan, wenn jeder Mensch die Möglichkeit erhält, sich einmal fortzupflanzen.108› Hinweis Das allein spricht schon dafür, das Recht auf Familiengründung äußerst eng auszulegen. Daran ändert sich auch nichts, wenn man berücksichtigt, dass es für die Identität vieler Menschen, dafür, wie sie sich selbst und ihren Platz in der Welt wahrnehmen und definieren, von zentraler Bedeutung ist, Nachwuchs zu haben. Denn auch diese Selbstverwirklichung wird durch den ersten Akt der Fortpflanzung verwirklicht und danach nur noch wiederholt. Wenn Ihnen das extrem erscheint, dann überlegen Sie, was Sie intuitiv als schlimmer empfinden würden: einen Menschen davon abzuhalten, überhaupt ein Kind zu bekommen, oder ihm ein zweites, drittes oder viertes Kind zu versagen?

      Der von Dillard vorgeschlagene Interpretationsansatz geht daher von dem Gedanken aus, dass jeder Mensch das Recht haben sollte, seine Gene weiterzugeben und eine Familie zu gründen. Dementsprechend wird der Schutzbereich dieses Rechts ausgelegt: Grundsätzlich geschützt wäre das Recht, seine Gene weiterzugeben und/oder sich als Elternpaar numerisch zu ersetzen (also 1 oder 2 Kinder zu haben), sowie die damit zusammenhängenden zentralen Rechte wie etwa das Sorgerecht oder das Recht, in einem Haushalt zusammenzuleben. Alles, was über diesen eng definierten Schutzbereich hinausgeht, müsste gegen andere, konkurrierende Rechte sowie das Allgemeinwohl abgewogen werden und gegebenenfalls dahinter zurücktreten. Diese Vorgehensweise entspricht im Übrigen genau der Methode, wie sie bei anderen widerstreitenden Grundrechten praktiziert wird. So findet beispielsweise die Meinungsfreiheit dort ein Ende, wo das Persönlichkeitsrecht einer anderen Person verletzt wird.

      Wenn man genau hinsieht, enthält nämlich auch der Wortlaut der Kairoer Bevölkerungskonferenz eine Einschränkung, die eine genauere Definition des Rechts auf Familiengründung ermöglicht. Paare und Individuen bestimmen die Anzahl ihrer Kinder zwar »frei«, aber eben auch »verantwortlich«. Der Begriff »verantwortlich« kann hier nur als limitierendes Merkmal verstanden werden. Das heißt, das Recht, die Anzahl der Kinder zu bestimmen, wird durch die entsprechende Pflicht eingeschränkt, dabei verantwortlich zu handeln, also stets auch die Auswirkungen ihrer Entscheidungen auf andere Rechte und Interessen zu berücksichtigen.

      Welchen Anknüpfungspunkt man auch immer wählt – ein Recht des Menschen, sich selbst zu ersetzen, die Pflicht, verantwortlich zu handeln, oder ganz allgemein den Grundsatz, dass jedes Recht dort seine Grenzen findet, wo es andere Rechte berührt – eine präzisere Definition des Rechts auf Familiengründung wäre dringend erforderlich. Doch hier schlafen die gesetzgebenden Instanzen einen fatalen Dornröschenschlaf, der dazu geführt hat, dass einem substanzlosen, fälschlich angenommen Recht, dem Recht auf unbegrenzte Fortpflanzung, alle anderen, sehr wohl existierenden Rechte und Interessen rücksichtslos untergeordnet wurden.

      Das hat nicht nur unsere heutige ökologische Krise mitverursacht, sondern zeitigt auch weitere Folgen für uns alle, die sich immer wieder in dicht besiedelten Gebieten und besonders in den Millionenstädten in aller Welt beobachten lassen. Ab einem bestimmten Punkt kehren sich sämtliche Vorteile, die das Bevölkerungswachstum einmal gehabt haben mag (z. B. höhere Steuereinnahmen, wirtschaftliches und kulturelles Wachstum), in Nachteile um. Es wird immer schwieriger und teurer, die von einer stetig steigenden Zahl an Menschen benötigte Infrastruktur bereitzustellen. Die Lebenshaltungskosten schießen in die Höhe, die Lebensqualität des Einzelnen nimmt drastisch ab: mehr Luftverschmutzung, Staus, Müll, Kriminalität, Gedränge, Lärm, Stress. Lange Wartezeiten in Krankenhäusern, auf Schul- oder Kindergärtenplätze. Gleichzeitig wird unser aller Freiheit massiv eingeschränkt. Je mehr Menschen in einer Gemeinschaft zusammenleben, desto komplexer gestaltet sich dieses Zusammenleben und erfordert entsprechend mehr Regeln und Vorschriften. Der Einzelne kann sich immer weniger frei entfalten, ohne mit den berechtigten Interessen anderer Menschen in Konflikt zu geraten. Deshalb können wir nun mal nicht jeden Abend auf dem Balkon grillen, um Mitternacht ein Vollbad nehmen, die ganze Nacht lang Partys feiern oder in der Mittagspause Klavier üben, und wir sollten uns tunlichst laute Lustschreie beim Sex verkneifen. Auf der anderen Seite ist es in dicht besiedelten Gebieten schwierig, wenn nicht gar unmöglich geworden, echte Stille zu erfahren oder ungestört von anderen Menschen Natur zu genießen.

      Ironischerweise treffen die Folgen dichter Bevölkerung besonders die Kinder in einer Gesellschaft, und das bei Weitem nicht nur in armen Ländern, sondern auch in westlichen Industrienationen: Immer mehr Straßenverkehr und immer mehr Bebauung bedeuten immer weniger Raum für Kinder, um zu spielen, zu toben oder die Natur zu erleben. Als ob es gälte, all diese Einbußen an Freiheit in irgendeiner Form wieder wettzumachen, wird gerade in Deutschland mit schier krampfhaftem Eifer versucht, dem vagen Ziel der »Kinderfreundlichkeit« alle anderen Interessen, etwa das Bedürfnis nach Ruhe und Erholung, unterzuordnen. Im Gegensatz zu lauter Musik darf niemand Kinderlärm als störend empfinden, ohne gleich als »Kinderfeind« gebrandmarkt zu werden – egal, ob er mit Migräne im Bett liegt, sich auf eine Prüfung vorbereiten muss oder einfach nur in einem Café entspannt Zeitung lesen möchte. Die Erregung über kinderfreie Cafés oder auch nur kinderfreie Bereiche in Cafés ist übrigens besonders lächerlich, da hier gar keine originären Interessen der Kinder betroffen sind, denn welches Kind hätte schon jemals von sich aus das Bedürfnis verspürt, stundenlang in Cafés herumzuhängen? Letztlich ist die fixe Idee, dass Kinder immer und überall willkommen sein müssen, nichts weiter als eine spezielle Ausprägung des allgemeinen Vorrangs, der dem »Recht auf Fortpflanzung« eingeräumt wird.

      Ein weiteres Problem, das mit dem Bevölkerungswachstum einhergeht, ist ein demokratisches Defizit auf lokaler ebenso wie auf nationaler Ebene. Die nachfolgende Begebenheit, von der der australische Parlamentsabgeordnete Kelvin Thomson in einer Rede berichtet, die er am 10. Februar 2010 vor der Organisation Sustainable Population Australia hielt, hat zwar nicht direkt mit Fortpflanzung zu tun, veranschaulicht aber drastisch, wie die demokratische Teilhabe leidet, wenn die Bevölkerung im Gegensatz zur Anzahl ihrer Volksvertreter wächst – diese Anzahl lässt sich nicht proportional zum Bevölkerungswachstum erhöhen, da dies zu einer Kostenexplosion in den öffentlichen Kassen führen würde. In den 1980er-Jahren war Thomson als Stadtrat in Coburg für einen Bezirk von etwa 6000 Wählern zuständig. Er und die anderen Stadträte, die für ähnlich große Gebiete zu sorgen hatten, konnten ein enges Verhältnis zu den Einwohnern der von ihnen vertretenen Bezirke unterhalten und jedem Problem, das an sie herangetragen wurde, zumindest eine gewisse Aufmerksamkeit widmen. In den 1990er-Jahren wurden mehrere Städte, darunter Coburg, zu einer neuen Stadt, Moreland, verschmolzen, sodass nunmehr jeder Stadtrat für ca. 10 000 Wähler zuständig war. Heute, so Thomson, vertritt jeder Stadtrat in Moreland etwa 35 000 Wähler. Die größeren Wahlbezirke haben dazu geführt, dass die Stadträte gar nicht mehr die Zeit haben, den Meinungen und Problemen der Bürger in dem Ausmaß Aufmerksamkeit zu schenken, wie es früher der Fall war. Da sie weitaus mehr Menschen zu vertreten haben, spielen die Belange jedes Einzelnen zwangsläufig keine so große Rolle mehr.

      Des Weiteren zitiert Thomson das Buch The Essential Exponential! For the Future of Our Planet des US-amerikanischen Physikprofessors Albert Bartlett, das ein Kapitel mit dem Titel »Democracy cannot survive overpopulation« enthält. Darin heißt es: »Als ich 1950 nach Boulder zog, betrug die Bevölkerung 20 000, und es gab 9 Stadträte. Heute hat Boulder 100 000 Einwohner, und es gibt immer noch 9 Stadträte.« Ursprünglich, so Bartlett, war jeder Abgeordnete im Kongress der Vereinigten Staaten für 30 000 Wähler zuständig; heute sind es 700 000 Wähler pro Kongressabgeordnetem. Es ist schlichtweg unmöglich, derart viele Menschen wirklich politisch zu vertreten, daher ist es für Politiker viel leichter, sich nach Lobbyisten zu richten. Wir können nachgerade dabei zusehen, wie die Interessen, die Wünsche und die Meinung jedes Einzelnen von uns immer unwichtiger werden.109› Hinweis

      Doch zurück zu unserem juristischen Problemfall, dem Recht auf Familiengründung bzw. Fortpflanzung. Angesichts der Nachteile, Defizite und Gefahren einer zu hohen Bevölkerungszahl ist nun die große Frage: Wie kann eine einschränkende Definition des Rechts auf Familiengründung, sprich die zahlenmäßige Limitierung des Nachwuchses, mit dem Prinzip der Freiwilligkeit vereinbart werden? Die Antwort lautet: mit einem ausgeklügelten Anreizsystem. Das beste Beispiel dafür ist die Steuergesetzgebung. Durch steuerliche Anreize wie Steuerbefreiungen und -ermäßigungen oder Absetzungsmöglichkeiten macht der Staat deutlich, welche Verhaltensweisen er für besonders wünschenswert hält und welche nicht. Gleichermaßen könnte er auf diese Weise zum Ausdruck bringen, dass er kleinere Familien als im Interesse des Allgemeinwohls liegend erachtet. Das hätte eine insofern nachhaltige Wirkung, als grundsätzlich eine Wechselwirkung zwischen den Wertvorstellungen einer Gesellschaft und ihrer Rechtsordnung besteht. Letztere ist Ausdruck dessen, welche Tatbestände diese Gesellschaft als rechtlich relevant ansieht und was sie für richtig und falsch hält; gleichzeitig formt sie die in der Gesellschaft vorherrschende Auffassung darüber, was rechtlich relevant, was richtig und was falsch ist. Letztlich geht es also darum, durch eine einschränkende Definition des Rechts auf Familiengründung ein Bewusstsein für die rechtliche Bedeutung der Anzahl der Kinder, die ein Elternpaar bekommt, zu schaffen – und so einen Wertewandel herbeizuführen. Auf internationaler Ebene könnte dies etwa in Form eines internationalen Protokolls oder eines internationalen Abkommens geschehen, in dem die Staaten diese rechtliche Relevanz anerkennen und sich beispielsweise verpflichten, den Menschen in ihrem Land uneingeschränkten Zugang zu Verhütungsmitteln zu ermöglichen, wo dies noch nicht der Fall ist, und ihre Bevölkerung über die Vorteile kleiner Familien aufzuklären.

      Im Übrigen sollten wir uns nichts vormachen. Auch in Deutschland wird seit der Einführung des Elterngelds Bevölkerungspolitik betrieben, auch wenn wir von Familienpolitik sprechen. Denn während Bevölkerungspolitik auf eine Beeinflussung der Geburtenzahlen ausgerichtet ist, versteht man unter Familienpolitik gemeinhin nur eine Politik, die Rahmenbedingungen dafür schafft, dass Menschen ihren Kinderwunsch frei verwirklichen können. Das Elterngeld aber wurde mit dem ausdrücklichen Ziel eingeführt, die Geburtenrate zu erhöhen, stellt also eine bevölkerungspolitische Maßnahme dar, und eine besonders zweifelhafte obendrein. Denn sie richtet sich nicht auf eine Erhöhung der Geburtenrate allgemein, sondern soll vor allem eine bestimmte sozioökonomische Schicht zum Kinderkriegen ermutigen: gut ausgebildete, gut verdienende Paare, damit nicht nur die »Falschen«, sprich sozial Schwächere, sich fortpflanzen. Diesem Ansinnen hat die Bundesregierung im Jahr 2010 noch einmal Nachdruck verliehen, indem sie das Elterngeld für Hartz-IV-Empfänger gestrichen hat. Da sieht man übrigens, wie schnell so etwas gehen kann: Heute noch hat eine Frau einen guten Job und ihre Gebärmutterdienstleistungen sind heiß begehrt, morgen wird sie arbeitslos, und übermorgen schon gehört sie plötzlich zu einer völlig anderen Gattung Mensch, deren Vermehrung man keinesfalls noch unterstützen darf. Doch diese Art der Bevölkerungspolitik wird allgemein akzeptiert. Oder haben Sie schon einmal von einem Elternpaar gehört, das gegen die Einführung des Elterngelds protestiert oder das Elterngeld mit der Begründung nicht beantragt hat, dieses sei eine unzulässige Einmischung des Staates in Privatangelegenheiten? Ich nicht.
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      Er feiert die Kinderfreien

      Théophile de Giraud, 41, Philosoph und Schriftsteller aus Brüssel, beschäftigte sich in seinem Buch »L’art de guillotiner les procréateurs« mit der Frage, ob Fortpflanzung überhaupt ethisch vertretbar ist, und falls ja, unter welchen Bedingungen. Er ist Miterfinder der »Fête des non-parents«, einer Feier zu Ehren der Kinderfreien.110› Hinweis
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Auf die Idee mit der Fête des non-parents sind meine damalige Freundin und ich 2007 im Wanderurlaub gekommen, weil wir so genervt davon waren, dass in jedem einzelnen Dorf diese aufdringlich-bunten Plakate hingen, die den Vatertag angekündigt haben. Am Anfang stand die Lust an der Provokation, aber mittlerweile hat sich herausgestellt, dass Leute, die sich wegen ihrer Kinderfreiheit als Freaks fühlen oder sich ständig rechtfertigen müssen, das Fest sehr zu schätzen wissen. Es hilft, sich weniger allein zu fühlen.

      Meine eigenen Gründe für meine Kinderfreiheit sind ethischer Natur. Ich finde es zutiefst unmoralisch, ein Kind in die Welt zu setzen. Man setzt ein anderes Leben ungefragt einer Existenz aus, die letzten Endes immer mit Leiden verbunden ist. Auch wegen der Umweltzerstörung und Überbevölkerung erscheint mir das nicht vertretbar. Meine Freundin sieht die Sache nicht ganz so wie ich, aber die Beziehung zu mir ist ihr wichtiger. Mittlerweile, mit 41, lassen mich Familie und Freunde mit der Kinderfrage in Ruhe, aber manchmal, wenn ich jemanden kennenlerne und meine Weigerung, Kinder in die Welt zu setzen, erkläre, reagiert die betreffende Person mit Unverständnis und Aggression, nennt mich einen Misanthropen, einen Verrückten, einen Egozentriker, einen Freak oder eine unsoziale Persönlichkeit. In der Regel reagiere ich darauf mit Humor, versuche aber auch, meine Position noch besser und deutlicher darzustellen. Auch mit Medien und engstirnigen Journalisten bekomme ich immer wieder Ärger. Es ist offensichtlich, dass antinatalistische Denker in den Zeitungen und Fernsehstudios nicht willkommen sind.

      Zugleich finde ich es immer wieder verblüffend, wie die Leute reagieren, wenn ich den Spieß umdrehe und sie frage, warum sie eigentlich Kinder wollen. Ihnen fällt nie was anderes ein außer: »Es ist normal, die Natur will es so.« Das Problem ist, die Natur »will« auch Dinge wie Mord und Vergewaltigung … Anscheinend haben die meisten Leute noch nie über das Richtig oder Falsch ihrer Entscheidung nachgedacht.

      Die Familienpolitik in Belgien ist sehr gut im pronatalistischen Sinn. Offensichtlich will die Regierung viele neue Sklaven und ist bereit, für sie zu bezahlen. Dabei ist Belgien mehr als überbevölkert. Es ist eines der am dichtesten bevölkerten Länder der Welt, eine wahre Hölle für jemanden wie mich, der die unberührte Natur liebt. Überall sind Leute, die meisten von ihnen aggressiv und neurotisch. Sie hassen Verkehrsstaus, aber sie machen Babys. Ich versteh’ das nicht.
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10 Ein Segen für Deutschland

      Vielleicht fragen Sie sich mittlerweile, was das alles mit Deutschland zu tun hat. Schließlich findet doch der größte Teil des Bevölkerungswachstums in Afrika und Asien statt, und Deutschland, so werden Sie ins Felde führen, hat genau das entgegengesetzte Problem: Die Bevölkerung schrumpft. Das ist zugleich richtig und falsch. Richtig ist, dass die Bevölkerungszahl der Deutschen zurückgeht. Falsch ist allerdings, dass dies ein Problem darstellt.

      Betrachten wir zunächst einmal die globale Perspektive. Es ist ein eklatanter Denkfehler, die beiden Entwicklungen – rasantes Bevölkerungswachstum dort, Rückgang der Bevölkerung hier – isoliert voneinander zu betrachten. Man kann nicht an einer Stelle Bevölkerungswachstum als Problem identifizieren und an anderer Stelle höhere Geburtenraten fordern. Wer so denkt – also die meisten westlichen Politiker und Mainstream-Journalisten –, hat die eigentlich völlig zu Recht aus der Mode gekommenen Begriffe »Erste Welt« und »Dritte Welt« offenbar zu wörtlich genommen. In Wahrheit gibt es nämlich nur eine Welt und eine Weltbevölkerung, und für deren Größe und Wachstum ist es völlig irrelevant, ob Geburten in Äthiopien oder Deutschland, in Kanada oder Indien stattfinden.

      »Lokal handeln, global denken« ist zwar ein hübscher Slogan, aber er funktioniert in der Realität nur begrenzt. Die meisten Menschen interessieren sich nun einmal in erster Linie für ihr eigenes Land, ihre eigene Gemeinschaft, und wer wollte es ihnen verübeln. Werfen wir also einen Blick auf die Situation in Deutschland.

      Hier ist zunächst einmal festzustellen, dass der tatsächliche Rückgang der deutschen Bevölkerung in seinem Ausmaß in keiner Weise das Katastrophengeschrei und die Horrorszenarien rechtfertigt, die er in Medien und Politik ausgelöst hat. Der Rückgang der deutschen Bevölkerung beträgt gerade einmal läppische 0,2% pro Jahr. Bei Fortschreiten dieser Entwicklung wird für das Jahr 2025 eine Bevölkerungszahl von 79,7 Millionen und für das Jahr 2050 von 71,5 Millionen prognostiziert – gegenüber 81,6 Millionen Mitte 2010.111› Hinweis Das ist wohl kaum die Vision eines entvölkerten, von Sümpfen und Wäldern überzogenen Landes, in dem wir uns in kleinen Stämmen zusammenrotten und gegen Wölfe und Bären verteidigen müssen. Zumal Deutschland heute mit 229 Personen pro Quadratkilometer eines der am dichtesten besiedelten Länder Europas ist.

      Der Rückgang der Bevölkerung kann also nur gut sein, vor allem unter ökologischen Aspekten, denn Flächenversiegelung ist eines der drängendsten ökologischen Probleme der dicht besiedelten Industriestaaten. Unter Flächenversiegelung versteht man das Bedecken des natürlichen Bodens durch menschliche Bauwerke, wodurch kein Niederschlag mehr ins Erdreich eindringen kann, sodass der natürliche Wasserkreislauf empfindlich gestört wird. Diese Störung kann zu Trinkwassermangel, vermehrten Dürreschäden und stärkerem Hochwasser führen. Die Grundwasserbelastung und Schadstoffbelastung steigen, da weniger Nähr- und Schadstoffe im Boden gefiltert werden können. Zudem vermischen sich die Konsequenzen der Versiegelung mit denen von Landschafts- und Flächenverbrauch. Gerade der Straßenbau verhindert durch die Parzellierung der Landschaft die freie Beweglichkeit von Tieren, sie werden von Futterquellen, Brut- oder Laichplätzen abgeschnitten, eine genetische Verarmung tritt ein. Durch Zersiedelung breitet sich Flächenversiegelung immer weiter in unbebaute Gebiete aus. Das Umweltbundesamt schätzt, dass bereits gut 45% der Siedlungs- und Verkehrsflächen in Deutschland versiegelt sind.112› Hinweis Der Bevölkerungsrückgang bietet die Chance, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten und darüber hinaus Flächen, die bisher vom Menschen genutzt wurden, der Natur zurückzugeben. Doch vergessen wir einmal für einen Moment die ökologischen Probleme und denken wir nur an unser Wohlbefinden. Eine weniger dichte Besiedelung, das bedeutet auch: weniger Staus, weniger Luftverschmutzung, weniger Lärm. Mit anderen Worten, einen Zugewinn an Lebensqualität.

      Auch unter wirtschaftlichen Aspekten besteht in Deutschland kein Grund zur Sorge. Trotz einer rückläufigen Bevölkerung in den letzten Jahren haben wir die Wirtschafts- und Finanzkrise besser gemeistert als viele andere Länder. Und Russland, dessen Bevölkerung seit dem Ende des Kommunismus schrumpft, hatte 2002 mit 4,4% eine der höchsten BIP-Wachstumsraten der Welt.113› Hinweis Es gibt also keinen begründeten Anlass für die Befürchtung, eine kleinere Bevölkerung sei gleichbedeutend mit wirtschaftlicher Schwäche. Hinge wirtschaftlicher Erfolg von der Größe oder dem Wachstum einer Bevölkerung ab, sähen die wirtschaftlichen Verhältnisse der Nationen weltweit ganz anders aus. Für eine prosperierende Wirtschaft sind schließlich viele unterschiedliche Faktoren entscheidend wie Bildung, Entwicklungsstand, Technologien, Arbeitsmarktpolitik. Allerdings belegt eine internationale Untersuchung aus 134 Ländern, dass sich Bevölkerungswachstum entgegen einem weitverbreiteten Glauben sogar negativ auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirkt: Mit steigenden Geburtenraten geht das sozioökonomische Wachstum zurück.114› Hinweis

      In Zukunft wird sich aufgrund der veränderten Gegebenheiten der Rückgang der deutschen Bevölkerung sogar als ausgesprochen vorteilhaft erweisen. Denn wie viele andere Industrienationen ist auch Deutschland ein ökologischer Schuldner: Es verbraucht mehr Biokapazität, als im eigenen Land zur Verfügung steht, und deckt diesen überschießenden Bedarf, das ökologische Defizit, zu einem nicht unerheblichen Teil durch den Import ökologischer Dienstleistungen aus anderen Ländern bzw. durch die Nutzung auswärtiger Ökosysteme für die Speicherung von CO2-Emissionen (z. B. im tropischen Regenwald). Der Import natürlicher Ressourcen und ökologischer Dienstleistungen ist nicht per se schlecht oder problematisch, doch in Zeiten der Verknappung von Rohstoffen und ökologischen Dienstleistungen sind nationale ökologische Defizite ein Hemmschuh für wirtschaftliche Prosperität. Die zum Ausgleich nötige Einfuhr von Biokapazität aus anderen Ländern (z. B. durch Erwerb von CO2-Emissionsrechten) wird teurer, und die Abhängigkeit von kostspieligen Importen schwächt die internationale Wettbewerbsfähigkeit. Dies gilt umso mehr, wenn sich die ökologischen Gläubigerländer, also diejenigen Staaten, die über mehr Biokapazität verfügen, als ihre Bevölkerung verbraucht, erst einmal der Stärke ihrer Verhandlungsposition bewusst werden, die darin begründet liegt, dass sie über Naturkapital verfügen, auf das andere Länder auf Gedeih und Verderb angewiesen sind. Wer nicht zu den Verlierern von morgen zählen will, tut als Nation also gut daran, seine Abhängigkeit von Biokapazitätsimporten zu verringern. Interessant für die Diskussion um das Absinken der Bevölkerungszahl ist dabei vor allem die Tatsache, dass jedes Land, dessen Biokapazität nicht ausreicht, um den Verbrauch seiner Bevölkerung auf Dauer zu befriedigen, als überbevölkert definiert wird.115› Hinweis

      Sehen wir uns an, was das für Deutschland bedeutet: Im Jahr 2006 betrug die deutsche Bevölkerung 82,64 Millionen. Damit stand pro Person 1,86 gha Biokapazität zur Verfügung. Der Ökologische Fußabdruck pro Person lag jedoch bei 4,03 gha. Das heißt, die Überschreitung der Biokapazität, und damit die Abhängigkeit von importierter Biokapazität, lag bei 53,8%. Unter Zugrundelegung des Pro-Kopf-Fußabdrucks hätte die in Deutschland verfügbare Biokapazität nur ausgereicht, um 46,2% der Bevölkerung auf Dauer zu versorgen. Die maximal tragbare Bevölkerung für Deutschland läge damit bei – Achtung, festhalten – 38,40 Millionen. Damit ist Deutschland überbevölkert. Auf dem Overpopulation Index der britischen Organisation Optimum Population Trust (seit 2011 unter dem Kampagnennamen Population Matters agierend), erstellt anhand der Verbrauchs- und Biokapazitätsdaten der einzelnen Nationen im Ecological Footprint Atlas 2009, rangiert Deutschland auf Rang 31 von insgesamt 77 Ländern – zwei Plätze vor Indien. Bedenkt man die zunehmende Wichtigkeit der Unabhängigkeit von Biokapazitätsimporten für die internationale Wettbewerbsfähigkeit, bewegen wir uns also mit unserer sinkenden Bevölkerungszahl in die absolut richtige, zukunftsfähige Richtung – nicht nur ökologisch, sondern auch wirtschaftlich. Hinzu kommt, dass der ökonomische Erfolg in einer modernen Volkswirtschaft nicht durch physische Arbeitskraft, sondern durch Technologie- und Kapitaleinsatz erzielt wird. Gerade in unserem konsumbasierten Wirtschaftssystem ist es nun einmal eine traurige Tatsache, dass die wichtigste Rolle der Menschen nicht in der Funktion als Arbeitskräfte liegt, sondern in der Funktion als Konsumenten. Daher hilft eine große Bevölkerung der Wirtschaft nicht unbedingt weiter: Wer keine Arbeit hat, hat in der Regel auch kein Geld für Konsum übrig. Nicht die Anzahl der Menschen ist entscheidend für den Konsum, sondern der Wohlstand der Menschen. Für einen Schuhhersteller etwa ist eine kaufwütige Imelda Marcos besser als Tausend Arbeitslose oder Geringverdiener.

      Ungeachtet dessen schallt uns seit Jahren aus den Medien die Warnung vor einem drohenden Arbeitskräfte- oder zumindest Fachkräftemangel entgegen. So mahnte die Hartz-Kommission bereits 2002: »Bis zum Jahr 2015 fehlen im ungünstigsten Fall rund 7 Millionen Erwerbspersonen [Erwerbstätige, registrierte Arbeitslose und stille Reserve116› Hinweis; Anm. d. Verf.], wenn man von einem Anstieg des Arbeitskräftebedarfs von knapp drei Millionen ausgeht.«117› Hinweis Allerdings versprach dieselbe Kommission 2002 auch, dass durch die Umsetzung ihrer Vorschläge die Zahl der Arbeitslosen in drei Jahren, also bis 2005, um zwei Millionen reduzierbar sei. Das hat nicht ganz geklappt, wie wir alle wissen. Tatsächlich ist die Zahl der Arbeitslosen zwischen 2002 und 2005 gestiegen.

      Um von einem Arbeitskräftemangel zu sprechen, müsste zunächst einmal nicht nur die registrierte Arbeitslosigkeit (im Jahr 2010 knapp 3 Millionen) größtenteils abgebaut werden, sondern darüber hinaus auch die nicht registrierte Unterbeschäftigung. Letztere bezieht sich auf Menschen, die entweder in Maßnahmen wie Umschulung, 1-Euro-Jobs etc. untergebracht sind oder dem Arbeitsmarkt zwar zur Verfügung stehen, aber nicht als arbeitslos registriert sind – darunter auch Menschen, die zwangsweise frühpensioniert wurden oder sich entmutigt aus dem Arbeitsmarkt zurückgezogen haben, oder Personen, überwiegend Frauen, die Kinder betreuen bzw. Angehörige pflegen und wegen mangelnder Infrastruktur aus dem Erwerbsleben gedrängt wurden. Erst wenn also, wie es immer so kernig heißt, jeder, der arbeiten will, auch Arbeit findet, und es dann immer noch unbesetzte Stellen gibt, liegt tatsächlich ein Arbeitskräftemangel vor. Darauf deutet jedoch nichts hin, weder für die kommenden fünf bis zehn Jahre noch langfristig. 2020 wird dem Deutschlandbericht 2030 zufolge das Erwerbspersonenpotenzial nicht kleiner sein als 2000; bis 2030 werden ca. 2,3 Millionen Arbeitslose vorausgesagt. Dies entspricht in etwa auch der mittleren Variante einer Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung aus dem Jahr 2005.118› Hinweis

      Auch wenn Vorhersagen zum Arbeitsmarkt möglicherweise noch mehr mit Vorsicht zu genießen sind als andere Vorhersagen, vor allem langfristige, so lohnt sich dennoch ein vergleichender Blick auf verschiedene Prognosen zur Arbeitsmarktentwicklung, die für den Zeitraum von 2000 bis 2040 erstellt wurden, u. a. vom ifo-Institut, dem IW (Institut der deutschen Wirtschaft) und der sogenannten »Rürup«- und »Herzog«-Kommission. In der Zusammenschau wird klar: Ein demografisch verursachtes »Umkippen« des Arbeitsmarktes von Massenarbeitslosigkeit hin zu einem Arbeitskräftemangel ist nicht zu erwarten. Im Gegenteil, bei Annahme einer positiven Wirtschaftsentwicklung ist mit einer langfristigen Arbeitslosenquote von ca. 4–5% zu rechnen – allerdings erst ab 2030, davor ist die Arbeitslosenquote noch deutlich höher. Modellrechnungen, die von einer eher schlechten Wirtschaftsentwicklung ausgehen, prognostizieren sogar Arbeitslosenquoten, die mindestens auf dem Niveau von 2006 (12%) liegen.119› Hinweis Damit wird noch nicht einmal das Ziel der Vollbeschäftigung erreicht, geschweige denn, dass es zu einer Verknappung von Arbeitskräften kommt.

      Schade eigentlich, möchte man hinzufügen, denn aus Sicht der (potenziellen) Arbeitnehmer wäre eine solche Verknappung nur zu begrüßen. Man stelle sich vor: Arbeitnehmer wären keine billige »Massenware« mehr, jederzeit austauschbar, sondern ein kostbares Gut, um das die Unternehmen konkurrieren müssten: durch anständige Bezahlung, menschliche Arbeitsbedingungen und starke Arbeitnehmerrechte. Das dürfte übrigens genau der Grund sein, warum viele Arbeitgeber nichts so sehr fürchten wie eine tatsächliche Verknappung von Arbeitskräften. Also wird weiterhin kräftig das Märchen vom demografisch bedingten »drohenden« Arbeitskräftemangel verkündet, und je nach politischer Couleur werden entweder »Kinder« oder »Inder« gefordert. Hauptsache, das Heer der Arbeitslosen verschwindet nie vollständig, sodass es weiterhin wie ein Damoklesschwert über den Köpfen der Arbeitnehmer schweben kann.

      Ein wenig anders sieht es bei dem heraufbeschworenen Fachkräftemangel aus, denn hier haben die Klagen zumindest einen wahren Kern. Es gibt bei Neueinstellungen unbestreitbar einen Trend zu steigenden Qualifikationsansprüchen. Während jedoch Deutschland zu denjenigen OECD-Staaten gehört, bei denen der Anteil von Personen im Alter von 45–55 Jahren mit einem tertiären Bildungsabschluss am größten ist, sind wir in diesem Bereich bei der Gruppe der 25–30-Jährigen bereits ziemlich ins Hintertreffen geraten.120› Hinweis Dies liegt allerdings weniger an demografischen Faktoren, sondern in erster Linie an einem Erlahmen der in den 1960er-Jahren begonnenen Bildungsexpansion. Zwischen 1970 und 1990 sank der Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben am BIP von über 5% auf unter 4%. Und auch wenn die staatlichen Ausgaben für Bildung in absoluten Zahlen steigen, so bleibt dieser Anstieg doch stets hinter dem Wirtschaftswachstum zurück. Der Anteil am BIP sinkt also weiter. Betrug er 1995 noch 4,1%, so waren es 2005 nur noch 3,9%. Zum Vergleich: Im wegen seines guten Abschneidens bei PISA so beneideten Finnland lag der Anteil der Bildungsausgaben 2005 bei 6,4%, in Norwegen bei 7,2% und in Dänemark sogar bei 8,3%.

      Dieser hausgemachte Mangel an gut ausgebildetem »Humankapital« wird durch die demografische Entwicklung fraglos verschärft. Jedoch kommt es auch hier wieder ganz auf den Blickwinkel an. Man kann den Untergang Deutschlands beschwören, oder man kann die positiven Aspekte und Chancen erkennen. Das Phänomen der qualifizierten Arbeitslosigkeit dürfte sich zum größten Teil erledigen, wenn das Angebot an Akademikern und anderen gut ausgebildeten Kräften die Nachfrage nicht mehr übersteigt. Und Unternehmen könnten es sich auch nicht mehr so ohne Weiteres leisten, Menschen unterhalb ihrer Qualifikation zu beschäftigen, was ein sicheres Rezept für das Verkümmern und den Verlust von Kompetenzen ist. Gleichzeitig lassen sich Verbesserungen im Bildungsbereich wie bessere personelle und sonstige Ausstattung, kleinere Klassenstärken, Nachmittagsbetreuung etc. bei niedrigen Geburtenzahlen sehr viel leichter verwirklichen, da bei einer kleineren Anzahl von Kindern und Jugendlichen mehr Geld pro Kopf ausgegeben werden kann, ohne dass der finanzielle Gesamtaufwand steigen muss.

      Allerdings scheint in Deutschland trotz aller anderslautenden Sonntagsreden ein merkwürdiger Widerwille dagegen zu bestehen, allen Kindern unabhängig von ihrer Herkunft die bestmögliche Bildung zu ermöglichen. Die deutsche Bildungspolitik richtet sich offenbar schon seit Jahren nach der Erkenntnis, die der Hobby-Genforscher Thilo Sarrazin im Jahr 2010 einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat, nämlich dass Intelligenz zu 80% vererbt wird. Da kann man mit Bildung und Förderung einfach nichts ausrichten. Deshalb sollen gefälligst deutsche Akademikerinnen und nicht ungebildete Einwanderer die Kinder bekommen. Mit anderen Worten: Wir wollen Akademiker nicht ausbilden, wir versuchen, sie zu züchten.

      Dummerweise kommt die Realität dieser Vorstellung, so verlockend sie für manche auch sein mag, immer wieder in die Quere. Da studiert plötzlich ein Kind aus einer seit Generationen eher »bildungsfernen« Familie, da schafft der Akademikerspross mit Hängen und Würgen einen Abiturschnitt von 3,4. Man darf eben formale Bildung und Intelligenz, wie auch immer man sie definiert, nicht verwechseln. Es gibt zahlreiche Menschen, die trotz entsprechender Fähigkeiten keine Gelegenheit zu einer höheren Bildung hatten. Es soll sogar Leute geben, die ganz einfach andere Pläne für ihr Leben haben und beispielsweise lieber ein Handwerk erlernen als ein Studium zu absolvieren. Und wer glaubt, dass sich an den Hochschulen notwendigerweise ausschließlich die geistige Elite des Landes tummelt oder dass ein Studium zwangsläufig für eine hohe Wertschätzung von Bildung spricht, die dann auch eventuellen späteren Kindern als Wert vermittelt werden kann, der hat vermutlich noch nie einen Fuß in eine Universität gesetzt.

      Das größte Schreckgespenst ist jedoch nicht der Rückgang der deutschen Bevölkerung allein, sondern die damit verbundene Alterung, also der erhöhte Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung. »Deutschland vergreist«, »Vom Tannenbäumchen zur Urne«, »Immer weniger Junge müssen für immer mehr Alte sorgen« – mit diesen und ähnlich schrillen Äußerungen wird vor explodierenden Gesundheitskosten und Rentenbeiträgen gewarnt. Dabei ist der zahlenmäßige Anstieg älterer Menschen nichts Neues. Der Anteil der über 65-Jährigen an der europäischen Bevölkerung hat sich im Laufe des 20. Jahrhunderts auf 15% verdreifacht, während die durchschnittliche Lebenserwartung auf 75 Jahre gestiegen ist und sich damit mehr als verdoppelt hat.121› Hinweis

      Die Furcht vor der »Rentnerschwemme« – eine Formulierung, die schon Mitte der 1990-Jahre durch die Medien geisterte und 1996 völlig zu Recht zum »Unwort des Jahres« gekürt wurde – ist Ausdruck einer merkwürdigen Schizophrenie. Denn während der Einzelne die gestiegene Lebenserwartung für sich selbst als etwas Positives begrüßt, wird gesamtgesellschaftlich der Teufel an die Wand gemalt. Dies beruht auf hauptsächlich zwei immer wieder verbreiteten falschen Behauptungen.

      Die erste falsche Behauptung lautet, dass das Tannenbäumchen, wie es noch 1910 dem Aufbau der deutschen Bevölkerung entsprach, die ideale Bevölkerungsstruktur darstellt. Das ist mitnichten der Fall. Tatsächlich bildet das Tannenbäumchen eine Bevölkerung mit hoher Kinder- und Jugendsterblichkeit und einer geringen durchschnittlichen Lebenserwartung ab, in der nur wenige Menschen ein hohes Alter erreichen. Bei einer hohen Lebenserwartung, wie wir sie heute genießen, lässt sich das durch den Tannenbaum dargestellte Verhältnis von Jung zu Alt schlicht und ergreifend nicht aufrechterhalten. Je mehr junge Menschen es in der Bevölkerung gibt, desto mehr Alte wird diese Bevölkerung in Zukunft zu versorgen haben, wenn die Jungen das Rentenalter erreichen. Um den Anteil der Rentner an der Bevölkerung stabil zu halten, müssen wieder mehr Kinder geboren werden, die dann später die Anzahl der Rentner entsprechend erhöhen, sodass noch mehr Kinder geboren werden müssen, usw. und so fort in einer unendlichen Spirale. Die gleiche Dynamik ergäbe sich, wenn man die Tannenbäumchen-Struktur nicht durch Geburten, sondern durch Zuwanderung aufrechterhalten wollte. Auch Einwanderer altern und werden zu Rentnern, denn sie werden wohl kaum freundlicherweise mit Eintritt ins Rentenalter in ihre Herkunftsländer zurückkehren und auf ihre hier erworbenen Rentenansprüche verzichten. Egal, ob man versucht, den Anteil der Rentner an der Bevölkerung durch Zuwanderung oder Geburten gering zu halten, die Folge ist in jedem Fall eine Bevölkerungsexplosion, die weder wirtschaftlich noch ökologisch tragbar ist.

      Ebenso falsch ist die Behauptung, dass immer weniger Junge für immer mehr Alte sorgen müssten. Damit wird geflissentlich die Tatsache verschleiert, dass ein Großteil der »Jungen«, nämlich Kinder und Jugendliche, keine Leistungen erbringen, sondern im Gegenteil Kosten verursachen – z. B. für Gesundheitsversorgung, Kindergärten und Schulen, einschließlich des benötigten Personals. Es sind also keinesfalls die Jungen, die für die Alten sorgen müssen, vielmehr muss die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (meist definiert als Altersgruppe von 20–60 Jahre) die Alten und die Jungen versorgen. Deshalb ist zu berücksichtigen, dass gemäß den Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung der Altenquotient (die Anzahl der Alten, die auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter kommen) zwar zwischen 2030 und 2050 in der Tat deutlich ansteigen wird, bevor er durch das Versterben der Baby-Boomer-Generation wieder stark abfällt, dass sich jedoch gleichzeitig der Jugendquotient (die Anzahl der Jungen, die auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter kommen) reduziert. Daraus ergibt sich, dass die Gesamtbelastung der erwerbsfähigen Bevölkerung (der Gesamtquotient) bei Weitem nicht so dramatisch ansteigt, wie behauptet wird. Auf hundert Menschen im erwerbsfähigen Alter kommen:

       
      	
      			Jahr
      			Alte
      			Junge
      			Gesamt
      	

      	    
      			2001
      			44
      			38
      			82
      	

      	    
      			2050
      			78
      			34
      			112
      	

      

      Während somit der Altenquotient um 77% steigt, ergibt sich für den Gesamtquotienten nur ein Plus von 37% – ein im wahrsten Sinne des Wortes nur halb so dramatischer Anstieg.122› Hinweis

      Wem dies dennoch allzu besorgniserregend erscheint, dem kann vielleicht mit einem Blick in die Vergangenheit geholfen werden. Ein hoher Gesamtquotient war in der Geschichte der Bundesrepublik eher die Regel als die Ausnahme – ohne negative Auswirkungen auf den wirtschaftlichen Erfolg oder die sozialen Sicherungssysteme. Den höchsten Gesamtquotienten verzeichnete Deutschland um 1970 herum: Auf 100 Erwerbsfähige kamen 60 Junge und 40 Alte, insgesamt also 100 Personen im nicht erwerbsfähigen Alter. Der prognostizierte Anstieg der zu Versorgenden bis 2050 macht also nur 12% gegenüber 1970 aus.

      Die demografische Situation Anfang der 1970er-Jahre – mit einem weit ungünstigeren Belastungsquotienten als heute und in den kommenden zwanzig Jahren – konnte die Bundesrepublik nicht daran hindern, eine expansive Bildungspolitik für die junge Generation auf die politische Agenda zu setzen. Und 1972 wurde eine Rentenreform auf den Weg gebracht, in der unter anderem auch Leistungsverbesserungen beschlossen wurden. Nicht zuletzt bestand zu dieser Zeit die Möglichkeit für viele Selbstständige, sich sehr günstig in die gesetzliche Rentenversicherung einzukaufen.123› Hinweis Seltsamerweise waren all diese teuren Maßnahmen finanzierbar. Lassen Sie sich also nicht einreden, dass der Abbau von Sozialleistungen aufgrund der demografischen Situation unverzichtbar sei, und schon gar nicht, dass die Kinderfreien an dieser Misere schuld sind.

      Zudem spiegelt der Belastungsquotient in dieser Form ohnehin nicht die reale Situation wider. In der Altersgruppe der Erwerbsfähigen gibt es zahlreiche Menschen, die nicht arbeiten, z. B. Hausfrauen, Studenten, Arbeitslose und Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht oder nur eingeschränkt arbeitsfähig sind. Entscheidend ist mithin nicht die Gruppe der Erwerbsfähigen, sondern die der tatsächlich Erwerbstätigen, denn diese erwirtschaften das Vermögen, von dem nicht nur die Jungen und Alten, sondern auch die nicht arbeitende Bevölkerung innerhalb der Gruppe der Erwerbsfähigen versorgt werden müssen. Auch hier war, bezogen auf die Versorgung der Alten und Jungen, der Belastungsquotient bereits in den vergangenen Jahrzehnten recht hoch und wird auch zwischen 2030 und 2050 den Wert von 1970 nur geringfügig überschreiten.

      Ein anderer Bereich, in dem explodierende Kosten befürchtet werden, ist die Gesundheitsversorgung. Aufgrund der höheren Lebenserwartung, so wird argumentiert, wird eine höhere Anzahl länger lebender Versicherter auch höhere Kosten verursachen, gerade durch typische Alterskrankheiten wie z. B. Demenz, deren Ausbruch die Menschen früher angeblich gar nicht erst erlebten. Dem lässt sich entgegnen, dass die wirklich hohen medizinischen Kosten in den meisten Fällen erst in den letzten Monaten vor dem Tod anfallen – und das bei sehr alten Patienten in deutlich geringerem Ausmaß als bei jüngeren, weil die besonders teuren intensivmedizinischen Maßnahmen letztlich weniger stark zum Einsatz kommen als bei jüngeren Patienten. Dennoch, das ist richtig, die Gesundheitskosten steigen durch die Alterung der Bevölkerung, aber lange nicht in dem prophezeiten gravierenden Ausmaß. Für Großbritannien hat dies ein Bericht des Institute of Public Policy Research ausdrücklich bestätigt: Es bestehe nur eine »geringe Korrelation zwischen Alterung und einem Anstieg der Gesundheitskosten«. Und in einer Studie zu Gesundheitskosten fand Professor Raymond Tallis von der Universität Manchester heraus, dass die Gesamtdauer der stationären Behandlung von Menschen, die mit 90 verstorben sind, nur etwa zweimal so hoch war wie die von Patienten, die im Alter von 45 verstarben. Außerdem lebten der Studie zufolge 80% der über 85-jährigen Männer zu Hause und versorgten sich selbst, ohne Pflegedienste oder sonstige Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Auch die Häufigkeit von Behinderungen in höherem Alter geht laut Professor Tallis zurück. In den 1980er-Jahren wurde gern vorhergesagt, dass sich die Anzahl von Schlaganfällen innerhalb von 20 Jahren um 28% erhöhen würde. Stattdessen ist die Anzahl der Schlaganfälle bis 2004 um 29% zurückgegangen.124› Hinweis Fazit: Die Menschen leben nicht nur länger, sie leben häufig länger gesund und selbstständig. Im Übrigen darf nicht vergessen werden, dass durch die niedrigen Geburtenzahlen umgekehrt auch Kosten für Schwangerschaften, Geburten und die medizinische Versorgung von Kindern eingespart werden. Doch das nur anbei.

      Wie man sieht, ist die durch einen höheren Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung verursachte zusätzliche Kostenbelastung längst nicht so dramatisch wie befürchtet, fast möchte man sagen »wie angedroht«. Allein durch Produktivitätssteigerungen lassen sich diese Kosten mühelos schultern. Selbst eine niedrige Produktivitätssteigerung von 1,25% – sogar in den wirtschaftlich schlechten 1990er-Jahren wurde eine Steigerung von 1,5% erreicht – würde bis 2050 zu einer Zunahme der wirtschaftlichen Gesamtleistung um 84% führen. Was das bedeutet, führt Gerd Bosbach in seinem Aufsatz »Demografische Entwicklung – kein Anlass zur Dramatik« anhand eines Rechenbeispiels plastisch vor: »Erhält heute ein Arbeitnehmer inkl. Sozialversicherungsanteil des Arbeitgebers 3000 Euro, so zahlt er etwa 600 Euro (20%) für Rentner. Es verbleiben ihm also 2400 Euro. Nach der niedrigeren Annahme der Produktivitätssteigerung um 1,25% würden aus den 3000 Euro inflationsbereinigt 50 Jahre später 5583 Euro. Bei einer Steigerung des Abgabesatzes für Rentner auf 30% verblieben dem Arbeitnehmer immerhin noch satte 3908 Euro (plus 63%). Selbst bei einer völlig unrealistischen Verdopplung des Beitrags auf 40% Rentenversicherung verblieben dem Arbeitnehmer mit 3350 Euro noch 40% mehr als heute.«125› Hinweis Voraussetzung dafür ist natürlich, dass die Arbeitnehmer tatsächlich ihren Anteil an der gestiegenen Produktivität erhalten, dass also die Entwicklung der Löhne und Gehälter nicht wie in den letzten Jahren von der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung abgekoppelt wird.

      Zusätzliche Leistungen wären sicherlich zu erwirtschaften, wenn durch einen Abbau von Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung die Anzahl der Erwerbstätigen, vor allem der älteren Erwerbstätigen, gesteigert werden könnte. Und es könnte mit einem Schlag viel Geld in die Rentenkassen gespült werden, wenn endlich alle Arten von Einkommen zur Finanzierung der Renten herangezogen würden. Hier liegt eine riesige Chance, wie die niedrigen Geburtenzahlen zu mehr Verteilungsgerechtigkeit beitragen können. Wie bereits angesprochen, ist die umlagefinanzierte Rente nicht von der Anzahl der Beitragszahler abhängig, sondern davon, wie viel Wohlstand erwirtschaftet und wie dieser verteilt wird. Am Wohlstand hapert es nicht, wohl aber an der Verteilung. Seit den 1980er-Jahren blieben die Lohnsteigerungen meist hinter den Produktivitätszuwächsen zurück, demgegenüber sind Kapitaleinkünfte überproportional gestiegen. Dadurch ist der Anteil des Einkommens aus abhängiger Beschäftigung am Volkseinkommen gesunken: von 75% 1980 auf 66% 2002. Die hohen Kapitaleinkünfte jedoch werden nicht nur völlig unzureichend besteuert, sondern leisten auch keinen Beitrag zur Finanzierung der Sozialkassen. Ausgenommen von der Sozialversicherungspflicht sind außerdem Selbstständige, Freiberufler und Beamte. Und schließlich werden aus völlig unverständlichen Gründen Angestellte mit hohen Gehältern durch die Beitragsbemessungsgrenze in viel zu geringem Ausmaß an der Abgabenlast beteiligt. Die Finanzierung der Sozialsysteme bleibt so im Großen und Ganzen an Arbeitnehmern mit niedrigen und mittleren Einkünften hängen.

      Diese ungerechte Verteilung werden wir uns in Zukunft hoffentlich nicht mehr leisten können. Arbeitnehmer müssen ihren angemessenen Anteil an der Produktivitätssteigerung erhalten, damit ihre Abgabenlast nicht unverhältnismäßig ansteigt. Wir sollten es uns auch nicht mehr erlauben, hohe Einkommen und ganze Einkommensarten von der Beitragspflicht auszunehmen. Also weg mit der Beitragsbemessungsgrenze und Aufnahme der Beamten, Selbstständigen und Freiberufler in die gesetzliche Sozialversicherung. Und schließlich wäre es langsam an der Zeit, auch auf Kapitaleinkünfte und Mieteinnahmen Sozialversicherungsbeiträge zu erheben.

      Durch die zurückgehende Bevölkerung und die geringere Anzahl an Kindern und Jugendlichen werden nicht unerhebliche Summen für Familienleistungen, Infrastruktur und Gesundheitskosten eingespart. Die so freigewordenen Mittel können investiert werden, um die Lebensqualität aller Bürgerinnen und Bürger zu steigern. Hierzu gehören auch Investitionen in neue Technologien. Denn, wie der britische Ökonom Phil Mullan in seinem Buch The Imaginary Time Bomb darlegt, »Wachstumsraten stehen nachweislich in keinem Zusammenhang mit dem Altersprofil einer Nation. Die Erzeugung von Wohlstand hat weder etwas mit dem Durchschnittsalter einer Bevölkerung noch mit demografischen Relationen zu tun. Im Gegensatz dazu wirkt sich der Einsatz oder fehlende Einsatz neuer Technologien massiv auf die Produktivität aus.«126› Hinweis Das ist wenig überraschend, immerhin schneiden Länder mit einer höheren Altersstruktur regelmäßig wirtschaftlich besser ab als Länder mit einer jüngeren Bevölkerung. Bisher konnte, so Mullan, niemand überzeugend erklären, warum die Alterung einer Bevölkerung in finanzieller Hinsicht so eine gravierende Belastung darstellen soll.

      Überhaupt ist es eine verzerrte Wahrnehmung, ältere Menschen nur als Kostenfaktoren zu betrachten, und obendrein eine ziemliche Unverschämtheit gegenüber den Generationen, die den Wohlstand in diesem Land überhaupt erst erwirtschaftet haben. Im Gegensatz zu Kleinkindern leisten ältere Menschen einen erheblichen Beitrag zur Gesellschaft. Zahlreiche Menschen sind auch mit 70 oder 80 noch körperlich fit, verfügen über eigenes Einkommen, unterstützen ihre Kinder, indem sie sich z. B. um die Enkel kümmern (und so in vielen Fällen die Berufstätigkeit von Müttern überhaupt erst ermöglichen) und/oder engagieren sich ehrenamtlich. In vielen Fällen greifen sie auch ihren Kindern finanziell unter die Arme. Bis durchschnittlich zum Alter von 75 Jahren wird finanzielle Unterstützung von den älteren Generationen an die jüngeren Generationen geleistet, nicht andersherum.127› Hinweis Nicht unerwähnt bleiben sollte schließlich ein weiterer Vorteil einer älteren Bevölkerung: Die Studie »Global demographic trends and future emissions« kam zu dem Ergebnis, dass die Alterung einer Bevölkerung zu geringeren CO2-Emissionen führt.128› Hinweis Ein interessanter Aspekt, bedenkt man, dass die EU-Staaten ihre CO2-Emissionen bis 2050 um 80–90% gegenüber dem Emissionsniveau von 1990 reduzieren müssen.

      Eine ältere Bevölkerung ist also nichts Negatives für eine Gesellschaft, und die damit eventuell verbundenen Probleme wie höhere Kosten können in einem verhältnismäßig reichen Land wie der Bundesrepublik mühelos bewältigt werden. Es ist also höchste Zeit für ein Umdenken in punkto Fortpflanzung. Anstatt wie bisher zu fordern, dass wir uns wieder stärker vermehren und so alle Probleme langfristig nur noch verschärfen, sollten die niedrigen Geburtenraten endlich als das begriffen werden, was sie sind: ein Segen für Deutschland.
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      Deutschland muss Vorbild sein

      Thorsten, 40, lebt in einem 2000-Seelen-Dorf in Schleswig-Holstein. Er arbeitet als Tischler in einem kleinen Betrieb und ist Single.
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Ein ganz wichtiges Thema ist für mich die Überbevölkerung und die damit verbundene Umweltzerstörung. Deutschland ist eines der Länder mit dem höchsten Energieverbrauch. Weniger Einwohner bedeuten weniger Heizungen, weniger Autos, usw. Deutschland ist außerdem so produktiv, dass wir nicht nur uns, sondern auch noch die halbe Welt (Exportweltmeister) versorgen können und dabei sogar noch mehrere Millionen Menschen nicht beschäftigen. Jeder sollte ein Recht auf eine Arbeit haben, die ihn zufriedenstellt und ausreichend versorgt. Das ist nur möglich, wenn die Bevölkerungszahl stärker abnimmt als die Produktivität zunimmt.

      Wegen seiner historischen Verantwortung sollte Deutschland in einem vernünftigen Umfang weiterhin für Flüchtlinge offen sein. Diese Zuwanderung muss bei der Bevölkerungsplanung von vorneherein mit eingerechnet werden. Es ist in meinen Augen humaner, dass die Deutschen auf Kinder verzichten, als wenn wir Flüchtlinge aus Kriegs- oder Krisengebieten abweisen müssten. Zur Zeit müssten wir das eigentlich tun, weil wir schon der derzeitigen Bevölkerung zu wenig Zukunftsaussichten bieten können.

      Die Familienförderung sehe ich kritisch. Natürlich müssen die Kinder, die jetzt vorhanden sind, vernünftig versorgt werden, von daher finde ich es auch in Ordnung, dass Singles mehr Steuern zahlen, weil ein Ein-Personen-Haushalt weniger Kosten hat. Aber das darf nicht dazu führen, dass weiterhin unkontrolliert Kinder in die Welt gesetzt werden, deshalb sollte die Familienförderung irgendwann abgeschafft werden und (nach rechtzeitiger Ankündigung) nur für Kinder weitergezahlt werden, die vor einem bestimmten Termin geboren sind. Was Familienpolitik/Bildungspolitik allgemein betrifft: An der Förderung und Ausbildung von Kindern darf nicht gespart werden. So etwas darf, wie z. B. auch die medizinische Versorgung, Umweltschutz usw., nicht materiellen Interessen untergeordnet werden.

      Bei uns im Betrieb ist meine Kinderfreiheit ziemlich nützlich. Ich brauche zum Beispiel keinen Urlaub in den Schulferien und mache in dieser Zeit die Vertretung für meinen Chef. Das hat sich seit Jahren zum Vorteil aller Beteiligten bewährt.

      Meine Ex-Freundin hatte genau wie ich keinen Kinderwunsch. Sie mochte Kinder aber gerne und wollte immer Tante werden. Den Wunsch hat ihr Bruder ihr dann auch erfüllt. Unsere Trennung hatte also nichts mit der Kinderfrage zu tun, wir haben uns im Laufe der Zeit einfach wegen der Entfernung (ca. 250 km) friedlich auseinandergelebt und irgendwann ist der Kontakt abgebrochen.

      Ich habe mir aber auch schon die Frage gestellt: Was würde ich machen, wenn meine Partnerin unbedingt ein Kind haben wollte? Vermutlich würde ich einer Adoption zustimmen. Ich persönlich habe zwar kein Bedürfnis nach Kindern, aber sehe es auch als eine sinnvolle Aufgabe an, einem oder mehreren Kindern ein gutes Zuhause und eine vernünftige Erziehung zu geben. Von daher würde ich voll und ganz hinter dieser gemeinsamen Entscheidung zur Adoption stehen. Ich wäre allerdings keiner Frau zuliebe bereit, die Menschheit weiter unnötig zu vermehren.
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11 Qualität statt Quantität

      Die dringende Notwendigkeit einer kleineren Bevölkerung weltweit und in Deutschland ist offensichtlich. Höchste Zeit also, dass sich die geistige Einstellung der Deutschen in Sachen Familienpolitik ändert und der in Deutschland vorherrschende und staatlich geförderte Pronatalismus überwunden wird. Hierzu bedarf es sowohl eines gesellschaftlichen Bewusstseinswandels als auch einer Veränderung der Politik. Diese beiden Faktoren lassen sich nicht unabhängig voneinander betrachten, sondern beeinflussen einander. Anstatt den Menschen weiterhin ungerechtfertigt Angst vor einer vergreisenden Gesellschaft oder dem baldigen Aussterben der Deutschen zu machen und Junge gegen Alte, Kinderfreie gegen Eltern aufzuhetzen, gilt es, ein Bewusstsein für die Unvermeidlichkeit und die Vorteile einer älteren Gesellschaft zu schaffen.

      Dazu muss die rückwärtsgewandte Fixierung auf eine Geburtenförderung aufgegeben werden, denn diese bindet Mittel und, schlimmer noch, Kräfte, die besser in die Herausforderungen der Zukunft investiert würden. Zum Beispiel in der Rentenpolitik. Anstatt Zeit und Energie auf eine Strategie zu verschwenden, die zum Scheitern verurteilt ist, weil sie auf der unmöglich zu erfüllenden Voraussetzung eines ständigen Bevölkerungswachstums beruht, sollte sich die Politik auf konstruktive Lösungen konzentrieren, die eine Anpassung an die veränderten Umstände ermöglichen. Also, ich werde nicht müde, es gebetsmühlenartig zu wiederholen: Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze; Aufnahme von Freiberuflern, Selbstständigen und Beamten in die gesetzliche Rentenversicherung; Einbeziehung anderer Einkunftsarten wie Miet- und Kapitaleinkünfte; sowie Bemühungen zur Erhöhung der Erwerbstätigenquote. Insbesondere müssen die Vorurteile gegenüber älteren Arbeitnehmern abgebaut werden, die sich darin spiegeln, dass die Erwerbstätigenquote in der Gruppe der 55- bis 65-Jährigen nur bei 55,9% liegt. Auch die Subventionierung der privaten Altersvorsorge gehört auf den Prüfstand. Seit 2002 fördert der Staat die private Altersvorsorge mit finanziellen Zuschüssen (Riester-Zulagen) und mit zusätzlichen Steuerersparnissen (zusätzlicher Sonderausgabenabzug). Die dadurch verursachten Steuermindereinnahmen machten bis einschließlich 2009 340,6 Millionen aus. Insgesamt kostete die Förderung den Staat im gleichen Zeitraum 6,42 Milliarden Euro.129› Hinweis

      Doch es geht bei Weitem nicht nur um die Renten. Aufgrund des absehbaren Endes fossiler Energien und mehr noch wegen der Notwendigkeit, Treibhausgasemissionen drastisch zu reduzieren, steht Deutschland ein gewaltiger Strukturwandel bevor, der einen Umstieg auf erneuerbare Energien und ökologische Landwirtschaft sowie verkehrsplanerische und städtebauliche Maßnahmen für kompaktere Siedlungen und kurze Wege erfordert. Es kann nicht so getan werden, als seien diese Herausforderungen mit einer kleineren Bevölkerung nicht wesentlich leichter zu bewältigen, und das bedeutet zugleich, dass sich auch die Familienpolitik am Ziel ökologischer Nachhaltigkeit ausrichten muss. Das ist leichter, als man denkt. Denn glücklicherweise wächst die deutsche Bevölkerung nicht mehr, sondern entwickelt sich bereits rückläufig. Damit befinden wir uns in einer wesentlich besseren Ausgangsposition als Länder wie Großbritannien und die USA, die sich mit dem Problem einer steigenden Bevölkerungszahl konfrontiert sehen. Auch sind in Deutschland Familien mit einem Kind oder zwei Kindern eher die Norm als die Ausnahme, sodass nicht gegen einen Trend angegangen, sondern dieser nur ermutigt und verstärkt werden muss. Hier könnte die Politik durchaus Zeichen setzen, etwa im Steuerrecht. Es wäre aber auch schon ein echter Fortschritt, wenn man aufhören würde, auf die niedrige Geburtenrate zu starren wie ein Kaninchen auf die Schlange und ständig mit neuen Vorschlägen aufzuwarten, wie man die deutschen Frauen in die Kreißsäle bekommt.130› Hinweis

      Um einen gesellschaftlichen Bewusstseinswandel herbeizuführen, ist Aufklärung natürlich das A und O. Es muss klar werden, dass Entscheidung über die Anzahl der Kinder, die jemand in die Welt setzt, mitnichten privater Natur ist, sondern Natur und Mensch auf der ganzen Welt beeinflusst. Es muss sich die Erkenntnis verbreiten, dass sich die ökologischen Probleme auch durch die besten Technologien und innovativsten Ideen nicht lösen lassen, ohne den Faktor der Bevölkerungsgröße zu berücksichtigen. Insbesondere die Naturschutzorganisationen sollten zu diesem Thema nicht länger schweigen. Lassen Sie mich dazu noch eine 2009 in dem Fachmagazin Global Environmental Change veröffentlichte Studie heranziehen, welche die Zusammenhänge zwischen Fortpflanzung und lebenslangem CO2-Fußabdruck des Einzelnen für mehrere Länder untersucht hat. Die Studie kam zu dem Ergebnis, dass die CO2-Emissionen der Nachfahren einer Person (Kinder, Enkel etc.), gewichtet nach dem Verwandtschaftsgrad, den lebenslangen CO2-Fußabdruck des ursprünglichen Elternteils bei Weitem übersteigen können. In den USA etwa fügt jedes Kind dem lebenslangen CO2-Fußabdruck der Mutter etwa 9441 Tonnen CO2 hinzu – das 5,7-Fache ihres direkten lebenslangen CO2-Fußabdrucks. Allein im Hinblick auf den CO2-Ausstoß ist die Entscheidung gegen ein (weiteres) Kind damit zwanzig Mal effektiver als alle sonstigen Maßnahmen, mit denen der Einzelne seinen CO2-Ausstoß reduzieren kann.131› Hinweis In anderen Ländern mit geringerem CO2-Ausstoß pro Kopf und/oder niedrigerer Geburtenrate sind die Auswirkungen schwächer; am grundlegenden Ergebnis ändert sich jedoch nichts. Bedenkt man dann noch die zahlreichen weiteren Umweltaspekte, die durch die Geburtenanzahl unmittelbar oder mittelbar beeinflusst werden, wird unmissverständlich deutlich, dass es in der Tat keine Entscheidung des Lebensstils (sei es im Hinblick auf Ernährung, Konsum, Mobilität oder Energieverbrauch) gibt, die so weitreichende Folgen hat wie die Entscheidung, ein Kind in die Welt zu setzen – oder eben nicht.

      Dieses Wissen müsste dringend verbreitet werden. Und wenn wir schon mal dabei sind, sollte in diesem Zusammenhang auch unbedingt auf die Überwindung der Vorurteile gegen Einzelkinder hingewirkt werden, die gemeinhin immer noch bestehen, obwohl zahlreiche Studien wiederholt gezeigt haben, dass Einzelkinder weder bei der Intelligenz noch bei der Sozialkompetenz schlechter abschneiden als Kinder mit Geschwistern. Es sollte also jeder dazu ermuntert werden, bei der Entscheidung für oder gegen ein (weiteres) Kind nicht nur seine persönlichen Lebensumstände und Wünsche zu berücksichtigen, sondern auch die Folgen seiner Zeugungstat und damit letztlich die Zukunft seiner Kinder und möglichen Enkel. Das hätte zudem den positiven Nebeneffekt, dass sich die Menschen grundsätzlich mehr und intensivere Gedanken über diese Entscheidung und ihre Elternschaft machen. Schließlich kann es ja nicht sein, dass auf die Auswahl eines neuen Autos oder Handy-Modells mehr Sorgfalt verwendet wird als auf die gewaltige Entscheidung, ein neues Leben in diese Welt zu bringen.

      Doch was wäre all dies ohne einen letzten, entscheidenden Punkt: Anerkennung der Kinderfreiheit als positive Lebensform! Es muss endlich Schluss sein mit der Diskriminierung von Kinderfreien. In einer Welt, in der die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen ein nie gekanntes Ausmaß angenommen hat und immer mehr Menschen um unbestreitbar knappe Ressourcen konkurrieren, leisten Kinderfreie unabhängig von ihren persönlichen Motiven einen wichtigen Beitrag. Je weniger Kinder geboren werden, desto mehr entschärft sich dieser Druck auf die Ressourcen und desto besser können die Bedürfnisse jedes Menschen jetzt und auch in Zukunft erfüllt werden. Und wer brächte weniger Kinder auf die Welt als Kinderfreie? Da diese ohnehin immer nur eine Minderheit waren, sind und wohl auch künftig bleiben werden – die Mehrheit der Menschen wird sich weiterhin Kinder wünschen und Kinder bekommen, und das ist ja auch völlig in Ordnung –, ist ebendiese Minderheit der Kinderfreien als Korrektiv umso wichtiger. Denn als solches vergrößert es den Spielraum der Mehrheit (auch bezüglich der Anzahl ihrer Kinder) und verbessert die Zukunftschancen ihrer Kinder. Statt also Kinderfreie wie bisher einerseits als verantwortungslos und egoistisch zu verunglimpfen und andererseits Menschen mit dem Schreckgespenst eines leeren und einsamen Lebens ohne Kinder in Richtung Elternschaft zu schubsen, ist es an der Zeit, Kinderfreiheit als wichtige Ergänzung zur Mehrheit der Eltern anzuerkennen und zu zeigen, dass man auch ohne Kinder ein erfülltes Leben führen kann. Dazu bedarf es einer Kultur, in der man sich ebenso selbstverständlich gegen Kinder wie für Kinder entscheiden kann, ohne unter Rechtfertigungszwang zu geraten oder sich einreden lassen zu müssen, man sei irgendwie defizitär. Mehr noch, Kinderfreiheit sollte als echte, gleichwertige Alternative zu Elternschaft begriffen werden, und das geht nur, wenn sich unser Bild der freiwilligen Kinderlosigkeit und die Assoziationen, die wir damit verbinden, ändern. Die Bezeichnung »kinderfrei« statt »kinderlos« ist da schon mal ein guter Anfang.

      Hier sind wir Kinderfreien auch selbst gefragt. Egal, ob in der Öffentlichkeit oder im Privatleben, es ist kontraproduktiv, sich mit einschränkenden Äußerungen wie »Ich hab’ einfach nicht das Zeug dazu« selbst herabzusetzen. Warum sollten wir nicht ebenso unbefangen über die Vorzüge eines kinderfreien Lebens sprechen wie Eltern über die Freude an ihren Kindern? Denn Vorteile gibt es einige.

      Zentral für die Kinderfreiheit und für viele ausschlaggebend ist die Ungebundenheit, der Platz für Spontaneität, die Freiheit, unabhängig über seine Zeit, seine Energie und sein Geld verfügen zu können. Für viele Frauen bedeutet dies auch, niemals wegen eines Kindes in wirtschaftliche Abhängigkeit von einem Mann zu geraten und niemals eine unglückliche Beziehung »den Kindern zuliebe« aufrechterhalten zu müssen.

      Ein weiterer Umstand, den viele Kinderfreie als großen Vorteil ihres Lebensstils ansehen, ist die Möglichkeit, auf Dauer eine intensive Paarbeziehung zu leben. Aufmerksamkeit, Zeit und emotionale Energie können dem Partner gewidmet werden und werden nicht auf ein Kind umgelenkt; der Partner bleibt die »Nummer 1«, bleibt Liebesobjekt und Objekt sexueller Begierde, anstatt nur noch ausschließlich oder überwiegend in der Rolle als Mutter bzw. Vater wahrgenommen zu werden. Das Sexleben ist besser, das Paar unternimmt mehr gemeinsam, spricht mehr miteinander und hat eine größere Bandbreite an Gesprächsthemen. Auch eine größere Geschlechtergleichheit innerhalb der Beziehung und weniger Konfliktstoff sind nicht zu unterschätzende Vorteile einer kinderfreien Beziehung. Gestützt wird dies übrigens durch zahlreiche Studien. Daniel Gilbert, Psychologieprofessor an der Universität Harvard, wertete für sein Buch Stumbling on Happiness zahlreiche Untersuchungen zum Thema Glück aus den USA und Europa aus. Das Ergebnis: Kinder verschlechtern die Zufriedenheit mit der Paarbeziehung deutlich. Den absoluten Tiefpunkt erreicht das Glücksgefühl der Eltern kurz nach der Geburt für die ersten zwei Lebensjahre des Kindes sowie (wenig verwunderlich) während seiner Teenagerphase. Erst wenn das Kind das Elternhaus verlassen hat, erreicht die Zufriedenheit des Paares wieder das gleiche Niveau wie vor der Geburt. Viele Menschen, so Gilbert, verspüren bei der Beschäftigung mit ihren Kindern kein stärkeres Glücksgefühl als bei der Erledigung von Hausarbeit. Und Wirtschaftswissenschaftler, die anhand verschiedener Variablen Modelle entwickelt haben, um die allgemeine Lebenszufriedenheit von Menschen zu messen, kommen regelmäßig zu dem Ergebnis, dass Kinder nur eine geringe Auswirkung auf das Lebensglück haben – eine geringe negative Auswirkung, wohlgemerkt.132› Hinweis

      Ein anderer Vorzug der Kinderfreiheit besteht in der schlichten Tatsache, dass diese Lebensform nicht notwendigerweise mit Einschränkung und Verzicht verbunden ist, was den Umgang mit Kindern anbelangt. Wer es genießt, Zeit mit Kindern zu verbringen, kann das auf mannigfaltige Weise tun: durch Freizeitaktivitäten mit den Kindern von Freunden, Verwandten und Nachbarn, durch ehrenamtliche Arbeit mit Kindern, durch Patenschaften oder im Beruf, etwa als Lehrer oder Erzieher. Elternschaft ist dafür nicht nötig.

      Und nicht zu vergessen: der immense ökologische Beitrag, den jeder Einzelne allein dadurch leisten kann, dass er kein Kind in die Welt setzt. Die Journalistin Lisa Hymas untermauert diesen Aspekt eindrucksvoll in ihrem Manifest Say it loud: I’m childfree and I’m proud.133› Hinweis Für die zunehmende Gruppe von Menschen, bei denen das Bewusstsein für die Zusammenhänge zwischen Bevölkerungszahl, Umweltzerstörung und Klimawandel ein wichtiges (zusätzliches) Motiv für ihre Kinderfreiheit darstellt, hat sie den Begriff Ginks geprägt: Green Inclinations, No Kids.

      Doch seien wir ehrlich. Wenn sich an der abwertenden Beurteilung der Kinderfreiheit etwas ändern soll, müssen vor allem zwei Pauschalurteile über Kinderfreie aus den Köpfen verschwinden, weil sie nicht nur für viele verletzend sind, sondern auch, weil sie zentraler Bestandteil der negativen gesellschaftlichen Sicht auf Kinderfreie sind. Das ist zum einen der Vorwurf des Kinderhasses. Das ist eines der am häufigsten geäußerten Vorurteile gegen Kinderfreie, basierend auf der Vorstellung: Wenn man etwas nicht haben will, dann muss man es hassen. Nach der gleichen Logik müsste jeder, der keinen eigenen Hund/keine Katze etc. haben will, Hunde bzw. Katzen hassen. In Wahrheit gibt es natürlich viele Kinderfreie, die Kinder ausgesprochen gern haben, manchmal sogar beruflich mit ihnen arbeiten. Andere verspüren weder besondere Zuneigung noch Abneigung, fühlen sich nicht besonders wohl mit Kindern oder finden sie einfach nicht besonders interessant. Und manche mögen tatsächlich keine Kinder. Wobei sich die Abneigung in der Regel eher gegen bestimmte Verhaltensweisen richtet wie Quengeln, Schreien, Kreischen. Allerdings möchte ich die Eltern sehen, die davon nicht auch gelegentlich genervt sind. Es ist jedoch ziemlich interessant, welch feindselige Reaktionen man mit dem Geständnis, keine Kinder zu mögen, auf sich ziehen kann. Kinderfreiheit allein kann man gerade noch durchgehen lassen, aber Kinder nicht zu mögen, scheint schlimmer zu sein als Rassismus, Frauenfeindlichkeit und Homophobie zusammengenommen; man muss sich schon fast wundern, dass es noch keine Gesetze dagegen gibt. Dabei sollte es doch wohl möglich sein, in Ruhe seine Abneigungen zu pflegen, solange man niemandem Schaden zufügt. Im Übrigen sprechen Handlungen wie Anschreien, Abwerten, Schlagen, Treten, Schütteln wohl von ziemlicher Abneigung, ja Hass gegen das Opfer – Handlungen also, denen unzählige Kinder immer wieder durch ihre eigenen Eltern ausgesetzt sind. Dennoch kommt niemand auf die Idee, Eltern als Kinderhasser zu beschimpfen.

      Der zweite häufige Vorwurf ist der des Egoismus. Ein ewiges Thema, endlose Variationen. Manchmal nimmt dieser die Form einer Behauptung an, die so haarsträubend wie unverschämt ist. Sie lautet: Auch wenn die Entscheidung gegen Kinder vielleicht nicht egoistisch sein mag, so ist man durch ein Leben ohne Kinder doch quasi zwangsläufig zum Egoismus verurteilt, weil man immer nur um sich selbst kreist. – Ach? Gibt es etwa keine Freunde, Eltern, Geschwister, Verwandte im Leben von Kinderfreien? Gibt es keine Tiere, alten Menschen, Kinder, Obdachlosen, Flüchtlinge, für die man sich einsetzen und um die man sich kümmern kann? Nicht umsonst geben viele Kinderfreie schließlich an, es als ausgesprochen positiv zu empfinden, dass ihre Kinderfreiheit ihnen ermöglicht, sich gemeinnützig zu engagieren, eine gute Freundin, ein hilfsbereiter Nachbar, eine liebevolle Tochter, ein geduldiger Enkel zu sein – kurz, sich auf vielfältige Weise in der Gesellschaft und in sozialen Beziehungen zu anderen einzubringen.

      Wer also Kinderfreien Ich-Fixierung vorwirft, gibt viel von sich selbst preis. Denn so etwas kann nur aus dem Mund eines Menschen stammen, der ohne Kinder nur um sich selbst gekreist ist und der auch mit Kindern nur um sich selbst und, in einer Art erweitertem Egoismus, um seine Kinder kreisen wird. Ein Blick über den Tellerrand seiner Kernfamilie wird dieser Person bedauerlicherweise kaum gelingen. Und überhaupt: Vielleicht sollten wir uns endlich klarmachen, dass jedes menschliche Handeln auf Lustgewinn und Schmerzvermeidung ausgerichtet ist. Jeder von uns versucht Dinge zu tun, die ihn glücklich machen, und Dinge zu vermeiden, die ihm Schmerz oder Leid verursachen, ist also auf seinen eigenen Vorteil bedacht und mithin in gewisser Weise egoistisch. Soweit es sich aber explizit um den Vorwurf handelt, Kinderfreiheit sei egoistisch, weil dem Allgemeingut abträglich, so dürfte Ihnen, wenn Sie es mit der Lektüre bis hierher geschafft haben, hoffentlich klar geworden sein, dass das Gegenteil der Fall ist.

      Die notwendige Aufklärung über all diese Tatsachen kann und muss auf vielen Kanälen erfolgen. Naheliegend ist natürlich der Schulunterricht. Wenn dort die ökologischen Auswirkungen der Familiengröße und Kinderfreiheit als gleichwertige Lebensform behandelt werden, kann sich bestimmt kein Lehrer über Desinteresse und mangelnde Unterrichtsbeteiligung beklagen … Auch Filme und Serien sind hervorragend geeignet, wie die Arbeit des Population Media Center beweist. Diese in den USA ansässige Organisation entwirft zusammen mit Medienmachern und Politikern weltweit Radio- und Fernsehsendungen, überwiegend Serien und Soap Operas, um die Menschen auf unterhaltsame Weise über die Vorteile kleinerer Familien und effektive Verhütungsmethoden aufzuklären und Geschlechtergleichheit zu fördern. Ein solches Konzept kann auch in Deutschland funktionieren. Zeit also, dass endlich auch ein paar positive kinderfreie Charaktere unsere Serienlandschaft bevölkern.

      Aufklärung ist jedoch nicht nur eine Aufgabe von Politik und Medien. Jeder Einzelne von uns, ob kinderfrei oder nicht, kann etwas tun. Wenn es sich im Gespräch ergibt, weisen Sie Freunde, Bekannte und Familienangehörige auf die Tatsachen hin. Schreiben Sie Leserbriefe, wenn wieder einmal ein Artikel über den Ökologischen Fußabdruck, den Klimawandel, Wasserknappheit oder ähnliche Probleme erscheint, ohne auf die Bevölkerungsproblematik einzugehen, wenn wieder einmal laut über Möglichkeiten nachgedacht wird, die Geburtenzahlen zu erhöhen, wenn wieder einmal auf Kinderfreien herumgehackt wird. Zudem sind im Anhang dieses Buches einige empfehlenswerte englischsprachige Webseiten und Blogs aufgeführt, die sich mit den Themen Umwelt und Bevölkerung sowie Kinderfreiheit beschäftigen. Vielleicht fühlt sich ja der eine oder andere von Ihnen inspiriert, diesen Seiten nachzueifern und auf diese Weise seine Stimme gegen den Pronatalismus zu erheben.

Nachwort

      Kinderfreiheit hat viele Gesichter, spricht viele Sprachen und ist in vielen Ländern zu Hause. Doch während sich der Begriff »kinderfrei« in Staaten wie den USA, Großbritannien, Kanada und Australien bereits im Vokabular etabliert hat, fristet er im deutschsprachigen Raum leider noch ein Schattendasein – ein Umstand, der sich allerdings nicht negativ auf das Selbstverständnis der Menschen auswirkt, die sich hierzulande als »kinderfrei« bezeichnen. Sie empfinden ihr Leben ohne Nachwuchs ebenso als positiv und beglückend wie ihre englischsprachigen Seelenverwandten. Kinderfreie aber finden sich ebenso in so unterschiedlichen Ländern wie Südafrika, Kroatien, Mexiko, Japan, Malaysia, Singapur, Argentinien, Ungarn, Südkorea, Indien oder Finnland und selbst im Iran und in Pakistan. Es ist ein weltweites Phänomen, eine universelle Geisteshaltung. Angesichts des wichtigen Beitrags der Kinderfreiheit zur Bekämpfung der Überbevölkerung eine überaus erfreuliche Tatsache, die Hoffnung macht. Dabei ist das Phänomen keinesfalls so neu, wie man vermuten würde. Zu allen Zeiten und in allen Kulturen gab und gibt es einen Anteil von mindestens 10% der Frauen, die ohne Nachwuchs bleiben – gewollt oder ungewollt. Nach Ansicht mancher Forscher ist dies evolutionär begründet, da es, so paradox das klingen mag, langfristig zum Überleben der Gemeinschaft beiträgt. Warum? Zum einen, weil auf diese Weise »Ersatzeltern« bereitstehen, falls die leiblichen Eltern aus welchem Grund auch immer wegfallen; zum anderen, weil so ein zu starkes Bevölkerungswachstum verhindert wird, das die verfügbaren Ressourcen übersteigt. Eine interessante Theorie, für deren Richtigkeit gerade heutzutage einiges spricht. Denn, wir erinnern uns, um das weltweite Bevölkerungswachstum nach Kräften zu verlangsamen, wäre ein Absinken der durchschnittlichen Geburtenrate auf 1,5 Kinder pro Frau erforderlich. Dieses Ziel ließe sich allerdings nur erreichen, »wenn keine Frau mehr als zwei Kinder bekäme und gleichzeitig ein erheblicher Anteil keine Kinder hätte [Hervorhebung durch d. Verf.]«.134› Hinweis

      Bevor Sie fragen: Nein, ich will niemanden bekehren. Nein, ich will nicht, dass die Menschheit ausstirbt, und nein, ich will auch nicht die Diskriminierung Kinderfreier durch eine Diskriminierung von Eltern ersetzen. Im Gegenteil, ich betrachte verantwortungsvolle Eltern und solche, die es werden wollen, als meine natürlichen Verbündeten, denn sie sollten schließlich das größte Interesse daran haben, eine lebenswerte Zukunft für kommende Generationen zu bewahren. Sehr wohl will ich allerdings, dass das pronatalistische Deutschland endlich aufwacht. Überall auf der Welt begreifen mehr und mehr Menschen die Gefahren des Bevölkerungswachstums, in Ländern wie Australien, Kanada, Großbritannien, Frankreich oder den USA wehren sich Bürger gegen die Fixierung ihrer Regierungen auf ein nationales Bevölkerungswachstum. Nur wir dämmern in dem Irrglauben dahin, dass mehr und mehr Kinder die Zukunft des Landes sichern. Es ist höchste Zeit, die Augen aufzumachen, den Ernst der Lage zu begreifen und umzudenken. Für manche mag Kinderlachen ja Zukunftsmusik sein, doch wenn wir nicht bald das familienpolitische Steuer herumreißen, dann werden die Kinder in Zukunft nicht viel zu lachen haben.

Empfehlenswerte Blogs und Websites

      Wer Gleichgesinnte sucht oder mehr über Kinderfreie, die unbekannten Wesen, erfahren möchte, wird im Internet rasch fündig. Die meisten Blogs und Foren sind amerikanischen Ursprungs. Das ist nicht überraschend, denn in den USA sind Pronatalismus und Babykult weitaus stärker ausgeprägt als etwa in Deutschland. Es gibt also viel, worüber es zu schreiben (und wogegen es anzuschreiben) gilt.

      La Vie Childfree (www.unscriptedlife.net) ist das Blog der Autorin Laura Carroll, Verfasserin des Buches Families of Two, das Interviews mit kinderfreien Ehepaaren enthält und mittlerweile zu so etwas wie einem kinderfreien Klassiker geworden ist. Im Gegensatz zu manchen anderen kinderfreien Blogs, die sich eher kämpferisch geben, ist Laura Carroll auf Ausgleich und Verständnis bedacht und der Ton der Artikel ist nachdenklich bis analytisch.

      Like It Is (www.thebritgirl.com) ist das Blog einer in Kanada lebenden Britin. Das Blog enthält viele interessante Beiträge zu politischen Themen und legt großen Wert auf Kommunikation mit den Lesern.

      Happily Childfree (www.happilychildfree.com), die kinderfreie Website von Phoena, enthält zahlreiche Ressourcen (Links, Bücher, Artikel). Das eigentliche Blog, das sei zur Warnung gesagt, ist ausdrücklich ein »Rants Journal«, das heißt, die Verfasserin lässt, dabei stets scharfsinnig argumentierend, ordentlich Dampf ab über ärgerliche Vorfälle, politischen Irrsinn und Babywahn und nimmt dabei kein Blatt vor den Mund.

      Childfreedom (www.childfreedom.blogspot.com) ist ein weiteres sehr empfehlenswertes Blog, das klug und engagiert die Dinge beim Namen nennt und interessante Einblicke in die Mechanismen der pronatalistischen Kultur, aber auch in das kinderfreie Leben bietet.

      In der »Married No Kids«-Sektion von Bella Online (www.bellaonline. com/site/marriednokids) schreibt Lori Bradley inspirierende Artikel über die verschiedensten Aspekte eines kinderfreien Lebens.

      Nicht mehr aktiv ist leider seit einigen Monaten das mit Verve geschriebene Blog Childfree Clique (www.childfreeclique.com). Das Archiv enthält jedoch viel interessantes Lesefutter, und die Verfasserin postet als Mahogany Misfit fleißig auf Facebook zu interessanten Themen rund um die Kinderfreiheit.

      Wenn Sie nicht ortsgebunden sind und auf der Suche nach dem Traummann/der Traumfrau: www.datingchildfree.com ist eine Datingseite für Kinderfreie. Im zugehörigen Blog finden sich nicht nur Ratschläge zur kinderfreien und allgemeinen Dating-Etikette, sondern auch Beiträge zu kinderfreien Themen.

      Childfree Hardcore (http://cf-hardcore.livejournal.com/) ist ein besonders aktives Forum, wo sich Kinderfreie aus aller Welt über ihre Erfahrungen austauschen und sich gegenseitig über politische Entwicklungen auf dem Laufenden halten.

      Wer sich speziell für die Umwelt- und Bevölkerungsproblematik interessiert, dem sei die Website von Population Matters (www.populationmatters.org) empfohlen, die eine Fülle von weiterführendem Material enthält (z. B. das halbjährlich erscheinende Optimum Population Trust Journal mit zahlreichen Buchbesprechungen und Artikeln), oder das gleichnamige Blog des Population Institute (www.blog.populationinstitute.org).

      Sehr informativ und vielfältig ist auch die bereits erwähnte Website grist.org (www.grist.org).

      World Population Balance (www.worldpopulationbalance.org) hat sich der Aufklärung über die Folgen des Bevölkerungswachstums verschrieben und enthält viele Informationen, persönliche Geschichten, inspirierende Beispiele für erfolgreiche Aufklärungskampagnen und Links zu anderen interessanten Seiten.

      Absolut sehenswert ist auch der berühmte Vortrag des emeritierten Physikprofessors Al Bartlett über die Wirkungsweise und Folgen ständigen exponentiellen Wachstums (http://www.albartlett.org/presentations/arithmetic_population_energy.html).
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